BEHÖRDEN- UND UNTERNEHMERUNFREUNDLICH 


Te 


Ostberlin 


Gr 
* 


Infefader IX E/ 


Koburger Straße 3 


04277 Leipzig Inhalt 


ax: 0341/31 1044 
ensce Zeitungen berichten über den rumänisch-serbischen Schwarzhandel 


an der Donau 4 
Sechs ehemalige Oppositionelle haben ihren Frieden mit der Macht gemacht 12 
Von der Bürgerbewegung zur organisierten Verantwortungslosigkeit 21 
„ Denkwürdigkeiten zu Ernst Mandel aus der Sicht eines DDR- PR | > 
x . ZurEinschätzung der gegenwärtigen Repressionswelle | r er Yo 
 Überdie: Hausbesetzerbewegung in Ostberlin, Teil 1 
Situation vietnamesischer AsylbewerberInnen 
Ein Bericht über die aktuelle Situation in Mexiko ug 
Mediales | a 
2? Ein Tagim August | Be 
u ‚ Post ER Er 


2 Pa DL PORN A 
€ s :R ur. ”. 
. e ’ :$ ran sr 
r% % z te rt 
‘ :& NER 
us » 4° 
_* & er: 
. r e e: 
. Bi BR EN . f 
v 6, . $* 
9 * .$ Br H 
$ b :3 2 “ 
Bi H #2 $ £ En % > ’ > 
> 2 $2 EEE “ 
. > SEF Js . 
ww 3% 27 
: . 5 B hr 
S- m +4 
# 
PETE J 
er RE 
. 2 
IE Er 
wr € 


% 
2.4 
En de 
Yan, 
2 5% 


PT‘ 
Pirwreprungen ARn 
Aal “» + ywir ur R % u. >. 
: L) in 
& D s . DB % “s 
H ER WEI 
2 u; Er < 
Wi ) j.. 
Ri S* £ 
u) 5 Er‘ v 3 Be 
’ v EE, 
P3 
6 


De ee His 5a, 21508 P 
SL I 
E er u ee 
er Se “nd { x 


een 


23 . Le, TR ig 


en E BA, A i at ist. 
f Beälrarde eis spre 5 is 4 00° u. aa RR 


Der "telegra 


7% 190%. Rabatt, Abonnenten Jur ngen siehe 3. Umch llagseite 


ViSdP. Wolfgang Rüddenklau z a. 


Redaktionsschluß: 18.9.95 . 1 | | ee x 
Herausgeberin: Gemeinnätziger v rein Umwelt. ibliothek Berlin, Schliemannstr 22, 104 43 


|Berlin, Tel. 4455714. 0 —— 

Fax: 4445623 (unbedingt Hinweis "für "telegraph' hir Befücen) 
E-Mail: telegraph@vlberlin.comlink.de e 8 ae, SER | 
Konto: Berliner Bank Nr. 118990800, BLZ 10020000 ie 


Editorial 


Fünf Jahre ist das nun schon wieder her, seit die Deutschen in Ost und West es wieder mal mit einem 
neuen Einheitsstaat probierten. Kein Anlaß zum Feiern möchte man meinen, besonders angesichts 
derinnenpolitischen Situation, der sozialenLage Ostdeutschlands und dem Wiederaufstieg Deutsch- 
lands in die Reihen der kriegsführenden Mächte (obwohl die DDR schon einmal fast dabei war, beim 
EinmarschindieCSSRim Jahre 1968). Umso mehr Anlaß für die Schönredner und Geschichtsfälscher 
aller Fraktionen, das Heutige zu loben, die Zukunft in verlockenden Farben zu malen und etwaige 
Erinnerungen an das Vergangene mit Geschichtslegenden zuzudecken. Daß sich an dieser 
Kampagne einige frühere DDR-Oppositionelle beteiligen ist peinlich genug, noch unangenehmer 
deshalb, weil die in der veröffentlichten Meinung der Bundesrepublik Deutschland als "DDR- 
Bürgerrechtler" Bezeichneten eben mit diesen Prominenten identifiziert werden. 

Es ist kein Geheimnis, daß wir zu den Initiatoren der durch die Medien bekannt gewordenen 
Gegenerklärung gehören und wir haben die Ereignisse in diesem Heft gründlich dokumentiert (ein 
Grund dafür, warum wir wieder mal so spät im Monat erscheinen und das Heft wieder mal aus den 
Nähten geplatztist). Auch unsere anderen Themen lassen sich unter dem Motto "Richtigstellung von 
Legenden" einordnen, sowohl heutiger als auch damaliger. | 

Für Technix brauchen wir diesmal keine Zeit zu opfern. Die fraglichen Abonnentinnen 
werden anbei mehr oder weniger unangenehme Schreiben finden. Wir waren es nicht, das hat der 
Computer getan! 


Redaktion "telegraph" 


Bildnachweis: Titelseite: Foto Bert Schlegel, S.5: epa, S. 16 Karrikatur von Dirk Moldt, 5.26: "Inprekorr" 


Nr. 287, September 1995, S. 45, 46, 48: Redaktionsarchiv, S. 55, 57 :Foto Frank Kreuzer 
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Donau 
Rumänische Zeitungen berichten über den rumänisch- 
serbischen Schwarzhandel über die Donau 


Endlich, endlich kommt der geballte Gegen- 
schlag, die Serben bekommen ihre Lektion er- 
teilt und unsere deutschen Flieger sind mit da- 
beil Soläßt sich verkürzt das Medienecho in der 
Bundesrepublik zusammenfassen. Bestenfalls 
wird zugegeben, daß sich eigentlich keine der 
drei Kriegsparteien bei ihren Offensiven und 
„säuberungsaktionen“ mit Ruhm beckleckert 
hat. Nicht einmal die Angriffe der inzwischen 
vierten Kriegspartei, die der Vereinten Natio- 
nen, lassen sich als durchweg human und edel 
darstellen, denn es gibt auch Meldungen über 
Opfer aus der Bevölkerung. Dabei handelt es 
sich zwar nur um serbische Meldungen, doch 
werdensievondenKommentatorennichtgrund- 
sätzlich angezweifelt. Sie feilschen lediglich um 
die Anzahl der Zivilopfer. Der Eingriff der Nato in 
das Kriegsgeschehen wurde als „Kriegs- 
verminderungsstrategie“ ausgegeben, war aber 
inder Realität der Beginneineslokalbegrenzten 
Weltkrieges gegen einen Teil der serbischen 
Armee. In den Darstellungen der deutschen 
Mediensindalle jugoslavischen Völker gleicher- 
maßen heiß auf den Krieg und die Serben ganz 
besonders. Vorbei sind die Zeiten, in denen 
über die serbische Opposition berichtet wurde, 
die gegen die Konfrontationspolitik ihrer Regie- 
rung Stellung bezog, über völkerübergreifende 
Friedensinitiativen, wie die Geistige Republik 
Zitzer oder das Serbo-kroatische Friedensschiff, 
das auf der Adria eine Rundfunkstation betreibt. 
Keine Regierung der Welt hat sie je politisch 
unterstützt, auch nicht die Vereinten Nationen. 
Kroatische oder moslemische Anti-Kriegs-Op- 
positionen scheint es nicht zugeben, auch nicht 
die Freundschaftskreise der Exiljugoslawinnen 
und Exiljugoslawen in Westeuropa, die sich 


noch nicht in nationale Gruppen zersplittert ha- 
ben. Verwundete, Tote und Vertriebene lassen 
sich besser vermarkten, als die Versuche, ein- 
fach und normal miteinander zu leben. In den 
Medien gibt es nur Kriegsreporter, keine 
Friedensreporter, keine Friedensbewegung, 
keine „Friedenslobby“. Ein Osteuropa-Korre- 
spondent erzählte mir, daß erin einer Kleinstadt 
am Rande Bosnien- Herzegovinaseine Gruppe 
junger Leute verschiedener Nationalitäten ken- 
nengelernt hatte, die über kulturelle Zusam- 
menarbeit ein Stück Zusammenleben versucht 
hat. Mit der Offensive der moslemischen Armee 
im April dieses Jahres wurde sie in alle Winde 
zerstreut. 

Ungeachtet der zwar von der UNO be- 
schlossenen aber nicht einmal halbherzig reali- 
sierten Boykott- und Embargopolitik gegen die 
jugoslawischen Staaten konnten und können 
sich die Kriegsparteien aufrüsten. Schlagzeilen 
machte vor zwei Jahren der Kapitän eines ser- 
bischen Tankschiffes, der von rumänischen 
Grenzstreitkräften auf der Donau aufgehalten 
wurde. Mit der Drohung, im Falle einer Be- 
schlagnahme des Schiffes das gelöschte Ben- 
zin aus den Tanksin die Donau abzulassen und 
abzufackeln, setzte der Kapitän seine Weiter- 
fahrt durch. Dagegen wird fast täglich von den 
Erfolgen irgendwelcher schnellen Eingreif- 
truppen aus allen möglichen Staaten berichtet, 
die äußerst bedrohliche Situationen entschär- 
fen. Wenn esdenPolitikern ernst um die Blocka- 
de gewesenwäre, warum unternahmenssie nichts 
gegen das dreiste Ultimatum dieses Kapitäns? 
Es spieltin der Medienöffentlichkeitkeine Rolle, 
wer die jugoslawischen Armeen mit Waffen, 
Munition und Treibstoff versorgt, wie sie gelie- 
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fert werden und wer die Kreditgeber sind. 
Ein Teil der Embargoverstöße läßt sich konkret 
dokumentieren. Bei meinem letzten Besuch in 
Rumänien erzählten mir meine Freunde von 
Schmuggelgeschäften über die Donau. Ichnahm 
sie als Erzähltes in Kenntnis und habe das 
davon Glaubhafte wiedergegeben (s. Telegraph 
12/94 S. 35). Obwohl mir bekannt ist, daß in 
Rumänien nach wie vor Gerüchte eine übliche 
Form der Nachrichtenübertragung sind, war ich 
überrascht darüber, daß die in der Bukarester 
Tageszeitung „Allgemeine Deutsche Zeitung für 
Rumänien“ (ADZ) dokumentierten Berichte alle 
mir bekannten Skandalgeschichten übertrafen. 
Diese achtseitige Zeitung wird hierzulande an 
Bahnhofskiosken vertrieben. Bis vor einigen 
“ Wochen bekam man die Mittwochsausgabe, in 
der.die vierseitige Wochenausgabe der „Banater 
Zeitung‘ (BZ) beigelegt war. Das ist ein eher 
hausbackenes Provinzblättchen, welches Inter- 
essierte immerhin darüber informiert, wie bei- 
spielsweise die österreichisch-banater Zusam- 
menarbeit auf kulturellem Gebiet gedeiht, und 
wo sich zu welchem Dorffest welche längst 
ausgewanderten Rumäniendeutsche ein fröhli- 
ches Stelldichein geben. Egal wie man darüber 
urteilt, die Banater Zeitung berichtet vor Ort und 
ist damit authentisch. Nun aber gibt es die 
Sonnabendzeitung der „DAZ“ ohne Banater 
Zeitung. Ich weiß nicht, wer darüber bestimmt, 
daß die Leserinder Bundesrepublik nichts mehr 
über das Banateerfahren sollen. Schließlich spielt 
sich dort derillegale Transfer über die Donau ab. 
Das Banat ist ein Landstrich im Nordwesten 
Rumäniens, das nach den Türkenkriegen von 
den Habsburgern mit Volksgruppen aus vielen 
europäischen Ländern neubesiedelt wurde. Im 
Verlauf der Geschichte fiel Jugoslawien ein Drit- 
tel dieses Landes zu. Bis heute haben sich 
Familienverbindungen über die Donaugrenze 
erhalten. 
In der ADZ- Ausgabe vom 24. 8. des 


letzten Jahres las ich das erste Mal über den 
Schmuggelbetrieb über die rumänisch-serbi- 
schen Grenze. Im kleinen Grenzverkehr wurde 
von Moldova Noua (Neumoldova) nach Veliko 
Gradiske beispielsweise Benzin in Pkw trans- 
portiert, wobei der rumänische Staat mittels 
erhobener Zollgebührenkräftigmitverdiente. Das 
Geschäft blieb lukrativ, denn die Abnehmer be- 
zahlten in harter D- Mark, die zum gültigen 
Zahlungsmittel in dieser Gegend wurde. Aufder 
rumänischen Seite hat sich eine regelrechte 
Zulieferindustrie entwickelt. Das fängt mit Ben- : 
zinkanistern an, die es für gepfefferte Preise 
gibt, schließt auch einfache Dinge wie Klopapier 
ein (die Rolle für eine Mark) oder - wie die ADZ 
schreibt - „anhängerweise“ Kunstdünger. Das 
dieser als Rohstoff für Sprengstoff dienen kann, 
wird nicht erwähnt. Inzwischen ist dieses Ge- 
schäft wegen der zu langen Wartezeiten an der 
Grenze und den Feilschereien mit den 
Grenzkontrolleuren um Zollgebühren und 
Schmiergelder nicht mehr attraktiv genug, trotz 
der neugegründeten privaten Bootsunter- 
nehmen. FürdieBewohnerder Grenzorteistder 
direkte Weg über die Donau bequemer. Zu- 
nächst nur als ein willkommenes Zubrot be- 
trachtet, konzentrierten sich die Einwohner im- 
mer mehr auf auf den Schmuggel. In einer 
Gegend, die von Arbeitslosigkeit gebeutelt ist, 
sind tägliche Reingewinnspannen von 400-500 
DM geradezu traumhaft. 

Die Tatsache, daß Donaufischer ohne Visa die 
Donaubefahrenkonnten, erschwerte den Grenz- 
soldaten ein konsequentes Durchgreifen. Aber 
auch die neuen Bestimmungen, wonach die 
Fischer nur noch unter Aufsicht und Genehmi- 
gung auf das Wasser dürfen, werden nur halb- 
herzig durchgesgtzt. Immer wieder findet man 
bei Leibesvisitationen bei den Grenzern be- 
trächtliche Mengen an Valuta, die ihnen als 
Bestechungsgelder zugestecktwerden. Obwohl 
es manchmal auch zu regelrechten Schlachten 
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mit Fischern gekommen ist, etwa als in einem 
rumänischen Dorf Grenzer wie wild über die 
Köpfe einer Menschenmenge hinwegballerten, 
weil sie in ihr einen Schmuggler ausfindig ge- 
macht haben wollten, kommt die „DAZ“ zu dem 
Resüme: „Laissez faire” scheint letztlich die 
Devise zu sein.“ Mit ernsthaften Strafen ist nicht 
zu rechnen, bestenfalls geht ein Teil des Ge- 
winns drauf und man müsse sich das nächste 
mal eben besser vorsehen. Es scheint, als be- 
trachteten die Schmugoler ihr Geschäft als ein 
sportliches Katz-und-Maus-Spiel und sie be- 
zeichnen sich inzwischen nicht ohne Stolz als 
„Embargisten“. Interessanterweise steht dieser 
Artikel nicht unter den Rubriken „Inland“ oder 


„Lokales“ sondern unter „Wirtschaft und Finan- 


zen”. 

Auffällig in diesem Artikel sind einige 
Ungereimtheiten. Wie sieht zum Beispiel das 
neue, imbeiderseitigen Einvernehmen zustande- 
gekommene Grenzkontrollabkommenaus, wenn 
einer der beiden Staaten unter internationalem 
Boykottedikt steht? Unkommentiert wird auch 
berichte, daß zum Ausbau des 
Grenzkontrollpunktes Naidas mangels staatli- 
cher Gelder aufprivate Investoren zurückgegrrif- 
fen wurde. Wer in dieser Region Geld hat und 
investieren kann, ist klar, ebenso, daß diese 
Finanzierung nicht ohne gewisse Bedingungen 
erfolgt sein dürfte. 

Daß es nicht nur die „kleinen Fische“ der Fischer 
sind, die am Boykott verdienen, belegt die 
„Banater Zeitung“ vom 22.3. 1995. Drei Rumä- 
nen hatten versucht, durch Bestechung eines 
Beamten der UNO-Mission Timisoara (Temes- 
var) mit „ungefähr einer) Viertel Million Dollar, 
wie aus nichtoffiziellen Quellen zu erfahren war“ 
und einer gefälschten Erlaubnis 10.000 Tonnen 
Diesel offiziell auszuführen. Für diesen Trans- 
port wären 6-7 Eisenbahngarnituren mit je 30 
Zisternen-Waggons nötig gewesen. Die 
Schwarzhändler werden mit vollem Vor- und 
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Zunamen genannt, ebenso die jugoslawische 
Firma „Les Colombes“ mit Sitz in Rumänien, wie 
auch die rumänische Firma „Autoimpex“. War- 
um nun der Deal platzte, wird nichtberichtet. Die 


‚ersten 30 Waggons standen jedenfalls auf ei- 


nem Temesvarer Güterbahnhof zur Abfahrt be- 
reit. Wer eine Viertelmillion Dollar in ein „Ge- 
schäft“ steckt, der muß auch Garantien dafür 
haben, daß so etwas funktioniert. 

Verwirrend ist übrigens, daß in den Zeitungen 
„DAZ“ und „BZ“ oftmals von Jugoslawien die 
Rede ist, ohne darauf einzugehen, welches der 
ehemaligen jugoslawischen Länder damit ge- 
meint ist. 

In der „DAZ“ vom 10. 5. dieses Jahres 
war Folgendes zu lesen: „Eine ungewöhnliche 
Versammlung mit einem ungewöhnlichen Be- 
schluß gab es vergangene Woche im Kultur- 
heim von Neumoldova (...).“ Augenscheinlich 
handelte es sich dabei um eine offizielle kom- 
munale Geschichte irgend einer Bürgerinitiati- 
ve. Aber weiter:„Dem AufrufeinerInitiativgruppe 
der sich mit Treibstoffschmuggel Beschäftigen- 
den waren über 100 Personen aus dem ganzen 
Bereich der Donauklamm gefolgt. (...) Einer- 
seits ging es auch darum, daß die Preise für den 
Treibstoff tiefgesackt sind - sie liegen jetzf bei 
70-80 Pfennig pro Liter Treibstoff, was die Ko- 
sten kaum noch deckt, sagen die Schmuggler - 
und daß man daran denken müsse, das 'Ange- 
bot’ zu diversifizieren. Die starke Konkurrenz im 
ungarischen und bulgarischen Grenzbereich 
sowie Embargobrecher aus Griechenland, die 
en'gros handeln, machen es letztens schwierig, 
durch Treibstoffschmuggel merkliche Gewinne 
zu erzielen. Umso mehr - dies der Hauptgrund 
der Zusammenkunft - als auf der Donau 'soge- 
nannte‘ Schmuggler aus Serbien aufgetaucht 
sind, die skrupellos Treibstoffboote und Moto- 
ren konfiszieren und auch vor Morden nicht 
zurückschrecken. Diese "nichtloyale Konkur- 
renz’ hat die rumänischen Schmuggler (die zu 


mindestens 50 Prozent der serbischen Minder- 
heit angehören) zur Verzweiflung gebracht und 
war der eigentliche Auslöser der Versammlung. 
Aufserbischer Seite sind paramilitärisch organi- 
sierte Banden aufgetaucht, die von einem ge- 
wissen Seljko Rajnatovic angeführtwerden, der 
in der Donauklamm als ‘Arkan’ bekanntgewor- 
den ist. Der 43jährige 'Geschäftsmann‘ aus 
Belgrad hat schnell die rumänischen und auch 
die serbischen Schmuggler das Fürchten ge- 
lehrt, indem er mit seinen Schnellbooten und 
kampferprobten Männern vorging: Es heißt, es 
handele sich um ehemalige Kämpfer der serbi- 
schen Armee, die an den Fronten in Bosnien 
und in der Krajna im Einsatz waren undjjetzt an 
der Donau vaterländische Pflichten erfüllen, wie 
sie es verstehen, war auf der Versammlung zu 
hören. Sie hätten auch rasch die einheimischen 
Schmuggler, die am rechten Donauufer Ansäs- 
sigen, verdrängt und diktieren jetzt Preise wie 
Umfang des Schmuggels. Rajtani Rajtanowic, 
Gatte der in Serbien berühmten Volksmusik- 
sängerin Zeze Velickovic, nennt sich Komman- 
dant der serbischen Freischärlergarde und hat 
selbst in Ostslavonien und in der Baranya ge- 
kämpft und soll es gerne unterstreichen, daß er 
an der Eroberung von Vukovar teilgenommen 
hat. SeitDezember, seit Arkans Bande im Raum 
der Donauklamm aufgetaucht ist, sind auch 
bewaffnete Zwischenfälle registriert worden, 
denn die Leute Arkans verfügen über Infanterie- 
und Artielleriewaffen und zögern nicht, sie auch 


einzusetzen. Vorrangig benutzen sie ihre star- 


ken und schnellen Boote und rammen nicht 
selten die leichten Blechboote der Schmudggler, 
um sie zum Kentern zu bringen, falls die Insas- 
sen nicht einverstanden sind mit den aufge- 
zwungenen Preisen oder mit der Überlassung 
des Schmuggelguts. In diesem Jahr sind bereits 
achtSchmuggler als vermißtgemeldet, dreisind 
ertrunken aus der Donau gefischtworden. Auch 
ein Luftkissenboot der rumänischen 


Grenzmarine ist angegriffen worden und von 
Arkans Booten gerammt und schwer havariert 
worden. Ein Matrose wurde dabei verletzt. Letz- 
tere Präzisierung wollten die rumänischen 
Schmuggler unbedingt gemacht haben, denn 
ursprünglich hatte man sie selbst dieser Tätlich- 
keit bezichtigt.“ 

Gibt es also stillschweigende Abkom- 
men „fairer“ Schwarzhändler mit loyalen rumä- 
nischen Grenzkontrollbehörden, die direkte Kon- 
frontationen ausschließen? Der von den 
Schmugoglern in der nichtöffentlichen Veranstal- 
tung gefaßte Beschluß war ein dreitägiger 
Schmuggelstreik. Hierzulande hätte der gera- 
dezugewerkschaftsmäßigorganisierte Ausstand 
herabblickende und teilnahmsvolle Heiterkeit 
erregt, wäre er zur Kenntnis genommen wor- 
den. Aber die Schmuglerwußten sehrgenau um 
die Wirkung ihrer Waffe Boykott. Damit wurde 
ein fest eingeplanter Kanal zur Kraftstoff- 
versorgung Serbiens lahmgelegt, und die Mo- 
dalitäten des Transfers verlagerten sich zeitwei- 
lig entscheidend. 

Die nächste Mittwochsausgabe der 
„DAZ“ vom 17. Mai berichtet auf ihrer letzten 
Seite von den Auswirkungen des Streikes. Ein- 
leitend ist von einem „Rat der Schmuggler“ die 
Rede, von dem alles ausging. Manche werden 
darüber feixen, daß nach den Jahrzehnten der 
zweifelhaften rumänischen Version des Real- 
sozialismus eine Form der selbstbestimmenden 
Rätedemokratie irgendwo in den Köpfen hän- 
gengeblieben ist. Ich kann mir nicht vorstellen, 
daß das ein basisdemokratischer Rat gewesen 
ist. Doch erst nach einem Besuch dieser Ge- 
gend würde ich mir trauen, genauer darüber 
urteilen. „Der ‘Schmugglerrat“ hat „eigentlich 
erreicht, was er wollte, nämlich die Serben zu- 
nehmend in Konflikt zu bringen mit der organi- 
sierten Bande des ‘Arkan’ (ADZ berichtete dar- 


. über), welche die normale Schmuggelei’in der 


Donauklamm verunsichert.“ Die Serben als Ab- 
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nehmer waren nun gezwungen über die Donau 
zu den rumänischen Lieferanten zu kommen, 
die breitbeinigaufihren Sofasihre Preisefürden 
Treibstoff diktierten, derhundertliterweiseinden 
Kellern ihrer Häuser schlummerte. Die „DAZ“ 
schreibt: ,Indervergangenen Woche sinddurch- 
schnittlich pro Nacht fünf bis sieben Boote von 
den Grenzern und der Grenzmarine gestellt 
worden. (...) Im Durchschnitt sind in der vergan- 
genen Woche von 20 gefaßten Schmugglern 15 
Serben gewesen. Dutzende Tonnen Treibstoff 
und über 5000 DM wurden sichergestellt. (...) 
Die serbischen Schmugogler, die gefaßt werden, 
werden mit Strafgeldern belegtund - bis zu ihrer 
Auslieferung nach Jugoslawien - in Vorbeuge- 
haft genommen.“ 

In einer späteren Ausgabe der „DAZ“, 
vom 14. Juni, beginnt die Autorin beziehungs- 
weise der Autor den Artikel mit dem Hinweis auf 
eine „fast zeitungsseitengroße Order des Prä- 
fekten“, gemeintistdie,Order Nr. 87 des Präfek- 


A PLACE FOR THE UNDERGROUND 


DIE KVU IST UNTERKELLERT I I I 


ten von Karasch-Severin, die am 11. April ver- 
abschiedet wurde“. Da mir hiesigem „DAZ"- 
Leser nur ein Siebentel beziehungsweise nur 
ein Sechstel der „DAZ“ -Welt bekannt ist, weiß 
ich nicht, was diese Order beinhaltet. 

Soweit ist klar, daß sie sich auf den 
Schwarzhandel über die Donau bezieht und es 
istklar, daß auf einer Sitzung des Präfekturrats 
am Wochenende vor dem 14.6. kaum ein Effekt 
dieser Order konstatiert wurde, vielmehr eine 
vernichtende Niederlage: „der Präfekt selbst: 
Die Wirkung besteht aus etwa 10% des Erhoff- 
ten“, Weiter heißt es: „Die großräumige soziale 
Erscheinung des Treibstoffschmuggels mit Ser- 
bien, die einige Gemeinden und Einwohner in 
der Donauklamm inzwischen steinreich werden 
ließ, die auch eine Art Ormerta schaffte welche 
sogar soweit führt, daß Schaden bei Großfeu- 
ern, die in den improvisierten Treibstofflagern in 
den Höfen der der Anwohner auftauchten, ein- 
fach geleugnet werden, die andererseits zu ei- 


JETZT WIEDER UNREGELMABIG REGELMABIG: 

VORTRÄGE, DISKUSSIONEN, LESUNGEN, THEATER, KONZERTE, DI5COS, PARTYS ... 
WENN IAR DAZU IPEEN HABT, KOMMT DIENSTAG ZUR YV. WIR HABEN "NE 
THEATERGRUPPE, DIE HIER FÜR DIE WELTRARRIERE PROBT UND PLATZ FÜR LEUTE, 
DIE SICH SPORTLICH OVER UNSFORTLICH ODER SONETWIE BETÄTIGEN WOLLEN, 
IST AUCH Noch. Unp Köche MIT INSPIRATION SIND AUCH IMMER WIEDER GEFRAGT. 


ACH JA UND NEUE TOLLE FILME FALLEN UNS AUCH NICHT IMMER EIN. 


Mi-50 CAFE AB IQ UHR 
Di: 18 Unr YV (alle 2 WocHEN) 
Mi: 15 Une BRAIN Arcaıv (BIBLIOTHEK) 


Do: 20 Uhr "ARENDMAHL" 


FR: 16 Unr "avuU” Für Kıvs 
SA: 20 UHR "CULTURE CLUB" 


Go: 1% UHR FRÜHSTÜCK 


20.30 UHR FLIMMERSTUNDE 
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nem noch nie dagewesenen Bauboor, zurgröß- 
ten Fahrzeugdichte pro Einwohner in Rumäni- 
en, Zur Ignorierung der Landeswährung zugun- 
sten der D-Mark, zu breitangelegter Prostitution 
und zu Erscheinungen der Klein- und Groß- 
_kriminalität führten, die sich unter derselben 
Schweigepflicht aller hier Wohnenden gut ver- 
stecken, läßt sich wohl nicht einfach durch eine 
Order, undseisie auch des Präfekten, stoppen.“ 

Boomtown in Rumänien? Ein Artikel 
aus einer deutschsprachigen rumänischen Zei- 
tung, den ich leider nicht mehr zur Verfügung 
habe, berichtete darüber, daß die Stadtwirtschaft 
einer Kleinstadt an der Grenze zu Serbien 
schlichtweg zusammengebrochen ist, weil sich 
die meisten der Angestellten lieber mit dem 
lukrativeren Transfer über die Grenzen enga- 
gieren. Die Ortschaft versinkt geradezu inihrem 
Müll, weil es niemand gibt, der für ein paar 
tausend lausige Lei den Dreck beiseite schafft. 
Die Kommune ist pleite, und kann nicht den 
Lohn garantieren. 

Die ADZ vom 14. Juni berichtet weiter: 
„Während auch diesmal die Bürgermeister der 
Ortschaften in der Donauklamm ihre Machtlo- 
sigkeit erklärten, etwas unternehmen zu kön- 
nen, auch weil sie ständig bedroht werden, 
während die verschiedenen Kommissionen des 
Kreises kaum mehr tun können als festzustel- 
len, daß der Schmuggel floriert und daß laufend 
Gesetze übertreten werden, gibt es zur Stunde 
in Neumoldova die größte Tankstellendichte in 
Rumänien und laufend werden neue Tankstel- 
len gebaut. Denn wer eine Tankstelle dort be- 
sitzt, der kann mit einem Tankwagen Treibstoff 
ankarren und der mußnicht , wie Privatleute, an 
der Schranke von Nadas(eine innerrumänische 
Zollgrenze), wo Polizisten die Autos kontrollie- 
ren für Kanister und Treibstoff Strafgebühren 
entrichten.“ Nach vierstündiger Debatte wurde 
klar, daß nicht einmal Grundvoraussetzungen 
zur Durchsetzung der Order geschaffen worden 


waren, denn ihre allgemeine Bekanntmachung 
durch Vervielfältigung und öffentliche 
Aushängung wurde unterlassen. Dennoch wur- 
den „Treibstoff, Boote, Bootsmotoren sowie 
Fremdwährung in Milliardenhöhe sichergestellt.“ 
Aber es wurde auch gesagt, daß „immer noch 
Millionen Liter Treibstoff in die Donauklamm 
kommen bzw. hunderte Millionen Liter dortunter 
absolut improvisierten Bedingungen gelagert 
sind.“ So berichtet die „DAZ“ vom 9. September 
von der Explosion zweier Tankstellen In 
Neumoldova. Eine zu tief befestigte Benzinlei- 
tung wurde durch einen Tankwagen beschä- 
digt. „Das ausgeflossene Benzin entzündete 
sich durch Funkenschlag und setzte Plastik- 
behälter in Brand, die nachts hier anjeder Tank- 
stelle gefüllt werden zwecks Weitertransport 
über die Donau nach Serbien.“ Erstim Februar 
ist eine spezielle Berufsfeuerwehr gegründet 
worden, die seitdem über hundert Einsätze fuhr. 
Am 17. Juni berichtete die „DAZ‘, daß „Arkans 
Tiger‘ wieder zuschlagen würden. Seit Jahres 
beginn war bis zu diesem Tag die Zahl der 


_ vermißten rumänischen Schmuggler auf 17 ge- 


stiegen. Wöchentlich werden aus der Donau g- 
4Leichen gefischt. Zunächt wird der konfiszierte 
Treibstoff auf der serbischen Seite gehortet, 
danach in.die Kriegsregionen transportiert. In 
einem Treffen von Grenzbevollmächtigten bel- 
der Staaten wurde über die organisierten para- 
militärischen Banden gesprochen. Schließlich 
sah sich die serbische Seite genötigt, auf ihrer 
Flußseite Razzien durchzuführen, die sich als 
äußerstergiebigerwiesen. Dennoch unternahm 
man dort noch keine bedeutende Anstrengun- 
gengegen „Arkans Tiger“. Daßdierumänischen 
Schmuggler inzwischen auch nicht mehr 
Samthandschue anziehen, beschreibt ein Arti- 
kel der „DAZ“ vom 19. September. Am Fluß- 
kilometer 1032 wurde eine Woche zuvor vonder 
Grenzwacht ein Schmugglerboot aufgebracht 
und an das Ufer gezogen. Darauf erschienen 


telegraph 9/95 


plötzlich etwa 30 Dorfbewohner undbedrängten 
die zwei Grenzer, die unvermittelt auf das Was- 
ser flüchten mußten. „Vierzehn Metallboote, die 
mit starken Bootsmotoren ausgerüstet waren, 
nahmen die Verfolgung des Grenzerbootes auf. 
Die inzwischen auf etwa 60 Männer angestiege- 
ne Besatzung dieser Boote kreiste das Grenzer- 
boot ein und versuchte, es zum Kentern zu 
bringen. Erst das Erscheinen zweier zu Hilfe 
kommender Schnellboote der Grenzmarine ret- 
tete die Besatzung und das Boot der Grenzer. 
Ein paar Stunden später tauchten im Hafen 
Drencova, wo die Boote der Grenzmarine an- 
kern, 15 vollbesetzte Pkw und zwei ebenfalls 
vollbesetzte Lkw auf... .“Ihre Insassen verlang- 
ten von den Grenzsoldaten das „Einstellen der 
Grenzüberwachung und das Aufhören der Be- 
lästigungen “anderenfalls würde man ihnen die 
Dächer anzünden, denn man wisse ja, wo sie 
wohnen. Sollte das nicht helfen, werden mandie 
Waffen aus den Verstecken holen. Erst nach 
dem Eingreifen des Gemeinderats, des Bürger- 
meisters und der Ortspolizei beruhigte sich die 
Situation. Die Schmuggler zogen mit der Dro- 
hung ab, daß es sich damit nicht erledigt hätte. 
Öffentlich wird über die Versorgung ei- 
ner der jugoslawischen Kriegsparteien berich- 
tet. Das ist nur ein und sicher nicht der bedeu- 
tendste Kanal über den die Kriegsmaschine am 
Leben erhalten wird. Laut eines Artikels in der 
„DAZ" vom 22. 3. 94 bekommt die serbische 
Armee Unterstützung aus Rußland, die kroati- 
sche kauft sich in der Ukraine und in Weißruß- 
land ein, wobei über Drittländer wie China gelie- 
fert wird. Saudi-Arabien und Iran finanzieren 
den moslemischen Krieg. Deutsche Experten 
beobachteten, daß Waffen aus ehemaligen so- 
wjetischen Beständen der DDR im Kriegsgebiet 
aufgetaucht sind, wie auch einstmalige NVA- 
Waffen. Über Kriegssteuern, die auch Exilanten 
auferlegt werden und dubiose Auslandfirmen 
finanzieren die serbischen und kroatischen Re- 
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gierungen das Morden. Ginge es den Vereinten 
Nationen wirklich um die Beendigung des Krie- 
ges, hätte sie hier vielfältige Möglichkeiten, sich 
zu engagieren. Aber es wäre sinnlos, gegen die 
rumänischen Schmugogler hartvorzugehen, ohne 
die Gründe dieses Schmuggels zu beseitigen, 
die Armut und Perspektivlosigkeit in den 
osteuopäischen Staaten. Ich denke mir, man 
wird eher die „Deutsche Allgemeine Zeitung für 
Rumänien“ vom hiesigen Markt nehmen. Dann 
sieht man das Problem nicht mehr. 
Molti 
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„Autonomie und Solidarität“ 
Sechs ehemalige Oppositionelle haben ihren Frieden mit 
der Macht gemacht 


‘Schon wieder die Bohley”, mag mancher ge- 
stöhnt haben, als sich der Bundeskanzler der 
Bundesrepublik Deutschland am 23. August in 
der Fehrbelliner Straße 62 in der Wohnung von 
Bärbel Bohley zum Tee einlud, - nur einen 
Steinwurf von zwei ehemals besetzten Häusern 
entfernt. Auch ich bin es langsam leid, schon 
wieder über die vielzitierte “Mutter der Revoluti- 
on” zu schreiben, - auch wenn ich die traurige 
Genugtuung habe, mit meinen Vorraussagen 
mehr als recht behalten zu haben. 

Sechs so bezeichnete “DDR-Bürger- 
rechtler”, neben FrauBohley Konrad Weiß, Freya 
Klier, Wolfgang Templin, Günther Nooke und 
Erhardt Neubert, trugen, wie eshieß, dem Kanz- 
ler ihre Sorgen um die immer noch existieren- 
den Seilschaften, die PDS, die Einheit Deutsch- 
land und die Demokratie vor. So jedenfalls die 
Presserklärung der Teerunde, die wir wegen 
ihrer orginellen Form und nicht minder wegen 
ihres anerkennenswert bedenkenlosen Inhalts 
anbei im Kasten abdrucken. Selbst wenn man 
die schlimmsten Befürchtungen hinsichtlich des 
moralischen Absturzes dieser sechs Menschen 
hat, wirdmannichtannehmenweollen, daß diese 
verdrehte Amtssprache aus ihrer Feder kommt. 
Obwohl eine Formulierung, nämlich die “rück- 
wärts gewandten Kräfte” geradewegs aus der 
deterministischen Gedankenwelt des früheren 
Zentralorgans der SED zu kommen scheint, 
waren sich doch alle Beobachter in der Ein- 
schätzungeinig, das Papier sei voneinem Büro- 


hengst im Bundeskanzleramt formuliert wor- 


den. Der mittlerweile als intimer Bohley-Gegner 
bekannte Reinhard Schult allerdings erhielt vom 
Kohl-Gesprächspartner Wolfgang Templin eine 
Auskunft, die in eine andere Richtung weist. Er, 


Templin, sei bei der Abstimmung der 
Presserklärungnichtzugegengewesen. Erkön- 
ne sein, daß der Theologe Neubert sie mitge- 
bracht hätte. 

Ansonsten fällt natürlich die Geste der 
Machtteilhaber auf, mit der die sechs Disputan- 
ten ihre Feinde bedrohen, die sie für die Feinde 
der Demokratie halten. “Vorbeugend", heißtes, 
soll den “demokratiefeindlichen und extremisti- 
schen Kräften mit rechtsstaatlichen Mitteln eine 
Durchdringung der Gesellschaft verwehrt wer- 
den”. Dabei denken sie natürlich zuvördersi an 
das Sorgentelefon, mitdessen Führung, wie der 
Kanzler Tage danach wohlwollend und für den 
Wahlkampfbeitrag dankbar verkündete, einer 
der sechs betraut werden wird (die - abgesehen 
von Nooke - fünf anderen derzeit nach neuen 
Jobs Suchenden werden, vermuteich mal, auch 
nicht verhungern müssen). Aber die Formulie- 
rung läßt unschwer erkennen, daß der Staat 
auch andere (wohlgemerkt rechtsstaatliche) 
Mittel bereithält. Ein Schelm, wer dabei an den 
$ 129a, den Bundesverfassungsschutz und die 
Knüppel der SEK-Kommandos denkt! Nein, VOr- 
erst geht es darum, diejenigen Gedenkstätten 
und Wissenschaftsbereiche zu fördern, die sich 
der Aufarbeitung widmen. Daß das In einem 
bestimmten, von den sechs und wahrscheinlich 
auch vom Kanzler gemeinten Sinn geschehen 
muß, wird mit der Formulierung angedeutet: ‘es 
solle darauf geachtet werden, daß die Wissen- 
schaftler und Projekte gefördert werden, die 
sich nichtan der Vertuschung beteiligten”. Wohl- 
gemerkt, die Freiheit der Forschung und der 
Lehre ist ja nicht beeinträchtigt, nur die 
Fördergelderwerdendenjenigenzugelenktwer- 
den, die sich richtig verhalten. 
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Presserklärung von sechs „Bürgerrechtlern‘“ zu einem Treffen 

mit Helmut Kohl am 23. August 1994 | 
Zu einem Gespräch über Fragen der Vergangenheitsaufarbeitung und zum 
Einigungsprozeß trafen sich inder Wohnung von Frau Bärbel Bohley Bundeskanz- 
ler Dr. Helmut Kohl und eine Gruppe von Vertretern der ehemaligen DDR- 
Opposition. Beteiligt waren Katja Havemann, Freya Klier, Erhart Neubert, Gün- 
ther Nooke, Wolfgang Templin und Konrad Weiß. Die Bürgerrechtler begrüßen, 
daß das politische Engagement auch außerhalb der demokratischen Parteien als 
wichtig erachtet wird. | 

Die Bürgerrechtler informierten den Bundeskanzler über ihre Sicht der‘ 
Vergangenheitsaufarbeitung. In vielen gesellschaftlichen Bereichen würden Pro- 
bleme auftreten, da nach wie vor von starken politischen Kräften versucht wird, die 
Folgen der SED-Diktatur zu verharmlosen. Mit dieser Verdrängungs- und 
Vertuschungsstrategie solle die Verantwortung für Menschenrechtsverletzungen 
und die wirtschaftlichen sowie ökologischen Verheerungen der früheren Macht- 
eliten abgewiesen werden. Eine solche Verharmlosungspolitik würden auch dieje- 
nigen betreiben, die sich durch Koalitionen mit der SED-Nachfolgepartei einen 
Machtgewinn versprächen. 

Besonderes Gewicht legten die Bürgerrechtler auf die notwendige Förde- 
rung von Gedenkstätten und den Wissenschaftsbereichen, die sich der Aufarbei- 
tung widmeten. Es solle darauf geachtet werden, daß die Wissenschaftler und 
Projekte gefördert werden, die sich nicht an der Vertuschung beteiligten. 

Das Schwergewicht der geschichtlichen, juristischen und politischen Aufar- 
beitung soll auf der Rehabilitierung und Wiedergutmachung der Opfer der SED- 
Diktatur und der Aufklärung totalitärer Strukturen liegen. ! 

Die Bürgerrechtler würdigten die Fortschritte des Vereinigungsprozesses. 
Sie stellten fest, daß trotz einiger Probleme im Rechtsbereich die Demokratie sich 
in ihren Institutionen gefestigt hätte. Wohlaberständen Teile der Bevölkerung der 
Demokratie abwartend und fremd gegenüber. Dies sei die Folge der durch den 
gesellschaftlichen Umbau eingetretenen Verunsicherung. Diese Verunsicherung 
würde von den rückwärts gewandten Kräften demagogisch genutzt undalte Feindbild- 
ideologien würden wieder mobilisiert. 

Um.die Bürger in der Demokratiezubeheimaten, schlugen die Bürgerrecht- 
ler vor, eine Beratungs- und Betreuungsstelle einzurichten, die denjenigen zur 
Verfügung stände, die durch Bürokratie, Filz und alte Seilschaften behindert 
würden. Nötig sei, daß das Selbstbewußtsein der Ostdeutschen gestärkt würde. 
Neben dem Aufbau lebensfähiger wirtschaftlicher Strukturen, müsse die Politik 
auch verstärkt das geistige Zusammenwachsen der Deutschen fördern. Im Sinne 
der Schaffung einer wehrhaften Demokratie sollten vorbeugend demokratie- 
feindlichen und extremistischen Kräften mit rechtsstaatlichen Mitteln eine Durch- 
dringung der Gesellschaft verwehrt werden. | 

Frau Bohley schenkte dem Bundeskanzler ein Exemplar des im Sommer 
1989 illegal im Keller von Katja Havemann gedruckten Buches: „Und die Bürger 
melden sich zu Wort“. Berlin, 23.8.1995 
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Um nicht mißverstanden zu werden: Ich 
bin durchaus kein Anhänger der gegenwärtigen 
Woge von dreister postkommunistischer wie 
auchkonservativer Geschichtsfälschungenoder 
auch nur der dümmlichen Abschreibekünste 
westdeutscher Professoren. Aber dem kann 
mandoch wohl nicht mitden gleichen zentralisti- 
schen Methoden beikommen, die in der DDR 
dafür sorgten, daß die Wissenschaften die Mäg- 
de der Herrschaftsideologie blieben! 

Genau dies - jetzt im Bündnis mit der 
Macht gegen die Gegner vorzugehen - scheint 
jedoch das Ziel des Sextetts zu sein: “Wenn sich 
dermächtigste Mann im Staate dafür ausspricht, 
daß eine andere Diskussion nötig ist,” betonte 
der bisher politisch glücklose Chef des Bran- 
denburger Bürgerforums, Günther Nooke, ‘dann 
hat das Konsequenzen!” Und der bisher von 
seiner Kirche als linker Intellektueller verdäch- 
tigte Theologe Erhart Neubert weiß bereits virtu- 
os auf dem Klavier der einschlägigen Drohun- 

gen zu spielen. Dem Journalisten Stefan Berg, 
der die sechs wegen ihres “Händedrucksmitder 
Macht”im evangelischen “Sonntagsblatt” ange- 


griffen hatte, schrieb er: “Der Artikel könnte als 


Problemanzeige eines jungen Journalisten ge- 
deutet werden, der seine verfassungsfremden 
Ideologien noch etwas sortieren muß. Aber es 
ist eben auch ein redaktioneller Artikel. Sollte 
man es wirklich glauben, daß wichtige Bereiche 
der hochsubventionierten veröffentlichten Mei- 
nung des Protestantismus ‚mit dem demokra- 
tisch-antitotalitären Grundkonsens, der unter 
anderem ganz selbstverständlich den Kanzler 
(den jetzt die CDU stellt) undehemalige Bürger- 
rechtler verbindet, nichts anfangen können?’(1) 
SollteNeubert doch die zitierte Presseerklärung 
geschrieben haben? 

Gerade Erhart Neubert hatte ich eine 
solche politische Entwicklung am wenigsten 
zugetraut. Im “telegraph” hatte ich 1993 (2) ein 
Interview mit ihm über seine Arbeit im Stolpe- 
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Untersuchungsausschuß. Neubertwar 1990 aus 
dem Demokratischen Aufbruch, den er als Ge- 
schäftsführer leitete, ausgetreten, nachdem 
Eppelmann und Schnur hinter seinem Rücken 
den Anschluß an die CDU gemanagt hatten. Ich 
dachte nach dem Interview, daß ich mit Neubert 
einig sei in der Abneigung gegen den mafiosen 
Parteienfilz, in derForderung nach wirklicher 
Demokratie und Selbstbestimmung und der 
Ablehnung antiaufklärerischer und herrschafts- 
freundlicher Ideologien. Und Neuberts weiteres 
kritisches Engagement in dieser evangelischen 
Kirche war für mich eine Ermunterung, mich 
gelegentlich doch als evangelischen Christen 
zu bezeichnen und ganz gegen jede Vernunft 
auch noch Kirchensteuer zu zahlen. Heute sagt 
er dem Journalisten Stefan Berg, auch der 
Rüddenklau, der “damals wie heute eher anar- 
chisch drauf ist” hätte schon ihn wegen des 
Kohl-Gesprächs telefonisch vollgenölt (4). Die 
auch hier sicherlich wieder beabsichtigte Radi- 

kalismus-Denunziation ist umso unverständli- 

cher, als Neubert selbst die Mechanik des Radi- 

kalismus-Vorwurfes zu Genüge kennt und sich 

vielleicht gut daran erinnert, wie der uns beson- 

ders verhaßte letzte DDR-Innenminister Diestel 

im Juni 1990 getreudem westdeutschen Vorbild 

dieses Totschlagsargument der alt-neuen Or- 

thodoxie für alle Menscheneinführte, die‘gegen 

die sozial-marktwirtschaftliche Gesellschaft ge- 

richtet sind und der Utopie des Sozialismus 

folgen”. 

Über die Gründe seines Wandels wird 
Neubert wohl keine ehrliche Auskunft geben 
können. Am wahrscheinlichsten ist für mich, 
daß er dem ständigen Druck der Kirchenoberen 
wegen seiner Aktivitäten’gegen Manfred Stolpe 
auf Dauer nicht mehr gewachsen war und ge- 
genüber der Drohung der Vernichtung seiner 
Existenz sich in die rettenden Arme des Kanz- 
lers flüchtete. Wie sagte er doch damals über 
seine letzte Zeit im Demokratischen Aufbruch? 
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Karrikatur von Molti aus dem Jahre 1990, die nicht erst heute zur bitteren Ironie geronnen ist 


“Ichbineine Wochenochindastolle Vergnügen an der Versuchung ist ja bekanntlich, ihr nach- 
gekommen, das Sponsoring durch die west- zugeben. Ein trauriges Ende und für mich wie- 
deutsche Industrie zu erleben. Ich hatte dann der mal eine ganz persönliche Enttäuschung, 
plötzlich einen persönlichen Referenten, einen ganz vonder gleichen Qualität wie die mitfrühe- 
westdeutschen Juristen, eingroßesDienstauto, ren Freunden, die sich dann als ‚Stasispitzel 
eine Tasche mit Geld. Eine Woche, dieichsehr erwiesen. 

genossen habe. Ich spürte, daß das eine wahn- Über den eigentlichen Inhalt ihres Ge- 
sinnige Versuchung ist.’(3) Naja, das schönste sprächs haben die Bürgerrechtler nichts be- 
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kannt gegeben. Mit dem Kanzler sei Stillschwei- 
gen vereinbar worden. Auch die Vorbereitung 
des Treffens war konspirativ. Nur einige wenige 
Freunde wie Ralph Hirsch und Uwe Kulisch 
wurden um ihre Meinung gefragt (und erzählten 
prompt auch niemandem etwas weiter). Für 
mich war das Ganze eine deutliche Reminis- 
zenz an ein anderes Treffen der DDR-Oppositi- 
onsgruppe Frieden und Menschenrechte, aus 
der zumindestens Bärbel Bohley und Wolfgang 
Templin hervorgegangen sind. 

Am 12. Oktober 1987 nämlich trafen 
sich in der Wohnung von Ralph Hirsch Vertreter 
- der Initiative Frieden und Menschenrechte und 
der damalige Friedenspfarrer (und spätere letz- 
te DDR-Verteidigungsminister) Eppelmann mit 
Vertretern von CDU und CSU. Öffentliches Re- 
den mit dem Gegner, so der damalige Friedens- 
bewegte (und heutiges Mitglied des Bundesta- 
ges) Gerd Poppe, führe zum Abbau der Feind- 
bilder und der Blockkonifrontation. Es sei eine 
alte Krankheit von DDR-Bürgern, aus verinner- 
lichtem Mangel an Freiheit die Selbstbeschrän- 
kung zur Tugend zu erklären. Man dürfe eigene 
Worte und Handlungen nicht von der Möglich- 
keit der Fehlinterpretation abhängig machen.(5) 

Hauptkritikpunkt der anderen Gruppen 
der Ostberliner Oppositionsszene war damals 

die Frage, welche Kompetenz ausgerechnet 
“CDU/CSU in Fragen der DDR-Menschenrechte 
habe, eine Partei, “die einerseits Menschen- 
rechtsverletzungen im Ostblock beklagt, ande- 
rerseits gleichzeitig Asylanten in den Tod treibt, 
gleichzeitig Konstruktionsunterlagen von U-Boo- 
ten nach Südafrika verhökert, gleichzeitig für 
die Isolationsfolter der RAF-Gefangenen ver- 
antwortlich ist, eine Partei, deren Umfeld der 
Sumpf des Flick-Konzerns und die Kieler Affäre 
ist und die gleichzeitig Hemmschuh der Abrü- 
stung ist.’(6) | 

Immerhin hatte Gerd Poppe damals im 
Nachhinein berichtet, daß bei dem Treffen von 
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Seiten der Initiative die Verantwortung für 
Menschenrechtssituation in der Bundesrepu- 
blik und anderswo angemahnt wurde. “Konkret 
angesprochen wurde von uns die Situation der 
Ausländer, der Asylbewerber und der Arbeitslo- 
sen.”Im übrigenwarihm damals auch noch klar, 
daß sich die Menschenrechtsverletzungen in 
Chile und Südafrika nicht mit denen in der DDR 
vergleichen ließen und daß für die dortige Situa- 
tion die Verantwortung der Bundesregierung 
eher gefragt war als für die in der DDR.(5) 

Beim Treffen am 23. August 1995 ging 
es nicht um Menschenrechtsfragen. “Nein”, so 
Kohl-Gesprächspartner Konrad Weiß gegen- 
über dem Journalisten Stefan Berg, “es ging 
mehr um unsere Themen.”(4) Also Stasi, PDS, 
Aufarbeitung. Definitivfestgestellt: Die Lage der 
Menschenrechte hier undanderswo gehörtnicht 
mehr zu den Themen der sechs “Bürgerrecht- 
ler". 

Thematisiert wurde von den Kritikern 
damals auch derbeider Westpresse entstande- 
ne (und nicht dementierte) Eindruck, die Ost- 
gesprächspartner hätten die gesamte Friedens- 
bewegung vertreten. Der spätere Bundestags- 
abgordnete Gerd Poppe , damals noch voll 
antibürokratischen Eifers, meinte, in der DDR- 
Friedensbewegung sei man Gottseidank noch 
nicht in hierarchischen Strukturen, Delegie- 
rungenundMandatenerstarrt. Stattdessengehe 
es um eine (von einem G. Konrad ausgeborgte) 
Formel von “Autonomie und Solidarität”.(5) Ge- 
ändert hat sich seitdem nur die Begründung von 
Poppes Verhalten. Allein vor seinem Gewissen 
verantwortlich, stimmt er mittlerweile mit CDU 
und CSU für die Out of Area-Einsätze der Bun- 
deswehr. 

Es ist schon wahr, wer einer DDR-Ba- 
sisgruppe, später dem Neuen Forum und auch 
heute eine Gruppe angehört, war und ist in 
einem gewissen, nämlich im heutigen bürger- 
lich-individualistischen Sinne, unfrei. Er ist dem 


| Erklärung der Sechsundsechzig 
Das Treffen von sechs ehemaligen DDR-Opositionellen mit dem Kanzler der Bundesrepublik 
Deutschland, Helmut Kohl, am 23. August hat uns nicht den Atem verschlagen. Wir, eine Reihe von 
Leuten, die auch das Regime in der DDR bekämpft haben, jedoch in der neuen Gesellschaft keine 
wirkliche Alternative zur DDR sehen können, fühlen uns wiederum auf freche Weise vereinnahmt. 
Hinzu kommt, daß niemand der in der Kohl-Runde Versammelten dem von den Medien vermittelten 
Eindruck widersprach, sie seien die einzigen Vertreter der Bürgerbewegung, die den Sturz des 
Regimes in der DDR herbeigeführt hat. 

Bärbel Bohley ist mittlerweile für solche Eskapaden bekannt. Immerhin hatte sie jedoch, 
nachdem sie vor zwei Jahren zum ersten Mal im Namen des Neuen Forum mit dem Kanzler 
gesprochen hatte, noch eine richtige Erkenntnis: Siehabe geglaubt, daß sie Kohl über die wirklichen 
Vorgänge in Ostdeutschland aufklären könne. Tatsächlich sei sie aber nur benutzt worden. Diese 
bedenkenswerte Schlußfolgerung scheint inzwischen völlig vergessen. Außer der in Bärbel Bohleys 
Wohnung versammelten selbsternannten Runde ist niemand von dem Kohl-Besuch informiert, 
geschweige dennnach seiner Meinung gefragtworden. Das Gespräch wurde vielmehr nach eigenem 
Eingeständnis stillschweigend vorbereitet. 

| Wirwissen, daß der derzeitige Zustand Deutschlands im Inneren undinder Außenpolitik nicht 
ein Ergebnis der mangelnden Informiertheit des Kanzlers ist. Wir glauben vielmehr, daß die 
Entwicklungin Ostdeutschland, die Reorganisation alter und die Organisation neuer Seilschaften, die 
Verschleuderung des DDR-Volksvermögens an Alt- und Neureiche und die schrittweise Rücknahme 
der 1989 in der DDR erkämpften sozialen und bürgerlichen Rechte eine gewollte Politik ist. Nicht nur 
die Opfer des alten Regimes werden nicht oder nur widerwillig entschädigt. Im Gegenteil. Rücküber- 
tragungen, Mietsteigerungen, gravierende Einschnitte ins soziale Netz, immer weitere kommerzielle 
und juristische Beschränkung der Presse- und Meinungsfreiheit, neue Polizeigesetze, immer 
ausgreifendere Befugnisse für die Geheimdienste schaffen neue Entrechtung von Bürgern, neue 
Opfer und einen neuen Überwachungsstaat. Ganz zu schweigen von der inzwischen aktiven 
Teilnahme der Bundeswehr an weltweiten militärischen Einsätzen, der Auslieferung von Asyl- 
bewerbern an ihre Todfeinde, dem Waffenhandel und der wirtschaftlichen und politischen Unterstüt- 
zung von Diktaturen. 

Diese Entwicklungistvon der Regierung Kohl beabsichtigt. Wir distanzieren uns vonLeuten, 
die diesem Kanzler im Tausch gegen ein paar vage Versprechungen die Legitimation der DDR- 
Bürgerbewegung verschaffen wollen. Wir stehen für die politisch Entrechteten und sozial Schwachen, 
ob sie nun Verfolgte der DDR, der politischen und wirtschaftlichen Ordnung der Bundesrepublik 
Deutschland oder der kapitalistischen Neuen Weltordnung sind. 


Mario Albrecht (Freundeskreis Wehrdiensttotalverweigerer), Christina Asse (Mitarbeiterin der Gruppe Neues Forum/ 
Bürgerbewegung im Abgeordnetenhaus Berlin), Roland Baron (Neues Forum Berlin), Thomas Beckmann (Freie 
Arbeiter Union, Wolfsruh), Axel Bindrich (Sprecher des Neuen Forum Berlin), Reiner Blum (Unterstützerkreis Bosch- 
Siemens-Haushaltsgerätewerk), Günther Breitkopf (AG Arbeit und Soziale Politik beim Neuen Forum), Jens Clasen 
(Freundeskreis Oranienburg), Uwe Dähn (Bündnis 90/Die Grünen Berlin), Anke Engelmann (Kirche von Unten), Lothar 
Feix (Berlin), Bernd und Beate Florath (Neues Forum), Bernd Gehrke (Mitarbeiter der Gruppe Neues Forum/ 
Bürgerbewegungim Abgeordnetenhaus Berlin), Nora Gehrke (Berlin), Steffen Gullymoy Geißler (Chemnitz), Sebastian 
Gerhard (Initiative Vereinigte Linke Berlin), Gerd Franz (Westberlin- Teilnehmer der Mahnwache vor der Staatssicherheits- 
zentrale in Berlin), Christian Halbrock (Berlin), Manfred Harstedt (Leiter Umweltzentrum Chemnitz), Matthias Hennig 
(Chemnitz), Karl-Heinz Heymann (Neues Forum Berlin), Renate Hürtgen (Bündnis kritischer GewerkschafterInnen Ost/ 
West), Werner Jahn (Initiative Vereinigte Linke Berlin), Johanna und Roman Kalex (Arbeitskreis Wolfspelz, Dresden), 
Wolfram Kempe (Redaktion “Sklaven”, Berlin), Conny Kirchgeorg (Wählergemeinschaft Bündnis Berlin-Prenzlauer 
Berg), Thomas Klein (Initiative Vereinigte Linke Berlin), Tobias Körting (Sperma-Combo-Herr Blum, Jena), Ingrid Köppe 
(Berlin), Barbara Koltzer (Baobab Berlin), Stefan Konopatzki (Bürgerkomitee 15. Januar), Michael Kreyenborg 
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(Münchehofe), Andreas Kruse (Sprecher des Neuen Forum Berlin), Michael Kukutz (Neues Forum), Michael Meinicke 
(Umwelt-Bibliothek Berlin), Ina Messer (Arbeitausschuß des Neuen Forum Berlin), Dirk Moldt (Berlin), Krista Nowak 
(Baobab Berlin), Bert Papenfuß (Redaktion “Sklaven”, Berlin), Olaf Piotrowsky (Grüne Liga Chemnitz), Judith, Matthias 
und Tabea Porath (Freundeskreis Oranienburg), Uwe Radloff (Mitglied des Arbeitsausschuß des Neuen Forum 1989 
90), Stefan Ret (Redaktion “Sklaven”, Berlin), Rita Röhr (Initiative Vereinigte Linke Berlin), Wolfgang Rüddenklau 
(Umwelt-Bibliothek Berlin), Sabine Schaaf (Sprecherin des Neuen Forum Berlin), Bert Schlegel (Berlin), Michael Schmidt 
(Freundeskreis Oranienburg), Andreas Schreier (Berlin), Martin Schramm (Initiative Vereinigte Linke Berlin), Reinhard 
Schult (MdA, Mitglied der Gruppe Neues Forum/Bürgerbewegung im Abgeordnetenhaus Berlin), Ingo Semper (Freun- 
deskreis Oranienburg), Detlev Stoye (Betriebsratsvorsitzender, Bürgerdeputierter der Wählergemeinschaft Bündnis 
Berlin-Prenzlauer Berg), Angela Stiebritz (Umwelt-Bibliothek Berlin), Dirk Teschner (Umwelt-Bibliothek Berlin), Hans- 
Jochen Vogel (Studentenpfarrer in Chemnitz), Erhard Weinholz (Initiative Vereinigte Linke Berlin), Sigruhn Werner 
(Bürgerkomitee 15. Januar), Dietmar Wolf (Umwelt-Bibliothek Berlin), Klaus Wolfram (Redaktion “Sklaven”, Berlin), Jolly 
Zickler (Kirche von Unten) 


Als Gesamtgruppe, die seit der Zeit von DDR-Opposition und Bürgerbewegungen existieren, unterschrieben AG Arbeit 
und Soziale Politik beim Neuen Forum Berlin, Hinterhof-Produktion Jena, Initiative Vereinigte Linke Berlin, Kirche von 


.| Unten Berlin, Künstler für Andere e.V., Jena, Redaktion “Sklaven”, Berlin, Umwelt-Bibliothek Berlin, 


. Gruppenkonsens verpflichtet und wird auch ei- 
genständige Gewissensentscheidungendanach 
vor der Gruppe verteidigen müssen. Aus die- 
sem Konsens haben sich Poppe und Templin 
schon früh befreit. Bärbel Bohley ist ihnen bald 
gefolgt Unddie Initiative Frieden undMenschen- 
rechte wurde 1986 in einem Putsch gegen den 
Konsens der anderen Ostberliner Gruppen 
hauptsächlich deshalb gegründet, um einigen 
“freiheitsliebenden” Köpfen, die immer wieder 
ihre Freunde miteinsamen Entscheidungenhin- 
tergangen hatten, den Umgang mit diesem lästi- 
gen Gruppenkonsens zu ersparen. 

Die Konspirativität des Vorgehens wur- 
de 1987 mit dem in der Tat höchst präsenten 
Drohpotentialder allgegenwärtigen Staatsmacht 
entschuldigt. Heute würden dafür sicher die 
ebenfalls präsenten Autonomen herhalten müs- 
sen, die in der Tat unter einem Hagel von 
Steinwürfen klar gemacht hätten, was sie von 
der Anwesenheit des Kanzlers im Prenzlauer 
Berg halten. Eingelassen zum Kanzler-Besuch 
wurde nicht einmal die Fotoagentur XPress, die 
für das Neue Forum arbeitet. Nur die “Bild”- 
Reporter hatten Zutritt zur Wohnung von Bärbel 
Bohley. Auf diese Weise wurde selbst der for- 
male Zusammenhang zur früheren Oppositions- 
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szene aufgekündigt, als deren Vertreter man 
sich fühlt. Nicht einmal im Nachhinein, wie da- 
mals im “Grenzfall”, ist eine Information der 
früheren Mitkämpfer notwendig. 

In Wahrheit geht es doch darum, daß 
die sechs einsamen Kämpen genau wußten, 
daß dieses Gespräch von ihren früheren Freun- 
dennichtmitgetragen würde. Undfalls die ande- 
rendoch dabei gewesen wären, wäre die Atmo- 
sphäre für den Kanzler (und auch vorher für 
Scharping) so ungemütlich geworden, daß sie 
auf das Gespräch von vornherein verzichtet 
hätten. Die sechs stehen mit keiner lebendigen 
Bewegung mehr in Verbindung. Sie vertreten 
nur noch sich selbst. Sie haben einen Pakt mit 
der Macht geschlossen und werden in Form von 
Einfluß, Privilegien und Macht ganz persönlich 
davon profitieren. 

In seiner Austrittserklärung ausder Ber- 
liner Abgeordnetenhausgruppe des Neuen Fo- 
rums schreibt Reinhard Schult: “Nicht Revoluti- 
on und Umsturz waren unsere Ziele, sondern 
mehr Unabhängigkeit, mehr freie Selbstbestim- 
mung. Gegen die staatliche Gängelung setzten 
wir die Vorstellung vom für seine Taten verant- 
wortlichen mündigen Bürger. Gegen die west- 
östliche Geheimdiplomatie, deren wirkliches 


Ausmaß wir erst durch die Öffnung der Stasi- 
Akten und den KoKo-Untersuchungsausschuß 
erfuhren, setzten wir unsere Forderung nach 
Transparenz. ... Transparenz und Öffentlichkeit 
sind Grundlagen bürgerbewegter Politik. Wer 


spirativ vorbereitet und über die Gespräche 
Vertraulichkeit vereinbart, bricht den Minimal- 
konsens.’(7) 
Dem ist nichts hinzuzufügen. 
W. Rüddenklau 


Gespräche mit der Macht - ob es der SPD- 
Vorsitzende oder der Bundeskanzler ist-kon- W 


(1)“Das Sonntagsblatt”, 6. September 1995, S. 11, Erhart Neubert, Wirwollten nicht die Welterlösen 
(2) “telegraph” 3/93, S. 9-15 und 4/93, S. 11-20 | 

(3) Ebenda, 4/93, S. 16 | 

(4) "Das Sonntagsblatt”, 1. September 1995, S.12, Stefan Berg, Händedruck mit der Macht 

(5) Gerd Poppe “Grenzfall-Vorabdruck 11/87”, Reprintausgabe von 1989, S. 131-133 

(6) Erklärung der Kirche von Unten vom 25. Oktober 1987, “Umweltblätter vom 1.'November 1987, 
S. 11, siehe außerdem: ebenda, Erklärung der Umwelt-Bibliothek, des Friedenskreises Friedrichs- 
felde und der Gruppe Gegenstimmen, daneben als Einzeldokument: Thomas Klein, Was ist ein 
Dialog? (Matthias Domaschk-Archiv Berlin) und eine allerdings ziemlich konfuse “Erklärung der 
Gruppe Gegenstimmen zu den Vorgängen des 12. September (?)...”,. die ebenfalls als Flugblatt im 
Domaschk-Archiv zu finden ist . 

(7) Reinhard Schult, MdA Berlin, siehe Text ab der nächsten Seite, die ungekürzte Orginalfassung 


Nachtrag 


Die Erklärung der 66, die die Folge des Kohl- 
Bohley-Treffens war, haben wirim Vorangegan- 
genen dokumentiert. Außerdem liegt uns noch 
eine Erklärung des langjährigen Mitglieds des 
Berlin-Pankower Friedenskreises, Martin 
Hoffmann, vor, die wir aus Platzgründen nicht 
mehr unterbringen konnten. Ebenso mußten wir 
aufdie Dokumentation einer Erklärungvon Irena 
Kukutz (MdA Berlin) verzichten, die die Erklä- 
rung der 66 nicht unterschrieben hatte, weil sie 
ihr “zu ideologisch” sei. Nach allgemeinen Kla- 
gen über die Zerstörung der Kultur des Streits 
meint Irena Kukutz, sie habe das Papier nicht 
unterschrieben, weilesihrdas Treffenin Bohleys 
Wohnung doch den Atem verschlagen hätte. Im 
übrigen wiederholt sie die wesentlichsten Kritik- 
punkte des Papiers der 66, sodaß die Frage 
bleibt, warum sie ein eigenes Papier verfassen 


mußte. 

Natürlich ist die Einigkeit der 66 nicht 
fugenlos. Während den einen das Papier, ähn- 
lich wie Irena Kukutz, “zu ideologisch” war (be- 
sonders mit der “kapitalistischen Neuen Welt- 
ordnung” gab es Probleme), fanden es andere 
viel zu gemäßigt. Diese Differenzen sind aber 
wohl nicht so dramatisch zu sehen. Es wird mit 
Sicherheit unter den UnterzeichnerInnen künf- 
tig Gespräche über Gemeinsamkeiten und Dif- 
ferenzengeben undesbleibt zuhoffen, daß das 
Päpier ein fruchtbarer Anfang ist. Klar ist, daß 
endlich der Bruch vollzogen ist und wir uns 
ferner nicht mehr für die immer neueren Umar- 
mungen mit den Mächtigen verantwortlich füh- 
len müssen, die jener Flügel von früheren DDR- 
Oppositionellen veranstalten wird. 

Von den Kohl-Gesprächspartnern oder 
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deren Sympathisantenwarbiszur Stunde (18.9.) 
nichts zuhören. Nur Jürgen Fuchs schickte vom 


Krankenlager eine Information, inder er meinte, 


den Protestierenden seien die Trauben einfach 
zu sauer; außerdem die Ablichtung eines 
Scharping-Briefes, in dem sich dieser für dem- 


nächst wieder mal bei Frau Bohley ankündigt. 
Vermutlich hat der SPD-Chef bemerkt, daß er 
seinen ersten Besuch wohl nicht so medien- 
wirksam genutzt hat, wie das dem Genius von 
Ockersheim gelungen ist. 


Warum ich die Gruppe Neues Forum/Bürgerbewegung 


verlasse 
Von der Bürgerbewegung zur organisierten Verantwortungslosigkeit 
Persönliche Erklärung von Reinhard Schult, Mitglied 
des Abgeordnetenhauses von Berlin 


Die Opposition in der DDR war eine kleine Oppo- 
sition. Fast kannte jeder jeden. Die Hoffnung, das 
SED-Regime zu stürzen, hatte niemand von uns. 
Es ging um etwas mehr Luft in dieser miefigen 
DDR, um etwas mehr Bewegunggsfreiheit in der 
Zwangsjacke. Wir waren eine verschwindende 
Minderheit-ohne Rückhaltin der Bevölkerung wie 
etwa die Solidarnosc in Polen. Rückenwind hatten 
wir durch den KSZE-Prozeß, die Friedensbewe- 
gung und die ständige Anwesenheit von West- 
korrespondenten in Ostberlin. 

Sperrte man uns in den 70er Jahren noch 
Monate und Jahre ins Gefängnis, waren es in den 
80ernnoch Tage und Wochen. Das Regime konn- 
te nicht mehr so, wie es wollte, und die Opposition 
suchte nach Freiräumen. 

- Getreu denalten anarchistischen Vorstel- 
lungenvon einer Gesellschaft, diesich selbstorga- 
nisiert und den Staatin seinem Einfluß undseinem 
Machtbereich zurückdrängt, wurden unabhängige 
Informations- und Diskussionsstrukturen aufge- 
baut. Nicht Revolution und Umsturz waren unsere 
Ziele, sondern mehr Unabhängigkeit, mehr freie 
Selbstbestimmung. Gegen die staatliche Gänge- 
lung setzten wir die Vorstellung vom für seine 
Taten verantwortlichen mündigen Bürger. Gegen 
die west-östliche Geheimdiplomatie, deren wirkli- 
ches Ausmaß wir erst durch die Öffnung der Stasi- 
AktenunddenKo-Ko-Untersuchungsausschußer- 
fuhren, setzten wir unsere Forderung nach Trans- 
parenz. Wir waren Petra Kelly, Gert Bastian und 
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Teilen der Grünen dankbar, wennsieihreBesuche 
bei Honecker und Co dazu nutzten, ihre politische 
und geistige Unabhängigkeit zudemonstrieren, für 
Schwerter zu Pflugscharen einzutreten und sich 
solidarisch mit der DDR-Opposition zeigten. Wir 
nahmen es den anderen Parteien und Politikern 
übel, daß sie das nicht taten. 

Wirwarenbegeistert, als 1980 die Führung 
der Gdansker Solidarnosc gegenüber dem Regime 
durchsetzte, daß die Verhandlungen auf der Werft 
über Lautsprecher übertragen wurden. Wir waren 
es, die am Runden Tisch in der DDR durchsetzten, 
das die Diskussionen vom Fernsehen direkt über- 
tragen wurden. 


Transparenz und Öffentlichkeit sind Grundlagen 
bürgerbewegter Politik. Wer Gespräche mit der 
Macht - ob es der SPD-Vorsitzende oder der Bun- 
deskanzlerist--konspirativ vorbereitetundüber die 
Gespräche Vertraulichkeit vereinbart, bricht den 
schmalen Grad des Minimalkonsenses. 


Da Frau Bohley als Mitarbeiterin von der Gruppe 
Neues Forum/Bürgerbewegung bezahlt wird und 
die Mehrheitsverhältnisse in der Gruppe so sind, 
daßeine Entlassungder Mitarbeiterin BärbelBohley 
nicht durchsetzbarist, verlasseich dieGruppe.Daß 
ich dies erst zum 30. 9. 1995 tue, ist der Versuch, 
den sozialen Schaden für die anderen Mitarbeite- 
rinnen und Mitarbeiter zu begrenzen. 


Meine Entscheidung, die Gruppe zu verlassen, 
läßt sich nicht auf einen Konflikt mit Frau Bohley 
reduzieren, sondern ist ein Ergebnis der politi- 
schen Entwicklunginnerhalb derBürgerbewegung. 
Die Gründung des Neuen Forums, die sich in 
diesem September zum 6. Mal jährt, war einer der 
vielen Versuche, die Grenzen des politisch Mach- 
baren zu testen und zu erweitern. Daß wir die 
Zeichen der Zeitdamals nicht erkannten, istschon 
daraus zu ersehen, daß wir uns am 9. September 
für den 2. Dezember als nächsten Termin zur 
Auswertung der Gründungsaktion verabredeten. 
Die Gründerinnen und Gründer des Neuen Forums 
verstandensich als DDR-Linkeinder Tradition von 
Havemann, Biermann und Bahro. Dennoch ver- 
zichteten wir auf Grund des inflationären Mißbrau- 
chesundderUndefinierbarkeitaufdas Wort Sozia- 
lismus, im Gegensatz zu anderen sich danach 
gründenden oppositionellen Organisationen, die 
auf diesen Begriff nicht verzichten wollten. 

In unserem Aufruf „Aufbruch 89 - NEUES 
FORUM" versuchten wir, unsere Vorstellungen 
von einer reformierten DDR zu formulieren. Die 
DDR-Opposition, schon in den 80er Jahren tief 
zerstritten, durch den Repressionsdruck der Stasi 
notdürftigimmer wieder zusammengekittet, zerfiel 
im September/Oktober 89insieben, achtundmehr 
miteinander konkurrierende Organisationen. 

Daunterder Mehrheitder Oppositionellen 
programmatische oder gesellschaftsanalytische 
Arbeitverpöntwar, unterschieden sich die Papiere 
der einzelnen Organisationen kaum voneinander. 
Persönliche Abneigungen, Intrigen und Eitelkeiten 
waren zum Teil die Ursachen der unterschiedli- 
chen Standorte. 

Marion Seeligz.B.hättebeinahedas Neue 
Forum mitgegründet, mußte aber auf Wunsch von 
Frau Bohley (Bärbel Bohley, Katja Havemann und 
Rolf Henrich waren die Einlader zur Gründung des 
Neuen Forum nach Grünheide) durch mich wieder 
ausgeladen werden, da der Kreis sonst angeblich 

zu groß geworden wäre. Marion Seelig gründete 
die Vereinigte Linke‘ mit und sitzt heute in der 
Fraktion jener Partei, deren Basis der alte Apparat 
ist. Der Apparat, vor dem wir gemeinsam über die 
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Hinterhöfe des Prenzlauer Berg und über die Dör- 
fer Sachsens geflohen waren. ° 

Rainer Eppelmann wurde auf einer West- 
reise von der Gründung des Neuen Forum über- 
rascht. Rainer Eppelmann, Gerd Poppe und Bär- 
bel Bohley hattenim Sommer 89 verabredet, nichts 
gegeneinander zu organisieren oder zu gründen, 
sondern aufeinegemeinsameOppositionsplattform 
hinzuarbeiten. 

Nun kann ich verstehen, daß man mit der 
alten Plaudertasche Eppelmann keine konspirati- 
ve Versammlung vorbereitet. Rainer wurde von 
Spitzelnimmer umschwärmtwiedasLichtvonden 
Motten. Und selbst bei offensichtlichen Spitzeln 
wollte er es immer noch nicht glauben und hatte 
Vertrauen zu denen. Rainer Eppelmann war bei 
der Gründung des Neuen Forums also auch nicht 
dabei, betrieb weiter seine eigene Organisation. 
Irgendwann hatte er keinen Partner mehr und 
landete mit seinem Demokratischen Aufbruch bei 
der Allianz für Deutschland und dannbei der CDU, 
stimmte für den schlechten Einigungsvertrag, ist 
dadurch mitverantwortlich für die Zerschlagung 
der ostdeutschen Wirtschaft, für das weitere Er- 
starken von Geheimdiensten und Militär. 

Gerd Poppe blieb bei seiner Initiative für 
Menschenrechte, nachdem er ebenfalls aus der 
Gründung des Neuen Forums ausgeklinktworden 
war. (Er hatte sich im Frühjahr 1989 mit Katja 
Havemann, Bärbel Bohley und Irena Kukutz über 
die Spitzeltätigkeit von Monika Haeger zerstritten) 
Heute sitzt der damalige Pazifist für die Grünen im 
Deutschen Bundestag und stimmt mit der CDU/ 
FDP-Regierung fürden Einsatz derBundeswehrin 
Jugoslawien. 

Die Ostgrünen hatten die Gründungs- 
euphorie etwas verpaßt und waren zudem in 
Bewegungs- und Parteianhänger gespalten. So 
saßen am Runden Tisch zwei grüne Organisatio- 
nen. Carlo Jordan, der die Mehrheitsentscheidung 
gegen Parteigründung auf dem Okologieseminar 
‚im Oktober 89ignorierte und aufdie Gründungder 
Grünen/Ost hinarbeitete, hatte schon im Septem- 
ber 89 versucht, die Unterschriftensammlung für 
das Neue Forum zur Sammlung von Unterschriften 
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für eine Grüne Listeim Neuen Forum zubenutzen. 
Bestanden im Herbst 89 alle zu spät gegründeten 
und kleinen Organisationen auf ihre Selbständig- 
keit unter dem Slogan „Gegen eine neue Einheits- 
partei und für den Pluralismus“, änderte sich dies 
mit der Volkskammerwahl im März 1990 schlagar- 
tig. Große Teile der aus Neuem Forum, Demokra- 
tie Jetzt, Initiative für Frieden und Menschenrech- 
te, Unabhängiger Frauenverband und Grünen/Ost 
bestehenden Volkskammerrfraktion, ihrer Mitarbei- 
ter und der Grünen/West machten Druck auf die 
Organisationen zur Bildung einer gemeinsamen 
Liste zur Bundestagswahl und in Richtung der 
Bildung einer gemeinsamen Partei. Gerade der 
westgrüne Bundesvorstand marschierte wie eine 
grüne Kolonialtruppeindie Sitzungender Sprecher- 
räte ein, hielt Vorträge darüber, was man unter 
Politik zu verstehen habe und arbeitete mit Druck 
und Erpressung. Das Hauptinteresse grüner Poli- 
tiker gegenüber der Bürgerbewegung bestand 
1990/92 darin, eineeigenständige, bürgerbewegte, 
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vonden Grünen unabhängige Politik zu verhindern 
unddie Bürgerbewegungals mögliche Konkurren- 
tin auszuschalten. 

Dies gelang mit der Gründung von Bünd- 
nis90 undder anschließenden Fusion von Bündnis 
90 mit den Grünen zu Bündnis 90/Grüne. Die 
Gründung von Bündnis 90 und die Fusion waren 
eine Apparatschik-Aktion von Funktions- und 
Mandatsträgern, denn außer Funktionären waren 
in der neuen Organisation kaum noch Mitglieder 
vorhanden. Das Neue Forum hatte 1992 Bündnis 
90 und der Fusion mit den Grünen eine Absage 
erteilt. Aus dieser eindeutigen Haltung ergab sich 
eine Phase des Aufschwungsderinhaltlichen, pro- 
grammatischen Arbeit und zunehmendes Interes- 
se von Basisinitiativen an unserer Arbeit. 

Der demagogisch zustande gekommene 
törichte Wahlbeschluß von Prerow zur Teilnahme 
anden EuropawahlenwarderBeginndesSterbens 
des Neuen Forums. Schwachsinnige Wahlslogans 
(‚Geld oder Leben“), ein dümmliches Wahlpro- 
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gramm, ein nicht stattgefundener Wahlkampf und 
ein vernageltes Durchziehen eines einmal gefaß- 


ten Beschlusses ließ die Akzeptanz des Neuen 
Forums unter befreundeten Basisinitiativen stark - 


schwinden. 

Innerhalb und außerhalb des Neuen Fo- 
rums hatten sich vor den Europawahlen einige 
Menschen zusammengefunden, um über eine 
Wahlverweigerungsinitiative nachzudenken. Nun 
kann man ja über so eine Initiative sehr unter- 
schiedlicher Meinung sein (sie scheiterte an der 
Faulheit der Wahlverweigerer), im Neuen Forum 
niefsiehysterische Reaktionenhervor. IngridKöppe, 
Cornelia Kirchgeorg, Karl-Heinz Heymann undich 
wurden aufgefordert, unsere Mandate niederzule- 
gen, wennwir diese Aktion weiterbetrieben. Dieser 
Beschluß auf massives Betreiben von Sebastian 
Pflugbeil und Bärbel Bohley kam ohne Anhörung 
der drei erstgenannten zustande. Mitarbeitern 
wurde mit Entlassung gedroht, wennsiesichander 
Aktion beteiligen. Sebastian Pflugbeilsah die Staats- 
Sicherheit am Werk und schrieb einen Artikel über 
die „Zersetzung‘ des Neuen Forums. Da kurz 
zuvor meine Beziehung zu Karin Dörre (ehemals 
Mitglied des Bundesvorstandes der PDS) bekannt 
wurde, erhielt die Gerüchteküche neue Nahrung. 
Da Karin Dörre in der PDS auf dieselben Reaktio- 
nen stieß (Frage des Pressesprechers Hanno 
Harnisch in einer Klausurtagung des Bundesvor- 
standes an Karin Dörre: „Für wen arbeitest Du 
eigentlich, willst Du aus der PDS ein Neues Forum 
machen?“, Gregor Gysi in der „taz“, „Karin Dörre 
bereitet ihren Absprung zum Neuen Forum vor‘), 
konntenwirfeststellen, daßdieinneren Verhältnis- 
se von PDS und Neuem Forum sich stark annäher- 
ten. 

Die schlechte Atmosphäre übertrug sich 
auch auf die Berliner Abgeordnetengruppe des 
Neuen Forum ‚bestehend aus Irena Kukutz, Seba- 
stian Pflugbeil und mir als Abgeordnete (zeitweilig 
ergänzt durch Hans Schwenke und Peter 
Dornberger als Hospitanten), den Mitarbeitern Gabi 
Kerbeck, Bernd Gehrke undBärbelBohley, und ca. 
10 Honorarkräften zur Unterstützung der Ausschuß- 
arbeit. Diese arbeiteten, bis auf zwei, mir zu. Irena 
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Kukutz und Sebastian Pflugbeil verzichteten ganz 
auf diese Unterstützung, oder sie war ihnen lästig. 
Lästig wie die Verpflichtung, den Berliner Landes- 
verband über die Arbeit im Abgeordnetenhaus zu 
informieren oder Kritik einzustecken. Sebastian 
Pflugbeil nach einer Sitzung des Berliner Arbeits- 
ausschusses: „Vorso einem Tribunalerscheineich 
nicht noch einmal“, Irena Kukutz zu einer Mitarbei- 
terin sinngemäß, was sie sich einbilde, einen 
Abgeordeten zu kritisieren. Lästig wie die Ver- 
pflichtung, den Berliner LandesverbanddurchBei- 
träge und Spenden mitzufinanzieren. 

Irena Kukutz verließ das Neue Forum im 
Dezember 1994 mit 5000 DM Beitrags- und Ab- 
gabenschulden. Sebastian Pflugbeilwurde im März 
1995 nach einjährigen vergeblichen Bitten und 
Mahnungen, sich zu seinen Schulden in Höhe von 
7000 DM zu äußern, als Mitglied des Berliner 
Landesverbandes des Neuen Forums ebenso wie 
Frau Bohley gestrichen. Über die „taz“ und das 
Fernsehmagazin „Kennzeichen D“ erfuhr das Ber- 
liner Neue Forum von Bärbel Bohley und Sebasti- 
an Pflugbeil, daß es Basisschlamm sei, daß es 
SED-Methoden anwende bzw. noch niveauloser 
als die SED sei. Zuvor hatte das Neue Forum im 
Dezember 1994 von der Fernsehsendung Fakt 
und von Frau Bohley erfahren, daß es eigentlich 
schon 1989 KGB- und Stasiunterwandert war. 

Der Versuch von Bärbel Bohley und Seba- 
stian Pflugbeil, u.a. im Dezember 94/Januar 95, 
das Neue Forum aufzulösen, scheiterte vorerst. 
Die Auflösung wird zur Zeit von innen betrieben, 
indem man das wenige Geld, über das das Neue 
Forum noch verfügt, für teure Ausflüge zum 
Muroroa-Atoll zum Fenster hinauswirft, alsgäbe es 
nur diese, und nicht auch andere, alternative und 
ergänzende Möglichkeiten des Protestes und der 
Unterstützung der Greenpeace-Aktion. 

Das, wozu der Sozialismus Jahrzehnte 
gebraucht hat-- sich als Idee zu diskreditieren - hat 
dieBürgerbewegungin fünf/sechs Jahrengeschafft. 
Die ganzen schönen Worte von Toleranz, neuer 
Kultur des politischen Streits, Minderheitenschutz, 
der Entscheidung durch Sachargumente, Basis- 
demokratie, Solidarität von unten, Konsensbildung 
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Statt Mehrheitsdemokratie sind zur Phrase ver- 
kommen. Geblieben ist nur noch das Schachern 
um ein paar Posten, das Scharwenzeln um den 
Kanzler für ein Büro. 

Kein öffentliches Wort der Kritik an der 
Politik des Kanzlers - den Kriegseinsätzen der 
Bundeswehr, dem brutalen Umgang mit Auslän- 
dern in diesem Land, dem sozialen Kahlschlag 
usw. - Dafür die höfische Verneigung vor dem 
„Vereinigungsprozeß“ samt Wahlkampfhilfe für die 
Berliner CDU. 


RudolfBahrohatdieDDR-Gesellschaft als System 
derorganisierten Verantwortungslosigkeitbezeich- 
net. Die Opposition war ein Teil von ihr. 

Als das Neue Forum im September 89 als 
Bürgerbewegung und nicht als Partei gegründet 
wurde, hatte das nicht nur juristische Gründe. Wir 
lehnten nicht nur die SED ab, sondern auch die 
Parteien im Westen mit ihrem Schachern um Po- 
sten, ihrer Pfründementalität, wo Parteiinteressen 
stets vor den Sachinteressen kommen. Unsere 
Losunghieß nicht „quer zu den Parteien“, sondern 
„quer zuden Ideologien“. Wirluden auch Mitglieder 
anderer Parteien, die in ihren Organisationen an 
den Rand gedrängt wurden oder für unsere Ideen 
offen waren, zur Mitarbeit ein. Unsere Vorstellung 


angesichts der Erstarrung der Gesellschaftssyste- 
me in Ost und West war, daß die Diskussion über 
die Gesellschaft von vorn und völlig offen und 
unabhängig von der Macht und ihren Interessen 
beginnen müsse. Wir wußten, daß wir zu vielen 
Fragen keine Antworten hatten, daß aber eine 
radikale Demokratisierung auch der westlichen 
Gesellschaft und die Ermutigung jedes Bürgers 
undjeder Bürgerin dazu,sichindie Politik einzumi- 
schen, Voraussetzungen sind, um gemeinsame 
Lösungen der Betroffenen zu finden. Die ehemali- 
ge Opposition der DDR hat diesen Weg verlassen 
undistdamitmitverantwortlich für dieweitgehende 
politische Lethargie und Ohnmachtsgefühle bis in 
die Reste der Bürgerbewegung hinein. 

Mein Austrittaus dem Abgeordnetenhaus 
bedeutet nicht meinen Austritt aus dem Neuen 
Forum. Solange es wenigstens im Berliner Neuen 
Forum noch Menschen gibt, die sich den Grund- 
sätzenund IdealenderBürgerbewegungverpflich- 
tet fühlen, werde ich gemeinsam mit ihnen und 
anderen, noch nicht Resignierten versuchen, et- 
was gegendie AtomisierungundpolitischeLethar- 
gie in dieser Gesellschaft zu tun. 

Reinhard Schult 
Berlin, den 7. September 1995 


* Red.:Die Vereinigte Linkeist nicht, wie aus dem etwas mißverständlichen Satz hervorzugehen scheint, 
eine Vorfeldorganisation der PDS. Auch Reinhard Schult hatte sich in einem noch unveröffentlichen 
Interview zusammen mit Marion Seelig zunächst im Juli 1989 für eine antiautoritäre linke Sammlungs- 
bewegung erklärt, gründete aber dann zusammenmitLeutender Initiative Frieden und Menschenrechte, 
von denen er bis dahin politisch nicht allzuviel gehalten hatte, das Neue Forum. Die Vereinigte Linke 
entstand im Oktober 1989 aus deroppositionellen „Böhlener Plattform“ als Sammelpunktaller von der SED 
unabhängigen linken Kräfte. Leider wurde sie dann im Rahmen eines letzten Maßnahmeplanes der 
Staatssicherheit zum Fluchtpunktvieler aus der SED Austretender, die zusammen mit einigen geistesver- 
wandten Oppositionellen eine neuelinke Kaderpartei zuschaffen versuchten. Deshalb traten schon beim 
Gründungskongreß im November 1989 viele „Bunte“ (wie wir sie damals genannt haben), nämlich 
nichtautoritäre Linke aus. Danach, als die Vereinigte Linke nicht so richtig prosperierte, gingen auch die 
Doktrinäre. Heuteist von der Vereinigten Linken ein kleiner Haufen geblieben, der trotz stetig steigender 
Mieten in Berlinnoch im Haus der Demokratiesitzt, sich als informelle Gruppe bezeichnetundobwohlman 
ihm trotzkistische Tendenzen nachsagt, eigentlich recht angenehm ist. Marion Seelig ist immer noch 
Unterstützerin der Vereinigten Linken und nicht Mitglied der PDS, kandidiert aber auf deren Linker Liste 
auch für die nächsten Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus im Oktober. Das soll allerdings keine 
Wahlempfehlung sein, denn sonst müßten wir uns doch etwas ausführlicher mit ihr beschäftigen. 
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Ernest Mandel ist tot 
Denkwürdigkeiten aus der Sicht eines DDR-Oppositionellen 


Diese Zeilen sollen nicht als Nachruf auf diesen 
großen marxistischen Theoretiker gelesen wer- 
den. Ich fühle mich weder dazu berufen nochbin 
ich zueiner solchen Würdigungberechtigt, denn 
über die wenigen Begegnungen und Gespräche 
mit ihm hinaus habe ich Ernest Mandel ”nur” in 
Gestalt seiner Bücher und Aufsätze kennenge- 
lernt. Doch meine ich, daß die besondere Be- 
deutung, die seine Bücher für mich hatten (und 
vielleicht auch für jene, die wie ich und manch- 
mal durch mich inder DDR auf sie stießen), den 
Versuch rechtfertigen, einige sehr persönliche 
Worte über ihn und die Nützlichkeit seiner Ana- 
Iysen für die politische Orientierung einiger Lin- 
ker in der DDR zu finden. 

Ein Mitarbeiter des MfS gab am 
11 1.1 973 seiner Dienststelle einen”Berichtüber 
Anhänger des belgischen Trotzkisten Mandel 
an der Humboldt-Universität Berlin” (vom 
11.1.1973). Dieser Bericht findet sich in dem 
mich betreffenden OV ”Korn”* und vermeldete 
aus der Sektion Mathematik, daß "sich im Be- 
reich Kybernetik an dieser Sektion eine Gruppe 
von Studenten auf der von dem belgischen 
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Pseudomarxisten vertretenen ideologischen 
Basis formiert” habe. "Wortführer dieser Gruppe 
istoffenbar der Mathematikstudent ThomasKlein 
.. . Die Parteigruppe dieses Bereichs hat sich 
mit dem Wirken dieser Studenten befaßt; aber 
offenbar erfolglos. Der entsprechenden 
Gruppenversammlung lag eine schriftliche Ein- 
schätzung der Situation von einem Gen. ... vor. 
Diese Einschätzung wurde durch den Parteilo- 
sen Thomas Klein schriftlich beantwortet. ... 
Aufgrund des nachhaltigen Wirkens der feindli- 
chen Ideologie im Bereich Kybernetik hat sich 
auch die GO-Leitung[Grundorganisationsleitung 
der SED; T.K.] an der Sektion Mathematik mit 
dieser Situation beschäftigt. ... Wenn die Wie- 
dergabe des von dem Studenten Thomas Klein 
verfaßten Schreibens mir gegenüberrichtigwar, 
dann werden durch diesen unverhohlen feindli- 
che Positionen vertreten. So soll darin vor dem 
Hintergrund einer prinzipiellen Bereitschaft, die 
sozialistische Gesellschaftinder DDR zuerrich- 
ten, u. a. folgendes grundsätzlich in Frage ge- 
stellt werden: 

- die Fähigkeit der SED, die gesellschaftliche 


Entwicklung in der DDR zu führen (mit solchen 


Argumenten, wie:DieSED seieine Funktionärs- 


Wi partei, dazu.da, die subjektiven Entscheidungen 


ihrer Führer gegen den wahren Willen der Mas- 
sen durchzusetzen); 
- die Verwirklichung der sozialistischen Demo- 
kratie in der DDR; 
die Richtigkeit des Weges der DDR zum Sozia- 
lismus (Damit im Zusammenhang sollen auch 
gewisse trotzkistische Vorstellungen eine Rolle 
spielen).” 

1991 stieß ich beim Lesen meines OV 
auch auf diesen faden Bericht. Undich erinnerte 
mich an das, was damals wirklich geschah. 
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In die Zeit meines Studiums (1966-73) 
fielen Ereignisse, die ganz wesentlich zu meiner 
politischen Sozialisation beitrugen: Vor allem 
waren dies die militärische Liquidierung des 
tschechoslowakischen Reformkurses 1968/69 
und die Schüsse auf die demonstrierenden Ar- 
beiter von Gdansk im Dezember 1970. Zuvor 
schon boten die auch in der DDR notgedrungen 
mitvollzogene zweite formale Entstalinisierungs- 
welle nach dem XXiIl. Parteitag der KPdSU und 
der sowjetische Bruch mit China bereits hinrei- 
chend Anlaß, genauer nachzufragen und den 
Verhältnissen im eigenen Land wirklich auf den 
Grund zu gehen. Dann schließlich fand ich im 
Bestand der Deutschen Staatsbibliothek einige 
Bücher und Zeitschriften, die in so auffälliger 
Weise den als Denkersatz in die Köpfe argloser 
Studenten zuimplementierenden Dogmatismus 
ad absurdum führten, daß sich plötzlich sogar 
Marx und Lenin ausgesprochen subversiv la- 
sen. Zuden aus unerfindlichen Gründen vonder 
Staatsbibliothek nicht sofort in die sekretierten 
Untiefen ihres Bestandes an "Feindliteratur” 
verbannten Werken zählten zum Beispiel Bü- 
cher von Deutscher, Baran, Sweezy, Bettel- 
heim, Marcuse, Benjamin, auch Sartres "Mar- 
xismus und Existentialismus” und nicht zuletzt 
das linke Periodikum "Kursbuch”. Die westdeut- 
sche Studentenbewegung und die "Neue Linke” 
lenkten den Blick auch auf im Osten verfemte 
und im Westen verschwiegene Werke deut- 
scher und russischer Kommunisten wie etwa 
Korsch oder Preobrashenskij. Und was war ei- 
gentlich mit Trotzki und Bucharin? Trotzki war 
so gründlich dem Auge des gewöhnlichen Le- 
sers entzogen worden, daß die mit Mühe be- 
schaffbaren Texte Bucharins und Sinowjews die 
Neugier auf Schriften des Erstgenannten nur 
noch wachsen ließ. Plötzlich stutzte man, wenn 
man Lenin gründlicher las und bemühte sich 
schließlich um Rosa Luxemburgs schwer aufzu- 
treibenden Aufsatz über die russische Revoluti- 
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on. Immer mehr war ich davon überzeugt, daß 
sowohl der Stalinismus im Osten als auch der 
gewöhnlicher Kapitalismus im Westen Gegen- 
stand der Kritik eines revolutionären Marxismus 
sein müßten. Der Prager Frühling und der Pari- 
ser Mai ließen mich vermuten, daß nicht nur die 
Waffe der Kritik, sondern - wenn schon nicht die 
Kritik der Waffen, so doch wenigstens die prak- 
tische Veränderung in Gestalt der Reform oder 
Revolte möglich seien könnten. 

Und nun stieß ich auf ein Buch, das 
unter dem harmlosen Titel "Marxistische Wirt- 
schaftstheorie” genau diesen Ansatz auf da- 
mals für mich faszinierende Weise entwickelte: 
Mit Blick auf die zeitgenössische kapitalistische 
Ökonomie wollte Mandel "aus den empirischen 
Daten der heutigen Wissenschaft das gesamte 
ökonomische System von Karl Marx rekonstru- 
ieren”, also die Anwendbarkeit dessen Methode 
auf die veränderte Dynamik des modernen Ka- 
pitalismus prüfen und weiterentwickeln. Doch 
damit nicht genug: In diesem zuerst 1962 in 
Paris unter dem Titel ”Traite d’Economie 
Marxiste”erschienenen Werk, welches mir 1968 
in deutscher Übersetzung in die Hände fiel (und 
dessen Titel die ideologischen Tugendwächter 
der Staatsbibliothek offenbar so einschläferte, 
daß sie dieses Werk monatelang nicht aus dem 
Benutzerverkehr zurückzogen), lieferte Mandel 
auch eine brillante materialistische Kritik der 
politischen Ökonomie des bürokratischen "So- 
zialismus” anhand von mir bis dahin unbekann- 
ten Material aus der sowjetischen Wirtschafts- 
geschichte. Nebenbei erfuhr ich aus seinem im 
gleichen Jahr erschienenen Buch über die "Ent- 
stehung und Entwicklung der ökonomischen 
Lehre von Karl Marx”, wie man den von ML- 
Dogmatikern auf den Kopf gestellten Marx wie- 
der auf die Füße bekam. 

Eines war mir nach dieser Lektüre nun 
vollständig klar: Mandel hatte sich die unerbittli- 
che Feindschaft der Stalinisten und Politbüro- 
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kraten redlich verdient. Meine Auseinanderset- 
zung mit Mandels Analysen fand ausgerechnet 
zur Zeit hitziger Diskussionen in einer hoch- 
politisierten Atmosphäre an der Humboldt-Uni- 
versität Ende der 60er Jahre statt. Ich dachte 
über Konsequenzen nach: Es sollte möglich 
sein, die legalen Strukturen an der Uni zur 
Problematisierung einer Reihe von brisanten 
Fragen, die nach "Prag '68” alle Studenten 
bewegten, auszunutzen und dabei die Gefähr- 
dung Beteiligter soweitwie möglich auszuschlie- 
Ben. Ich offenbarte einigen wenigen Freunden 
meine Literaturquellen und wir bemächtigten 
uns des ansonsten berüchtigten "FDJ-Studien- 
jahres”. Hier fanden nun indem von uns organi- 
sierten gesellschaftswissenschaftlichen Selbst- 
studium jene von Mandel aufgeworfenen Fra- 
gen Platz, ohne daß wir es nötig hatten, andere 
als die offiziellen Quellen politischer und wirt- 
schaftlicher Geschichte zu bemühen: Mandel 
hatte uns überzeugend vermittelt, daß die 
Marx’sche Theorie selbst ein mächtiges Instru- 
ment der radikalen Kritik des sich als ”Sozialis- 
mus” kaschierenden Politbürokratismus sein 
konnte. Man mußte allerdings den eigenen kri- 
tischen Verstand einsetzen und sich von den 
einschlägigen Verfälschungen weder benebeln 
noch durch Drohungen einschüchtern lassen: 
Gerade 1969/70 war an der Uni die Militanz, mit 
der beamtete ML-Dogmatiker vom demokrati- 
schen Sozialismus ”infizierte” Studenten ver- 
folgten, beachtlich.Dochnochnichteinmal Trotz- 
ki mußten wir bemühen: Als 1970 das Feuer auf 
demonstrierende polnische Arbeiter eröffnet 
wurde, empfahlen wir den Studenten das Studi- 
um einer fatalerweise damals gerade im Dietz- 
Verlag neu aufgelegten Aufsatzsammlung Le- 
nins unter dem Titel "Über die Beteiligung der 
Massen an der Leitung des Staates”. Dies ließ 
an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig. 
Doch unsere Vorsichtwar umsonst. Man 
kam uns auf die Schliche, der IMS "Möwe” 


berichtete dem MfS und die SED-Mitglieder in 
unserer kleinen Verschwörung mußten in ihrer 
Parteiversammlung den Offenbarungseid able- 
gen. Zu dieser Zeit entstand nun der oben 
erwähnte Bericht, den ich 1991 in meiner Akte 
fand. Aus meiner damaligen Sicht (von 1973) 
war meineeigene Disziplinierung (arbeitsrechts- 
widrige Lösung des Arbeitsvertrages als wis- 
senschaftlicher Assistent wegen "Aufhetzung 
der Studenten gegen den Lehrkörper und trotz- 
kistische Propaganda”) lediglich eine Entschei- 
dung der Partei- und staatlichen Leitung der 
Sektion Mathematik. Doch zu meiner Überra- 
schung fand ich neben dem erwähnten Stasi- 
Bericht in der gleichen Akte auch eine mich 
betreffende handschriftliche Anmerkung zu 
meiner damaligen Erwiderung an die Adresse 
unserer Inquisitoren der Parteileitung: Es hieß, 
diese Erwiderung läge auf der Linie Mandels, 
und orientiere sich an Positionen, die in einem 
1972 erschienenen ”Spiegel”-Artikel über die- 
sen konterrevolutionären ”Pseudomarxisten” 
wiederzufinden wären. 

An die Adresse und zur späten Aufklä- 
rung meines damaligen Stasi-Wachhunds von 
der HV-A 1/1/207, App. 2314: Diesen Artikel sah 
ich wirklich zum ersten Mal 1991 in meiner Akte. 
Er berichtete u. a. von der polizeilichen 
Observierung Mandels in der Schweiz und den 
USA, den anschließenden Einreiseverweige- 
rungen dieser Länder (weil er, wie es bei den 
Eidgenossen hieß, bei früheren Besuchen "re- 
volutionäre Taktiken” dargelegt hatte) und der 
gerichtlichen Verurteilung Peter Uhlsinder CSSR 
wegen eines Treffens mit Mandel. 

So genau wußte ich das damals nicht - ebenso 
erfuhr ich erst viel später, daß für Mandel auch 
in der BRD dank Genscher lange Zeit die Gren- 
ze dichtwar. Alldiesleuchtete miraber dann, als 
ich es in den 70er Jahren erfuhr, durchaus ein. 
Ich lernte damals überdies, daß Mandel, in der 
NS-Ara als Widerständler deportiert, durch deut- 
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sche Gefängnisse geschleppt und mit Kriegsen- 
de aus dem KZ befreit, das dreifache Stigma 
trug: Er war Jude, Kommunist und Trotzkist. 
Diestrugihm die doppelte Ehre ein, gleicherma- 
Ben von den Antikommunisten in beiden La- 
gern, also von den Herrschenden im Westen 
und von den Stalinisten im Osten gehaßt zu 
werden. 

Die Erfahrung an der Uni war durchaus 
nützlich in einem doppelten Sinne: Sie belegte, 
daß wir richtig lagen mit unseren Mutmaßungen 
über den Charakter dieses Nominalsozialismus 
und sie liquidierte meine letzten Reste von Nai- 
vität im Umgang mit dieser brisanten Materie. 
Ich wußte nun, daß konsequenter Widerspruch 
eben auch unangenehme Konsequenzen ha- 
ben konnte und daß Widerstand sich nicht mit 
naivem Erstaunen über die Konsequenz der 
Herrschenden beim Versuch, ihn zu brechen, 
vertrug. Für die.70er Jahre und die spätere Zeit 
war mir dies ganz nützlich - sowohl, was meine 
Befindlichkeit gegenüber den mir geltenden fol- 
gerichtigen Maßnahmen der Staatsmacht be- 
traf, als auch, was die Überlegungen zur effek- 
tivsten Form politischer Arbeit und das Verhält- 
nis von Konspiration und Öffentlichkeit angeht. 


Daßichtrotzdem noch genug Fehler und Dumm- 
heiten zu machen imstande war, versteht sich 
allerdings. 

Ich denke im Rückblick, daß die Be- 
schäftigung mit Mandel einen beträchtlichen 
Anteil an meiner politischen Sozialisation aus- 
machte. Spätere Begegnungen mit ihm im No- 
vember 1989 und dann noch einmal in Brüssel 
haben meine Achtung vor seiner wissenschaft- 
lichen Leistung und seiner politischen Integrität 
nur befestigen können. Ich habe ihn immer nur 
am Rande als einen politischen Kopf in der IV. 
trotzkistischen Internationale wahrgenommen 
und kann mich noch gut an meinen Ekel ange- 
sichts der plumpen Anfeindungen diverser 
pseudotrotzkistischer Sektenkrieger in Berlin 
erinnern, denen Mandel sich aussetzte. An der 
Gelassenheit und Sachlichkeit, mit der erihnen 
begegnete, könnten sich diverse Linke im Um- 
gang gerade mit linken "politisch Andersden- 
kenden” orientieren. 

Ich trauere um Ernest Mandel. 

Thomas Klein, im September 1995 


Red: Es gibt Kreise, zu denen sich das ostdeutsche Geheimdienstdeutsch (rückblickend ln 
wohl der wesentlichste bleibende Beitrag der DDR zur Weltkultur) noch nicht herumgesprochen hat. 
Für solche Banausen kurz zum Verständnis des Obigen: Klar ist wohl, daß das MfS das Ministerium 


für Staatssicherheit war. „Operativer Vorgang“ (OV) war ein geheimdienstliches Ermittlungsverfah- 
ren, mit der Zielstellung, eine „feindlich-negative Person“ oder eine zur staatsfeindlichen ernannte 
Gruppe aufjuristischem Wege zu erledigen, inden Westen zutreiben, ins Irrenhaus zu bringen oder 
sonstwie auszuschalten (‚liquidieren“, wie der Fachausdruck hieß). Jeder OV trug einen meistens 
abträglichen Tarnnamen. Spitzel hießenin der DDR „Inoffizieller Mitarbeiter" (IM) undtrugenje nach 
Aufgabengebiet ein Zusatzkürzel. Ein IMS ist eine mittlere Spitzelkategorie, die der Beobachtung 
diente. Die HVA war die Auslandsspionageabteilungder DDR, die aber, weilman des Glaubens war, 
die inländische Oppositionwerde vom Ausland gesteuert, auch zahlreiche innenpolitische Aufgaben 
hatte. 
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Die politischen Justiz in der BRD wird nur 
weitergeschrieben 
Zur Einschätzung der gegenwärtigen Repressionswelle 


Wir sprachen mit Rechtsanwalt Wolfgang Kaleck. Er ist 35 Jahre alt und stammt aus 
Westdeutschland. Seine Laufbahn als Rechtsanwalt begann er 1991 im Ostberliner Haus der 
Demokratie. Derzeit hat er seinen Sitz in einem linken Rechtsanwaltsbüro im Berliner 


Prenzlauer Berg. 


telegraph: Aus dem, was wir in den letzten 
Monaten an Nachrichten über Repressalien 
bekommen, haben wir den Eindruck gewonnen, 
daß es ein sukzessive Verschärfung der innen- 
politischen Situation in der Bundesrepublik 
Deutschland gibt. Angefangen von dem Vorge- 
hen gegen Kurden unter der Vorgabe der PKK- 
Verfolgung, über die Haussuchungen in der 
ganzen Bundesrepublik unter dem Vorwand der 
Ermittlungen gegen die Zeitschrift “radikal” bis 
zu 129a-Verfahren verschiedenster Art ist im- 
mer eine sehr exzessive Gesetzesauslegung 
spürbar, die es in dieser Art noch nicht gab. 

Wolfgang Kaleck: Ich bin nicht der Meinung, 
daß man aus diesen Ereignissen auf eine Ver- 
schärfung der innenpolitischen Situation schlie- 
Benkann. Alles das gab es schon einmal. Gera- 
de, wenn Du die “radikal” ansprichst : Es gab 
“radikal”-Verfahren schon in den achtziger Jah- 
re. Michael Klöckner und Benny Härlin, die mit 
der “radikal” gar nichts mehr zu tun hatten, 
wurden von einem Berliner Gericht als Mither- 
ausgeber zu Haftstrafen verurteilt. Sie mußten 
die Haftstrafen nur deshalb nicht antreten, weil 
sie Europaabgeordnete der Grünen wurden. Ein 
Bonner Freund von mir, ein Buchhändler, wurde 
schon 19986 vom Düsseldorfer Oberlandesge- 
richt zu einer Haftstrafe auf Bewährung wegen 
Unterstützung einer terroristischen Vereinigung 
verurteilt, weil ein Polizist eine bestimmte Aus- 
gabe der “radikal” in dem Buchladen gesehen 
hatte, indem ein Anschlag positiv “besprochen” 
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worden war. Durchsuchungen in Sachen ‘radi- 
kal” gab es immer wieder. 

129a-Verfahren gibt es seit Einführung des 
Paragraphen zu Hauf. Das war noch nie etwas 
besonderes. Es wurde immer wieder betont, 
daß der Paragraph 129a ein sogenannter 
Ermittlungsparagraf ist. Das heißt, es kam nie 
darauf an, das Verfahren bis zur Anklageschrift, 
geschweige denn bis zu Urteil durchzuführen, 
sondern viel wichtiger war, daß 129a eine weit- 
reichende strafprozessuale Ermächtigungs- 
grundlage darstellt, wo viele Beschuldigten- und 
Verteidigerrechte eingeschränkt werden. Und 
man benutzt diesen Paragrafen immer, wenn er 
aufeinem Haftbefehl, aufeinem Durchsuchungs- 
befehl oder auf einem Abhörantrag steht, um 
seine Kenntnisse über eine bestimmte Szene zu 
erweitern. Es gab immer schon Hausdurchsu- 
chungen, wo einzelne Vorfälle genutzt wurden, 
um ganze Szenen auszutrocknen. Ich erinnere 
an die Startbahnschüsse, die dazu geführt ha- 
ben, daß die gesamte Rhein-Main-Szene unter 
die Lupe genommen (d.h. Hausdurchsuchun- 
gen, Beugehaft) und vernommen wurde, Ver- 
fahren eingeleitet wurden. 

Auch die Kurdenverfolgung ist so neu 
nicht. Neuist natürlich das PKK-Verbot. Manhat 
mit dem PKK-Verfahren vor dem Düsseldorfer 
Oberlandesgericht versucht, eine bestimmte Art 
von politischer Betätigung zu kriminalisieren. 
Das PKK-Verbotistrechtlich eine neue Qualität. 
Das führt in der Folge zu einer Vielzahl von 
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Verfahren, diealle vor den Staatsschutzkammern 
landen. Ich denke, auf diese Weise kann man 
nicht mit einer nationalen Befreiungsbewegung 
umgehen. Und dasistdie PKK,wiemanauch zu 
ihr stehen mag. Es ist eine Kriegspartei im 
Kurdistan-Konflikt und man kann sie nicht auf 
diesem Weg bekämpfen. Alle diese 
Staatsschutzdelikte, die Zuständigkeit der 
Staatsschutzkammer für Verstöße gegen das 
Vereinsgesetz müssen gestrichen werden. Die 
könnten alles, was hier an “kriminellen Delikten” 
angeblich begangen wird, sei es anläßlich von 
Demonstrationen, seien es irgendwelche Er- 


pressungen, mit den normalen Gesetzen des 
Strafgesetzbuches sehr gut anklagen und ge- 
gebenenfalls verurteilen. Daß sie aber solche 
Verstöße gegen das Vereinsgesetz und 
Organisationsdelikte dazu nehmen, zeigt, daß 
es nicht um Verfolgung von Kriminalität geht, 
sondern politische Justiz stattfindet. 

Aber politische Justiz gab es durchge- 
hend. Die Geschichte der politischen Justiz in 
der BRD ist ein Kapitel, das immer weiter- 
geschrieben wird. Es werden immer neue Betä- 
tigungsfelder gesucht, immer neue Gruppen 
bekämpft. 


„Immerdasselbe - erst sauigelst Du Dich von obenbis unteneinundichkann zusehen, wie ich Dich sauber 


kriege!“ 
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WAS HEISIT HIER, 
fıE WOLLEN EINEN NEUEN 
VERTEIDIGER ? 


NICHT SIE JOLLEN HIER VERFEIDYGr 
WERDEN, SONDERN DER RECHT 5, 


uns 
en 


telegraph: Nun weiß ich wegen meiner DDR- 
Vorgeschichte nicht sehr viel von der Zeit vor 
1989. Aber ich denke doch, daß es wenigstens 
ein neuer Repressionshöhepunkt ist, für mich in 
der Bundesrepublik sicher der erste dieser Art. 
Wolfgang Kaleck:Woran willst Du das festma- 
chen? Es mag sein, daß in Ostdeutschland 
einige Verfahren begonnen wurden, die eine 
andere Qualität hatten gegenüber dem, was 
zwei, drei Jahre vorher passiert ist. Das liegt 
aber schlicht und einfach daran, daß nach der 
Wende eine Zeit lang Polizei und Justiz einfach 
nicht gut organisiert waren, daß man sich noch 
nicht darüber im Klaren war, wen man eigentlich 
wie bekämpft und die Dinge etwas laufen ließ. 
Der Vergleichsmaßstab dürfen nicht die Wende- 
jahre sein, 1990 und 1991. Der Vergleichs- 
maßstab muß die BRD 1987 oder 1988 sein. 
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telegraph: Die Schon- 
zeit ist vorbei? - 
Wolfgang Kaleck:Klar. 
Was es da an Verfahren 
gibt, istnatürlich zum Teil 
heftig. Und da muß man 
sagen, daß eine unheili- 
ge Allianz aus autoritä- 
rem Obrigkeitsdenken 
aus der DDR-Zeit und 
politischer Justiz und 
politischer Polizei aus 
der BRD entstanden ist. 
telegraph:Dazukommt 
noch die Unfähigkeit der 
Ostanwälte oder wenig- 
stens ihre immer noch 
schwachen Kenntnisse 
vom Westrecht. 
Wolfgang Kaleck:Dazu 
kommt auch das Fehlen 
einer tragfähigen Infra- 
struktur. Das geht von 
fehlender Gegen- 
öffentlichkeit über Anwälte, bis zum Mangel an 
Ermittlungsausschüssen, die ganze Infrastruk- 
tur, die wir in jeder mittelgroßen westdeutschen 
Stadt haben. Das muß hier erst aufgebaut wer- 
den. Man sieht esschon daran, daß die Berliner 
sich um alles kümmern müssen, seien es die 
Berliner Antifa-Gruppen, die Hausbesetzer- 
gruppen oder die Berliner Anwälte, die Mandate 
aus dem gesamten Osten haben. 

telegraph: Ich kenne mich in den Strafrechts- 
geschichten ja nicht so aus wie Du, aber ich 
möchte doch dabei bleiben bleiben, daß vieles, 
was geschieht, auf die Demontage dessen, was 
man den Rechtsstaat nennt, hinausläuft und die 
Verfassung zunehmend ausgehöhlt wird. Nimm 
dochbeispielsweise dasKruzifixurteil, das plötz- 
lich bei CDU und CSU zu ausgesprochen ver- 
fassungsfeindlichen Reaktionen führt. Die CSU 
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überlegt in aller Öffentlichkeit, wie das Urteil zu 


umgehen sei und die CDU möchte plötzlich das 
geheiligte oberste Gericht reformieren. 
Wolfgang Kaleck: Das ist eine ganz natürliche 
Reaktion. Für die CDU-CSU war das Verfas- 
sungsgericht natürlich immer eine geheiligte 
Institution, solange das Verfassungsgericht zu 
Instrumentalisieren war. In letzter Zeit hat sich 
beim Verfassungsgericht eine Tendenz zur Be- 
tonung von Freiheitsrechten geltend gemacht, 
das Soldatenurteil, die ganzen Urteile zur freien 
Meinungsäußerung. Individuelle Freiheitsrechte 
werden vom Verfassungsgericht groß geschrie- 
ben, auch in Fragen der Asylverfahren. Ich 
erinnere an die Außerung von Jutta Limbach, 
die sich beschwerthat, daß das Verfassungsge- 
richt die Fehler der vollkommen verkorksten 
Asylgesetzgebung ausbaden muß und da Feu- 
erwehr spielen muß. Es steht in der Tat keine 
Instanz zur Verfügung, da die Rechtswege für 
Asylbewerberfastausgeschaltetsind. Unddann 
wird eben, wie im Fall der Sudanesen in Frank- 
furt, das Verfassungsgericht angerufen. Klar, 
solange CDU-CSU das Verfassungsgericht ge- 
gen die SPD-FDR-Gesetzgebung instrumenta- 
Iisieren konnte, war das Verfassungsgerichteine 
heilige Institution. Jetzt scheint eine Tendenz zu 
sein, die ihnen nicht paßt und da wird frontal 
angegriffen. Das zeigt ja nur das instrumentelle 
Verhältnis von CDU-CSU zu bestimmten 
Verfassungsorganen und bestimmten 
Verfahrensabläufen in dieser Gesellschaft. Ich 
denke nicht, daß sich in dieser Hinsicht etwas 
verändert hat. Es gab immer einen bestimmten 
Teil von CDU-CSU Politikern, die nicht Demo- 
kraten aus Überzeugung sind, sondern, weil die 
Verhältnisse im Moment so sind und weil es die 
angemessene Form ist, die Menschen hier zu 
regieren. 
telegraph: Gut, ich frage mal anders herum: 
Gibt es Deiner Ansicht nach eine neue Qualität 
in der gegenwärtigen innenpolitischen Entwick- 
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lung? 

Wolfgang Kaleck: Ja, das denke ich. Wir hat- 
ten in den achtziger Jahren eine Diskussion um 
den Überwachungsstaat. Wir haben in den 
achtziger Jahren darüber geredet, darüber ge- 
schrieben, dagegen protestiert, wie weit dieser 
Überwachungsstaatwar.Die ganze Diskussuion 
gipfelte im Boykott der Volkszählung 1983 und 
im VolkszählungsurteildesBundesverfassungs- 
gerichts, wo weitreichende datenrechtliche Si- 
cherungenfestgeschriebenwurden. Es gabeine 
richtige Datenschutzwelle, überall wurden Da- 
tenschützer eingerichtet. Danach war das aus 
der Diskussion raus. Die technische Entwick- 
lung ist vorangeschritten, alles, wovor wir ge- 
warnthaben, isteingetreten. Sowohl aufpolizei- 
licher als auch auf justitieller Ebene sind die 
technischen Überwachungsmöglichkeiten vOr- 
angeschritten, aber auch die Zuständigkeiten 
und die gesetzlichen Kompetenzen. 
telegraph:Der letzte Schlag war dieses ominö- 
se Fernmeldeanlagenüberwachungsgeseiz. 
Wolfgang Kaleck:Nach 1989 war zu beobach- 
ten, daß die innenpolitischen Hardliner die Ge- 
legenheit benutzthaben, das, was inder kontro- 
versen Diskussion der achtziger Jahre in West- 
deutschland nicht durchsetzbar war, als Mogel- 
paket in die Gesetzgebung zu bringen. Das hat 
schon vor der Wende angefangen. Man hat 
angefangen, die Angst vor Unsicherheit und 
Verbrechen zu instrumentalisieren. Man lernt 
aus den US-amerikanischen Zuständen, WO die 
Zustimmung zu Todesurteilen politische Karrie- 
ren bestimmt. Ähnlich wurde hier versucht, die 
Angst vor Verbrechen zu instrumentalisieren. 
Man hat es, da haben auch die Medien mitge- 
spielt, geschafft, eine Bedrohungssituation auf- 
zubauen, die real nicht unbedingt da ist. Die 
Leute fühlen sich aber bedroht, das ist nicht zu 
bestreiten, besonders die Ostdeutschen. Sie 
sindineinerneuenLebenssituation. Dazukommt 
solche banale Tatsachen wie die, daß natürlich 
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SCHNÜFFELN IST 
KEINE LOSUNG! | 


die Verbrechensrate gegenüber der geschön- 


ten DDR-Statistik gestiegen ist, daß es ganz 


neuartige Verbrechen gibt, die mitdemLebenin 
einer Wohlstandsgesellschaft, dem Auseinan- 
derklaffen von Reich und Arm zu tun haben, 
damit, daß Armutsflüchtlinge deutschen Boden 
betreten, die sich natürlich auch auf kriminelle 
Weise Geld und Brot besorgen wollen. 

Die Angst vorden Kommunistenistzwar 
nicht mehr da. Man hat versucht, auf verschie- 
denste Weise neue Bedrohungen aufzubauen. 
Da war der der sogenannte “Krieg gegen die 
Drogen”, der weltweit dazu gedient hat, die 
Aufrechterhaltung des militärischen Potentials 
und die Interventionspolitik plausibel zu ma- 
chen. Ich erinnere an den Panama-Einmarsch, 
ich erinnere mich an die US-Interventionspolitik 
in Peru, Kolumbien, Bolivien und Venezuela. 

telegraph: Aktuell wird jetzt die Drogengefahr 
aus Mexiko an die Wand gemalt. 
Wolfgang Kaleck: Tatsache ist natürlich, daß 
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Mexiko schon lange Kolumbien als Drogen- 
Schaltzentrale abgelöst hat. Das wissen auch 
alle. Das sind höchste mexikanische Stellen, mit 
denen man bis vorgestern sehr gut zu Rande 
gekommen ist. Das geht hoch bis zum Bruder 
des ehemaligen Präsidenten Salinas. 

Man hat mit diesem “Krieg gegen die 
Drogenmafia” versucht, ein Feindbild aufzubau- 
en, das in dieser Art natürlich vollkommen irra- 
tional ist. Wenn die Politiker die Folgen des 
Handelns und Konsums von Drogen (jenseits 
von Haschisch) tatsächlich bekämpfen wollten, 
müßte man die Eingriffstatbestände sehr viel 
genauer fassen. Die müßten sagen, wogegen 
sie eigentlich sind: Dagegen, daß sich hier viele 
Menschen zu Tode spritzen. Wenn man das so 
umfaßt, wird klar, daß es gar nicht darum geht, 
Krieg gegen jemand oder irgend etwas zu füh- 
ren, sondern, daß es ein sehr differenziertes 
gesellschaftliche Problem ist, bei dem es eine 
ganze Reihe von Lösungsvorschlägen gibt, die 
bis hinein in Polizeikreise sehr vernünftig disku- 
tiertwerden. Gerade Polizeibeamte, diein Groß- 
städten mit dem Drogenproblem zu tun haben, 
argumentieren sehr viel differenzierter als diese 
Politikerärsche, die damit nur Demagogie be- 
treiben. 
telegraph: Es gibt aber auch hohe Polizeioffi- 
ziere, die sehr wohl ein Interesse an diesem 
Krieg haben, Geheimdienstler ohnehin. 
Wolfgang Kaleck: Gut, die Hauptsorge der 
Geheimdienstleristim Momentihre Existenzbe- 
rechtigung wieder herzustellen. Aber bei der 
Polizei halte ich mich sehr vor Pauschalurteilen 
zurück. Dort gibt es alles, gut sozialdemokrati- 
sche Polizisten, denen sehr wohl bewußt ist, 
daß die Polizei bei bestimmten gesellschaftli- 
chen Auseinandersetzungen einfach verheizt 
wird. Und es gibt die Hardliner-Fraktion, denen 
jedes Mittel recht ist, um mehr Macht und mehr 
Einfluß in der Gesellschaft zu bekommen. Es 
gibt rechtsradikale Tendenzen, die ohne Zweifel 
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verheerend sind, rassistische Tendenzen, Zu- 
nahme von Körperverletzungen im Amt. Alles 
katastrophale Zustände, die man aber beileibe 
nicht pauschalisieren kann. Es gibt nicht 
den Polizeiapparat. 
telegraph: Wenn nicht eine Verstärkung der 
Repression, scheint es aber wenigstens eine 
‚zunehmende Schwächung des Widerstandes 
zu geben. In Ostdeutschland ist der Widerstand 
ohnehin noch schwach, weil die Leute einfach 
noch nicht gelernthaben, sich gegen diese neue 
Art von Druck zu solidarisieren und zu wehren. 
Arm zu sein wird noch als persönliches Versa- 
gen erlebt und führt zum Rückzug aus der 
Öffentlichkeit. In Westdeutschland scheint aber 
auch die vielzitierteliberale Öffentlichkeitinihrer 
Aufmerksamkeit nachzulassen. Das hängt si- 
cher mitderzunehmenden Monopolisierungder 
Medien zusammen, damit, daß wegen der gro- 
Ben Zahl von arbeitslosen Journalisten sich die 
Zensur der Chefredakteure immer mehr durch- 
setzt. Bestimmte EreignissewerdeninderPres- 
se überhaupt nicht mehr erwähnt. Hinzu kommt 
sicher der Zusammenbruch der autonomen 
Szene, die sich zu großen Teilen mit sich selbst 
beschäftigt. Das gleiche gilt wohl für die übrigen 
linken Strömungen. 
Wolfgang Kaleck: Das ist ohne Zweifel wahr. 
Die linke Szene ist zerbröckelt, das ganze Um- 
feld ist weggebrochen. Und in der Tat beschäf- 
tigen sich die meisten mit sich selbst. Wirksame 
linke Politik wird kaum betrieben. Ich denke 
allerdings, daß es nach wie vor eine liberale 
Öffentlichkeit gibt, daß es eine breit gestreute 
Infrastruktur gibt, sowohl bei den Medien als 
auch bei Anwälten, Ärzten, Lehrern. Allerdings 
ist die in der Offentlichkeit so nicht wahrnehm- 
bar. Aber sie ist, glaube ich, auf Bedarf 
reaktivierbar. Dann muß man allerdings be- 
stimmte eingefahrene Politikrituale überdenken 
und muß sich überlegen, wie man an diese 
Leute herankommt. Es gibt Beispiele dafür, wie 
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das geschafft wurde. Ich halte beispielsweise 
die Kampagne für Mumia Abu Jamal für ein 
relativ gutes Beispiel, weil da versucht wurde, 
liberale Öffentlichkeit und liberale Medien für 
sich arbeiten zu lassen. Man muß allerdings ein 
gewisses Maß an Flexibilität haben. Wenn man 
immer nur dem eigenen Milieu, der eigenen 
Szene verhaftetist, ohne dasin Frage zustellen, 
wenn man nicht in der Lage ist, ein Anliegen in 
einer kurzen, knackigen Presseerklärung oder 
in einem dreiseitigen Hintergrundbericht zu for- 
mulieren, dann hat man allerdings Schwierigkei- 
ten, Unterstützung zu bekommen. 

Aber Du hast mich aber vorhin etwas 
abgewürgt.Ichseheschonbürgerliche Freiheits- 
rechte in der Bundesrepublik Deutschland be- 
droht. Ich sehe die Bedrohung allerdings aus 
einer anderen Ecke kommen, aus dem techni- 
schen und Kompetenzzuwachs von Polizei und 
Justiz. Ichdenke, daß es dabei garnnichtspeziell 
um bestimmte linksradikale Gruppierungen geht, 
sondern daß flächendeckend Freiheitsrechte 
abgebaut werden. Insbesondere ist, um mein 
Lieblingsthema, das Strafprozeßrecht anzufüh- 
ren, das Fatale nichteinzelne Urteile von einzel- 
nen Richtern gegen diese oder jene linke Politik. 
Auch dort, denke ich, hat sich das Bild gegen- 
über den sechziger, siebziger Jahrentotalgeän- 
dert. An der Richterschaft ist die Protest- und 
Demokratisierungsbewegungnicht vorbeigegan- 
gen. Es gibt vom alten reaktionären Richter, der 
autoritär bis in die Knochen ist, bis zum jungen, 
aufgeschlossenen Richter alles. Wir erleben 
jeden Tag alles mögliche an Urteilen, vom letz- 
ten Schandurteil bis zu vollkommen überra- 
schenden Freisprüchen. 

Das ist sehr differenziert. Was aber ein- 
deutig ist, das sind die momentanen Gesetzes- 
veränderungen, wo ohne jeglichen Anlaß und 
beispielsweise unter dem Vorwand der organi- 
sierten Kriminalität flächendeckend Rechte au- 
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Ber Kraft gesetzt werden. Man sagt, man wolle 
die Drogenkriminalitätbekämpfen undverschärft 
das ganze strafprozessulae Instrumentarium. 
Man geht so weit, bestimmte ganz grundlegen- 
de strafprozessuale Rechte wie das 
Beweisantragsrecht -das Gegengewicht der 


Verteidigung zur Staatsanwaltschaft - auf.die 


krasseste Weise einzuschränken. Angesehene 
Strafverteidiger und Strafverteidervereinigungen 
vergleichen diese Entwürfe allen Ernstes mit 
dem Strafprozeßrecht zur Zeit des Nationalso- 
zialismus, wo vom Wortlaut und Geist ähnliche 
Regelungen herrschten, wie jetzt in Kraft treten 
sollen. 

Das ist, ebenso wie der Ausbau des 
Überwachungsapparates, wesentlich schwerer 
zubegreifen.da muß man sich sehr genauin die 
technischen Finessen oder die juristischen Ver- 
fahrensweisen hineindenken. Und das erfordert 
eine sehr vieldifferenziertere Analyse alsdieses 
weit verbreitete Schwarz-Weiß-Denken. Es ist 
beispielsweise Unsinn, nach dem Deckert-Ur- 
teil zuschreiben, die Richterschaft sei faschisto- 
id. Solche simplen Formeln gefallen manchen 
Leuten. Wesentlich schwieriger istes, sich Stel- 
Iungnahmen der Strafverteidigervereinigungen 
zu den Verschärfungendes Strafprozeßrechtes 
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anzuschauen. Ichseheda viel grö- 
Bere Bedrohungen als das ande- 
re. 

‚Ich sehe es gleichfalls als be- 
drohlich an, daß von Seiten der 
Protesbewegung seit 1990 staat- 
liche Machtausübung nicht mehr 
strukturell analysiert, nicht mehr 
generell kritisiert wird. Nicht der 
Staat als solches, nicht die Polizei 
als solche, nicht die Anwendung 
von Strafrecht als solches. Die 
ganze Staats-, Justiz- und Polizei- 
kritik, die in den letzten 25 Jahren 
aufgebaut wurde, hat man in den 
letzten Haken über Bord geworfen. Man argu- 
mentiert nur noch rein instrumentell. Der Staat 
solldeswegenschlechtsein, weilerLinke schlägt 
und Rechte nicht schlägt. Er soll die Rechte 
schlagen. Der Staatist deshalb schlecht, weil er 
Umweltschädiger nicht hart genug verurteilt und 
Vergewaltiger und Kriegstreiber nicht verurteilt. 
Wir hätten aber die Aufgabe, eine bestimmte Art 
von staatlichem Instrumentarium, das per se 
undemokratisch und autoritär ist und einer 
gewaltfreien Gesellschaft widerspricht, von 
Grund auf zu kritisieren. Wir müßten eine ande- 
ren Art des Umgehens, andere gesellschaftli- 
che Lösungsmodelle propagieren. Dazu ist Lin- 
ke und insbesondere die ostdeutsche Linke im 
Moment überhaupt nicht in der Lage. Wenn die 
Linke nicht in der Lage ist, das Problem struktu- 
rell anzugehen, hat der Staat ein wesentliches 
Ziel erreicht und kann in der Zukunft das nun- 
mehr auch von Linken, Liberalen, Antifaschi- 
sten, Umweltschützern u.a. legitimierte Gewalt- 
potential uneingeschränkt einsetzen. 

(Das Gespräch führte W. Rüddenklau) 
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Fünf Jahre danach und fast vergessen 
Über die Hausbesetzungsbewegung in Ost-Berlin 
Teili 


Seit dem Herbst 1994 taumelt Deutschland von 
einer „Fünf Jahre“-Feierlichkeit zur anderen: 
fünf Jahre Wende, fünf Jahre Besetzung der 
Stasi-Zentrale, fünf Jahre erste freie Wahl, fünf 
Jahre Währungsunion undletztendlichwirdman 
am 3. Oktober den fünften Jahrestag der Verei- 
nigung beider deutscher Nachkriegsstaaten 
begehen. Diverse ehemalige, nun etablierte 
„Oppositionelleder DDR-Friedens-, Umwelt- und 
Menschenrechtsbewegung“ klopften sich zu- 
frieden auf die Schultern und ließen sich vonder 
Presse, vom Kapital und Kohl als Helden und 
Mütter der Revolution preisen. 

Doch auch ganz andere Ereignisse, 
mittlerweile schon fast wieder in Vergessenheit 
geraten, machten das Jahr 1990 speziell in 
Berlin aus. Mehr als tausend Menschen erklär- 
ten allein in Ostberlin 120 Häuser als besetzt 
und ein knappes Jahr prägte eine selbstorgani- 
sierte soziale undkulturelleBewegungdie Stadt, 
die nur mit der Hausbesetzerbewegung 1980/ 
81 im Westberlin verglichen werden könnte. 

Allerdingsistbekanntlich nichtalles Gold 
was glänzt und kratzt man an Fassaden, so 
kommt oft manch übler Rott zum Vorschein. 
Und weiter stellt sich auch heute noch immer die 
Frage, was diese Bewegung so schnell an seine 
Grenzen stoßen und scheitern ließ. Natürlich 
war da die Weigerung der Behörden und zu- 
ständigen Regierungsstellen, die diese Bewe- 
gung unter allen Umständen beseitigen wollten, 
wenn möglich mit härtester Repression. Aber 
auch die Besetzer hatten Mühe, die verschiede- 
nen Ansätze und das Unvermögen solidarisch 
unter einen Hut zu bringen. Die klassischen 
Machtstrukturen funktionierten auch in dieser 
Bewegung. Minderheitenpositionen wurden an 
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den Rand gedrängt und zum Schweigen ge- 
bracht. Nur die lauten Politakrobaten setzten 
sich durch. Die leisen Töne wurden nicht gehört. 
Und nicht zuletzt exerzierten schon die Hausbe- 
setzer vor, was gesamtdeutsch offiziell erst mit 
der Währungsunion im Juli 1990 und mit der 
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Vereinigung im Oktober 1990 einsetzte: die 
Einverleibung des Ostens. Der sogenannte 
Ost-West-Konilikt trat in den Hausbesetzer- 
strukturen sehr schnell zu Tage und führte sehr 
schnell zu bösem Blut, Intrigen und Spaltung. 
Und letztendlich waren die fehlende Akzeptanz 
in der Bevölkerung, ein fast vollständiger Ver- 
zicht auf Öffentlichkeits- und Pressearbeit, das 
„nur mit sich selbst Beschäftigen“ Gründe die zu 
einer immer stärker einsetzenden Isolierung 
führten. Gerade die Nabelschau führte bei vie- 
lenzueiner völligen Betriebsblindheit. Die Haus- 
besetzer fühlten sich als der Mittelpunkt der 
Welt. Elitäre Arroganz degradierte die übrige 
Bevölkerung zu „Normalos‘, „Stinos“, „Prolls‘ 
etc. Dies alles machte die Bewegung nicht nur 
brüchig und angreifbar, sondern setzte sie auch 
politisch in den Sand. 

So bleibt zu guter Letzt die Frage nach 

_ dem Nutzen von dem Ganzen. Was hat der 
ganze Aufriß heute, fünf Jahre später, denn 
gebracht? 

Da nun der „telegraph“ stets die Ost- 
berliner Hausbesetzer begleitet und beleuchtet 
hat und im personellem Stamm selbst aus Akti- 
visten dieser Bewegung besteht, so wagen wir 
uns nun an eine genauere 
Betrachtung. Daß wir nun auch nicht die Wahr- 
heit gepachtet haben, ist uns klar. Also soll dies 
eine ganz subjektive Einschätzungeineseinzel- 
nen Redakteurs sein, die vielleicht in einigen 
Punkten nicht einmal Konsens in der eigenen 
Redaktion findet. Doch’ so hielten wir es immer 
- die Meinungdes Einzelnen spiegelt nichtunbe- 
dingt die Meinung der Redaktion wieder. 


Eigentlich fing alles viel früher an. 
Hausbesetzungenwaren auchinder DDRnichts 


Neues. „Schwarzes Wohnen" in leerstehenden 
Wohnungen galt praktisch als Volkssport und 
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wurde zu einerwahren Massenbewegung. Viele 
Wohnungsbesetzungen führten mit der Zeit zu 
der Tatsache, das auf diese Weise plötzlich 
ganze Häuser "schwarz" bezogen waren. Ein 
Beispiel dafür war das Haus Prenzlauer Allee 
203/204. Seit dem Frühjahr 1989 wurde Stück 
für Stück die Wohnungen des Hinterhauses 
eine nach den anderen "schwarz" bezogen. Im 
Januar 1990 erklärten sich die Wohnungs- 
besetzer als Gruppe und das Haus als besetzt. 
Oftmals waren Kommunale Wohnungs- 
verwaltung (KWV) und Polizei zu überfordert, 
um dieses zu bemerken. Meistens wurden sie 
erst durch Denunziationen von „wachsamen 
Mitbürgern“ darauf aufmerksam. War dies erst 
einmal geschehen, hing das weitere Verfahren 
von den meist korrupten Sachbearbeitern der 
KWV ab. War die jeweilige Wohnung zum Bei- 
spiel Teil der Schieberpläne des zuständigen 
Sachbearbeiters, war ein Rausschmiß durch 
die Polizei und eine hohe Geldstrafe unaus- 
weichlich. Hatte der Sachbearbeiterkeine Pläne 
so konnte der Besetzer hoffen, mit der Geldstra- 
fe davon zu kommen und in der Wohnung blei- 
ben zu dürfen. 

- Immer wieder kam es zu stillen Beset- 
zungen von Hinterhäusern. Offene Haus- 
besetzung waren selten, wurden jedoch auch 
immer wieder versucht. Besonders in den 
achtziger Jahren nahmen diese Unternehmun- 
gen zu. So besetzten Punks ein Haus in der 
Ostberliner Gleim- und Wörther Straße im Stadt- 
bezirk Prenzlauer Berg; auchinder Pfarrrstraße 
inBerlin-Lichtenbergwurde ein Haus von Punks 
besetzt.Diese Besetzungenwurdenrechtschnell 
von Polizei und Staatssicherheit beendet, die 
hinter diesen Besetzungen die Bildung neuer 
konspirativer „feindlich negativer“ Zentren ver- 
mutete. 

So ist es auch nicht weiter verwunder- 
lich, daß das erste offizielle Haus der 
Hausbesetzerbewegung in Ostberlin eigentlich 
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eine stille fortschreitende Wohnungsbesetzung war, die im 
Sommer 1989 zur einer stillen Hausbesetzung wurde. In 
unmittelbarer Nachbarschaft zur Polizeiinspektion Prenzlauer 
Berg versuchten die Besetzer der Schönhauser Allee 20, 
nicht aufzufallen. Das gelang auch durch den Umstand, daß 
noch einige offizielle Mieter das Haus bewohnten. Nach der 
Wende wartete man immerhin noch drei Monate ab. Am 
22.12. 1989 gaben sie ihre Besetzung offiziell mit Transpa- 
renten bekannt. Dieser Taggilt alsBeginnder Hausbesetzer- 
bewegung in Ostberlin. 


Schönhauser 20/21 - Aufstieg und Fall eines 
Symbols 


Als die Besetzung des ersten Hause in Ostdeutschland 
bekannt wurde, schlug dies in beiden Teilen Deutschlands 
ein wie eine Bombe. Das Haus wurde binnen kürzester Zeit 
zu einer überregionalen Pilgerstätte. In dem notdürftig ein- 
gerichteten Info-Cafe war jeden Tag Hochbetrieb. Die Ka- 
mera-Teams und Journalisten gaben sich die Klinke in die 
Hand. Besonders die noch unangetastete aber bereits 
wendebeflissene DDR-Presse berichtete über einen langen 
Zeitraum ausführlich, lobte die mutigen, tatkräftigen jungen 
Leute vollmundig. 

Verschiedenste Politiker ließen sich sehen. Aus 
dem ganzen Land strömten Interessierte, Sympathisanten, 
Abenteurer, Sensationslüsternde zudem Haus. Beidrohen- 
den Naziüberfällen war das Haus voll mit Leuten, die die 
Besetzer unterstützten und gegen vermeintliche Angriffe 
von Nazis schützten. 

Die Bewohner aalten sich in einem Klima allgemei- 
ner Zuneigung, auch nachdem es wieder ruhiger wurde um 
die Schönhauser und der „Glanz Ihrer Tat“ durch weitere 
Besetzungen etwas verblaßte und relativiert wurde, und 
gaben sich der Illusion hin, ausreichend Kraft und 
Öffentlichkeitsbonus zu besitzen, ihre Geschicke selbst 
lenken zu können. Doch schnell mußten sie feststellen das 
dies nicht an dem war, nachdem ihre Verhandlungen mit 
Stadt und KWV in eine Sackgasse endeten. So entschloß 
man sich ein Stück gemeinsam mit den anderen Besetzern 
zu gehen und zu sehen, was dabei heraus käme. Doch 
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dieses Stück Weg währte nur bis etwa Mitte 
1990. Die Bewohner erlagen dem Lockruf des 
Goldes. Der Westberliner Senatstellte zu dieser 
Zeit 25 Millionen D-Mark zu Verfügung und 
boten dies den Häusern zur Sanierung an. Au- 
ßerdem wurden ABM-Stellen in Aussicht ge- 
stellt. Der Hintergedanke war klar. Man versuch- 
te einige Häuser zu kaufen und sie damit aus 


dem Besetzerverbund herauszubrechen, um 


sie dann als die guten Besetzer aufzubauen. 
Außerdem hoffte man nach alten Stil, in diesen 
Häusern jeden politischen Elan durch Arbeit zu 
ersticken. Als die Häusbesetzer erfuhren, daß 
die 25 Millionen aus dem Westberliner Sozial- 
fond abgezogen wurden, lehnten die meisten 
dieses Geld ab. Nicht die Bewohner der 
Schönhauser. Dieser Köder war zu verlockend 
für sie, um ihn vorbeischwimmen zu lassen. 
Trotz aller Warnungen und gegen jede Vernunft 
schnappten sie danach und - das sollte sich 
schnell herausstellen - verschluckten sich dar- 
an. Nachdem die Bewohner nach harten Aus- 
einandersetzungen auf mehreren 
Besetzertreffen demonstrativ aus dem Häuser- 
verbund austraten, unterschrieben sie die ihnen 
vorgelegten Knebelverträge, kassiertendas Geld 
und begannen zu bauen. 

Eine Bewohnerin der Schönhauser 20 
beschrieb in einem Interview mitdem „telegraph“ 
im Januar 1994 die damalige Zeit: „Es war das 
erste offiziell besetzte Haus von Ostberlin, das 
dann auch in dem 25 Millionen Projekt der Stadt 
war. Für eine Renovierung der Nummer 21 
haben wir 3,5 Millionen Mark bekommen für die 
20 2,5 Millionen.“ Angesprochen auf die Her- 
kunft des Geldes antwortete die Bewohnerin: 
„Bei uns fehlte den meisten das Bewußtsein. 
Fast alle aus dem Haus waren über ABM einge- 
stellt. Als das Geld kam, begann die Gemein- 
schaft zu bröckeln. Viele haben sich Marken- 
klamotten gekauft und sind ihren eigenen Weg 
gegangen“ 
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Die Ostberliner Häuserbewegung 
entsteht 


Ab etwa Dezember 1989 setzten dann die er- 
sten direkten Besetzungenein.Biszum Februar 
1990 wurden etwa 20 Häuser besetzt. Ein im 
Januar gebildeter Besetzerrat sollte in Zukunft 
die Handlungen aller Häuser koordinieren und 
die Verhandlungen mit der KWV und dem Magi- 
strat organisieren und führen. Bis dahin lag der 
Schwerpunkt eindeutig im Prenzlauer Berg. Im 
Bezirk Friedrichshain waren zu dieser Zeit gera- 
de zwei Häuser besetzt und im Bezirk Mitte 
sogar nur ein Haus. Ab dem Januar 1990 kamen 
die ersten Besetzer aus dem Westteil Berlins. 
Die Häuser Kastanienallee 85/86 im Prenzlauer 
Berg und das Haus Köpenicker Str. 137 wurden 
alssogenannte Ost-West-Besetzungenbezeich- 
net. Diese Projekte hatten sicherlich Symbol- 
charakter und sollten zeigen, daß es möglich ist, 
zusammen mit Westlern im Osten Häuser- 
projekte durchzuführen. Diese „Westbesetzer“ 
legten auch noch bedachte Zurückhaltung an 
den Tag. Sie zollten dem Umstand Rechnung, 
daß sie in einem fremden Land mit Ihnen völlig 
fremden Verhaltensweisen eine kleine Minder- 
heit innerhalb der ebenfalls nur kleinen Gruppe 
Ostberliner Hausbesetzer waren. Das galt auch 
noch für die weiteren Besetzer, die nun ab Ende 
Februar/Anfang März 1990 aus dem Westteil 
Berlins herüberkamen und nach zaghaften An- 
fragen, ob es denn wohl genehm wäre, die 
erstenreinen „Westbesetzungen“ durchführten. 
so etwa in der Brunnenstr. 7, der Tucholskystr. 
32 und der Linienstr 206 in Mitte. 

Dieses Verhalten änderte sich erst mit 
dem Umstand, daß sich mit der Zeit eine Verän- 
derung des Kräfteverhältnisses zwischen Ost 
und Westbesetzern abzeichnete. Während das 
Potential von Ostbesetzern sich bereits Anfang 
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1990 erschöpfte und spätestens nach Februar 
1990 kein Haus mehr von Ostberlinern besetzt 
wurde, drängten ab Mitte März immer mehr 
Leute, Autonome, Antiimps, Studenten, Künst- 
ler, Obdachlose etc. nach Osten und besetzten 
hauptsächlich im Stadtbezirk Mitte. Während 
bis Ende April 1990 in Stadtbezirk Friedrichs- 
hain noch immer nur besagte zwei Häuser, 
einmal in die Schreinerstr.47 und einmal die 
Kreuziger Str. 19 besetzt waren. Das änderte 
sich jedoch im April 1990 sprunghaft. 


Spekulanten greifen nach dem 
Friedrichshain und lösen eine 
Besetzerwelle aus 


Etwa Anfang April 1990 erhielt ein Mitarbeiter 
des „telegraph“ bis dahin geheimgehaltenen 
Informationen über Spekulations- und Um- 
strukturierungspläne zwischen der Friedrichs- 
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hainer KWV und einer Nachfolgefirma des be- 
rüchtigten Immobilienhais „Neue Heimat“, der 
„WIR“. Esging um die Übernahme oder gemein- 
same Bewirtschaftung großer Teile des Stadt- 
bezirks, so zum Beispiel in der Niederbarnim- 
straße, der Mainzer und der Kreutziger Straße. 
Die Friedrichshainer KWV sollten zuvor einige 
Bedingungen erfüllen, um das Geschäft für die 
Neue Heimat lukrativ zu machen. Die zur De- 
batte stehenden Häuser müßten vorher saniert 
werden. „Natürlich“ durch die KWV. Die Maß- 
stäbe wiederum setzte die WIR. Zu dieser Zeit 
lief bereits die Projektierungsphase. Vorgese- 
hen war, die Erdgeschoße, die ersten Etagen, 
die Dachböden und die Fassaden nach gängi- 
gen Weststandart zu sanieren und in Gewerbe- 
und Büroräume sowie in Atelierwohnungen um- 
zuwandeln. Die übrigen Etagen sollten nach 
billigsten DDR-Standart saniert werden. Es war 
geplant, in diese Wohnungen, sicherlich mit 
Absprache regierender Stellen in Ost und West, 
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bis dahin in Kreuzberg lebende Ausländer, so- 
wie die Armutsbevölkerung über den ökonomi- 
schen Hebel umzusiedeln. Diese Bestrebungen 
wurden plausibel, betrachtetman den Fakt, daß 
Kreuzberg nach der Vereinigung beider Teile 
der Stadt direkt zum Stadtzentrum wurde. Die- 
ser Verdrängungprozeß fand in den darauffol- 
‘genden Jahren mit aller Härte statt und läuft 
immer noch. Der Wandel Kreuzbergs zum teu- 
ren Schicki-Micki-Bezirk ist noch in vollem Gan- 
ge. Dem gegenüber steht eine zunehmende 
Verelendung der „Urbevölkerung“. Arme Leute, 
die die explodierenden Mieten nicht mehr zah- 
len konnten und können wurden in die Ost- 
bezirke verdrängt. Allerdings hat spätestens 
seit 1992in Ostbezirkenwie Mitte und Prenzlauer 
Berg genau diese Entwicklung eingesetzt. 
Doch es kam erst einmal alles anders. 
Gemeinsam mit den Bewohnern der beiden 
einzig besetzten Häuser in der Kreuziger, eini- 
gen Autonomen aus Westberlin, schrieben un- 
sere Redakteure einen Aufruf an „Frauen und 
Männer aus Ost und West (...), sich diese Häu- 
serzu nehmen, bevor es zu spätist.“Was dieser 
Aufruf auslöste, war in der Dimension und sei- 
nen Folgen nicht vorhersehbar. In den darauf- 
folgenden Wochen setzte eine massive 
Besetzungswelle dieses Gebietes undin vielen 
anderen StraßenderBezirke Friedrichshain und 
Mitte ein. Weitere Besetzungen fanden in der 
Lichtenberger Pfarrrstraße statt. Galten Anfang 
Mai 1990 etwa 50 Häuser als besetzt, stieg die 
Anzahl bis August auf über 120 Häuser allein in 
Ostberlin, eine Zahl die nur mitderBesetzerwelle 
1980/81 in Westberlin vergleichbar ist. Die Hoff- 
nungen der Aufrufenden, weitere Ost-West-Be- 
setzungen zu initiieren, wurden nicht erfüllt. Die 
_ Massenbesetzungen wurden fast ausschließ- 
lich von Westberlinern vollzogen. Durch diesen 
Umstand kippte das Verhältnis Ost-West völlig 
in Richtung Westbesetzer. Nach einer kurzen 
Eingewöhnungsphase kam zunehmend eine 


extreme Dominanz westautonomer Positionen 
innerhalb der Besetzerzusammenhänge zum 
tragen, die bald alle wesentlichen Schritte und 
Entscheidungen beherrschten. Zunehmend 
wurden Ostpositionen an den Rand gedrängt. 
Ehemalige Besetzer derBewegung 80/81 traten 
schulmeisterhaft auf und versuchten, die 
Ostbesetzer zu belehren. Politniks aus Autono- 
men und Antiimpkreisen profilierten sich 
großmäulig und propagierten den Revolutionä- 
ren Häuserkampf gegen den Imperialismus. 


Besetzerrat und Vertragsgremium 


An dieser Stelle gebe ich wesentliche Teile des Artikels 
„Die Bewegung ist tot, es lebe die Bewegung - Zwei 
Jahre besetzte Häuser in Ostberlin“ wieder, der bereits 
in der Ausgabe 8/91 des „telegraph“, sowie damals in 
der Besetzer-Zeitung ( 2. Jahrgang, Nr. 9, 22.8.91) er- 
schienen war. Diese Auszüge beinhalten das Wesent- 
liche zu diesem Thema und sind authentisch, war doch 
der Autor Lupo damals selbst aktivam Aushandeln der 
Verträge für Prenzlauer Berg und Mitte beteiligt. 


"... Um den Informationsfluß zwischen den Häu- 
sern zu verbessern und Aktionen miteinander 
koordinieren zukönnen, wurde im Januarinden 
Räumen der Ostberliner „Kirche von Unten“ 
(KvU) ein Gesamtberliner Besetzerrat (B-Rat) 
ins Leben gerufen, der auf bezirklicher Ebene 
anfangs durch jeweils unabhängig voneinander 
tagende Treffen untersetzt war, die weder re- 
gelmäßig stattfanden, noch die politische Funk- 
tion des B-Rateswahrnahmen (vor allen Dingen 
handelte es sich um sogenannte Schutztreffen 
im Prenzlauer Berg). Wie alle späteren Einrich- 
tungen der BesitzerInnen war dieses Gremium 
zu einem gewissen Teil aus der Not heraus 
geboren; im späten Winter und im Frühjahr 1990 
hatten sich die besetzten Häuser gegen eine 
Vielzahl von Fascho-Angriffen zur Wehr zu set- 
zen. Abgesprochene und aufeinander abge- 
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stimmte Aktionen waren von daher genauso 
notwendig wie einigermaßen funktionierende 
Info-Netze zwischen den Häusern eines Stadt- 
bezirks, vor allem aber über die Stadtbezirks- 
grenzen hinaus. Das äußere der Häuser verän- 
derte sich: zu schwarz-roten Fahnen und Trans- 
parenten kamen schnell Gitter, mit denen die 
Fenster geschützt wurden. Aus Furcht vor den 
marodierenden Fußballhorden und Jungfaschos 
verwandelte sich manches Haus in eine regel- 
rechte Festung. Die Menge der Häuser, die 
tatsächlich im B-Ratmitarbeitete, wechselte stän- 
dig - alle waren es nie. 

Zur selben Zeit begannen aber auch die 
Versuche, die gewonnenen Freiräume gegen- 
über dem Staat abzusichern. Das Mittel der 
Wahl waren Verhandlungen mit dem Ziel von 
Sicherungsverträgen für jeweils ein Haus. An- 
fänglich geschah das in separaten Gesprächen 
einzlener Häuser mit einzelnen KWV’s, doch 
weil dortschon bald die Umwandlung in GmbH'’s 
auf der Tagesordnung stand und daher nie- 
mandmehrkompetentwar, beschloß derB-Rat, 
nur noch mit dem Magistrat direkt zu verhan- 
deln. Obwohl die Sepäratverhandlungeneinzel- 
ner Häuser den ganzen Sommer über weiterlie- 
fen, wurde am 22.6.90 das Vertragsgremium 
des B-Rates gegr-ndet, das die Aufgabe hatte, 
die Verhandlungen mitdem Magistrat zuführen. 
Ziel dieser Verhandlungen war die Sicherung 
der Häuser für dieBewohnerlInnendurch langfri- 
stige Nutzungsvereinbarungen mit der Stadt -in 
deren Besitz sich (damals noch) die Häuser 
befanden. Am 27.6.90 kam es zu einem ersten 
Treffen, bei dem der Magistrat noch inkompe- 
tent war. Eine erste reguläre Beratung fand 
dann am 4.7.90 statt, zu dem der damalige 
Stadtrat Thurmann einen gerade frisch aus der 
West-Verwaltungimportierten Beamtennamens 
Holzinger schickte. Dieser Mann zeichnete sich 
vor allem dadurch aus, daß er bereits Anfang 
der achtziger Jahre in Westberlin Verhandlun- 
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gen mit BesetzerInnen geführt hatte (nach 
Lummers heißem Sommer). Sowundertesauch 
nicht, daß das Vertragsgremium nach diesem 
Treffen einschätzte: „...hat die Stadt im Augen- 
blick weder ein Interesse noch die Zeit, sich 
ausführlich mit besetzten Häusern zu beschäf- 
tigen.“ Doch das war ein Trugschluß, denn im- 
merhin hatte die Stadt genug Zeit, einen Be- 
schluß der Stadtverordnetenversammlung her- 
beizuführen, der mit dem Stichtag 24.7.90 die 
sogenannte „Berliner Linie“ auch im Ostteil der . 
Stadteinführte. Damitwar derrelative Friede mit 
denBehördenbeendet. (Abgesehendavon, daß 
die „Berliner Linie“, die dann praktiziert wurde, 
eigentlich eine „Münchner Linie“ war: Räumung 
von Neubesetzungen innerhalb von 24 Stun- 
den. Ein SPD-MagiSenat machte CSU-Politik 
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Am 31.7.90 stecken die Verhand- 
lungen dann folgerichtig das erste Mal in der 
Sackgasse. Vor allemein zusätzlich aufgetauch- 
tes Problem, die notwendige Winterfestmachung 
der Häuser, war damit in den Sand gesetzt. Auf 
Grund des Waffenklirrens von Seiten des Magi- 
strats beschloß das Vertragsgremium, in die 
Öffentlichkeit zu gehen. In einem offenen Brief 
an den Magistrat heißt es: „Die vom Magistrat 
angekündigte Projektgruppe für Haus- 
besetzungen hält sich bereits im Voraus für 
nicht zuständig. [...] Politische Handlungsunfä- 
higkeit ist zu bescheinigen. [...] Angesichts der 
bevorstehenden großdeutschen Wahlen ist die 
Devise: Verhaltet Euch ruhig und friedlich, fried- 
lich, friedlich, dann könnt ihr bis kurz nach den 
Wahlen in den Häusern bleiben.“ Immer mehr 
Leute hatten den Eindruck, nur veralbert zu » 
werden. Der Eindruck war richtig, denn der 
Magistrat war nicht unfähig und auch nicht untä- 
tig. Am 10.8.90 nämlich erteilte eben jener Herr 
Holzinger dem Anwaltsbüro Dr. Knauthe und 
Partner (Kurfürstendamm 44, 1/15)(...) den Auf- 
trag, mittels eines Gutachtens zu prüfen, wie 
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besetzte Häuser nach DDR-Recht, das ja noch 
galt, zu räumen sind. Das Gutachten wurde mit 
Datum vom 24.8. durch Herrn Dr. Riebschläger 
(...) Übergeben und in Gesprächen am 3.9. und 
einem Brief vom 7.9. erläutert. Die Herren ka- 
men zu dem Schluß, daß eine Räumung nach 
DDR-Recht „leider“ nicht möglich wäre, solange 
nicht die Namen der Besetzer bekannt seien. 
Am 30.8. nimmt daraufhin der Magistrat die 
Verhandlungen wieder auf. Am 3.10. kehrt die 
DDR heim ins Reich. Am 8.10.90 werden die 
Verhandlungen endgültig durch den Magistrat 
abgebrochen. Pikant ist die Begründung: man 
verhandle nicht mit anonymen Gremien, man 
wolle Namen (s.o.). Zu einer vertraglichen Ver- 
einbarung mit den achtundachzig, durch das 
Vertragsgremium vertretenen Häusern ist es 
nicht gekommen. Nur einzelne „Einzel- 
verhandler“ hatten inzwischen Nutzungs- 
vereinbarungen über ihre Häuser. 


(«.) 

Das Ende des B-Rats beginntim Sommer 1990. 
Im September und Oktober war dieses 
BesetzerInnen-Gremium von internem Streit 
zerfressen. Anlaßwaren, vorsichtigausgedrückt, 
unterschiedliche Vorstellungen von der Art und 
Weise, in der politische Diskussionen geführt 
werden. Leute aus Ostberlin warfen 
Genossinnen aus Westberlin Mackerverhalten 
vor, die wiederum konterten vor allem an die 
Adresse von Vertreterlnnen aus dem Prenzlauer 
Berg mit Vorhaltungen über „das Sektierertum 
der PrenzelBerger“. Inhaltliche Auseinanderset- 
zungen über die Vorwürfe wurden nicht geführt. 
Dem Unverständnis der einen stand die Arro- 
ganz und der Verweis auf längere politische 
Traditionen der anderen gegenüber. Aus dem 
Riß innerhalb des B-Rates wurde schnell eine 
tiefe Kluft. Eine mindestens informell wichtige 
Struktur der BesetzerInnenbewegungllöste sich 
so aus kleinlichen Gründen und menschlichem 
Unvermögen langsam selbst auf. Einzig ein 


neuer Terminus war in die Diskussion autono- 
mer Zusammenhänge in Berlin neueingebracht 
worden: der „Ost-West-Konflikt“. 

| Am 12.11.90 beendet der 
MagiSenat.den latenten Konflikt, in dem sich die 
BesetzerInnenbewegung befindet. Nach dem 
im August und September mehrere 
HausbesetzerInnendemos stattgefunden hat- 
ten, nach dem man.eine Neubesetzung in Mitte 
geräumt hatte undeine anderein Friedrichshain 
wegen des entschlossenen Widerstands der 
BesetzerInnen dulden mußte, nach dem der 
Tonrauher geworden war unddieBesetzerInnen 
inzwischen eine eigene Zeitung hatten (Erster- 
scheinen der ersten Serie von insgesamt 29 
Nummern am 5.8.90), geht die Verwaltung zum 
Angriff über. In den frühen Morgenstunden wer- 
den zwei HäuserinLichtenberg und ein Haus im 
Prenzlauer Berg geräumt. Begründung: Beset- 
zung nach dem 24.7., also nach dem Magi- 
stratsbeschluß. Bezirkspolitiker, wie etwa der 
stellvertretende Stadtbezirksbürgermeister von 
Prenzlauer Berg, die noch am Wochenende 
davor durch eilige Depeschen versuchen, den 
Wahnsinn aufzuhalten, werden an die Wand 
gedrängt. Der Senat will - also sei es. 

Der Protest gegen die Räumun- 
gen, besonders aus den besetzten Häusern in 
der Mainzer Straße vorgetragen, entwickelt sich 
binnen Stunden zu einer Straßenschlacht. Die 
erste Runde, am Abenddes 12.November, geht 
an die BesetzerInnen. Am 14.November wird 
die Mainzer Straße geräumt, mit dem größten 
Polizeiaufgebot und der militantesten Schlacht, 
die das Nachkriegsberlin bei der Durchsetzung 
alternativer Lebensvorstellungen bis dahin ge- 
sehen hat. Alle Vermittlungsversuche von Poli- 
tikern undeinfachen Bürgern, alle Solidaritäthat 
dasnichtverhindernkönnen.DieBesetzerInnen- 
Bewegung Ostberlins ist endgültig aus dem 
Stande der Unschuld entlassen. Der Staat, der 
in diesem Teil der Stadt ein neuer Staat ist, hat 
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ein Exempel statuiert. Darum ging es. Und um 
die ersten gesamtberliner Senatswahlen, die 
vierzehn Tage später über die Bühne gehen 
sollten. 

„Nach der Schlacht‘ machte sich allerorten Re- 
signation breit. Die stadtweiten Strukturen, vor 
allem der B-Rat, zerbröselten nach den be- 
schriebenen Schwierigkeiten aus dem Früh- 
herbst nun völlig. Eine wirkliche Aufarbeitung 
der Ereignisse hatbisheute nicht stattgefunden. 
Alle waren sich mehr oder weniger darin einig, 
daßeine, dieerste Phase von Hausbesetzungen 
hinter den Barrikaden und vor den Wasserwer- 
fern ihr Ende gefunden hatte. Daß damit im 
Grunde nachträglich den Senatsstrategen, die 
die Aktion später mit Lügen - etwa der, daß die 
BesetzerInnen die Magisträts-Verhandlungen 
abgebrochen hätten, oder der tollen Geschichte 
vom Weinballon, der zum Supermolli wurde - 
und Verdrehungen der Wahrheit zu rechtferii- 
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gen suchten, Recht gegeben wurde, ist inner- 
halb derBesetzerInnen‘bewegung‘ nie vollstän- 
dig realisiert worden. Denn nicht zufällig war die 
Mainzer Straße Ziel der Staatsaktion - galt sie 
den Beamten doch immer als „Kopf der Bewe- 
gung“. Obwohl sich in Strukturen, die nur ein 
gleichberechtigtes Miteinander kennen (und 
solche sind Senatsbehördeneben genaunicht), 
eine solche Vorstellung selbst ad absurdum 
führt, ist der Zusammenbruch eben jener stadt- 
weiten Zusammenarbeit doch eine Bestätigung 
dieser aberwitzigen Behauptung. Zu der hier 
eingeklagten Aufarbeitung müßte dann nämlich 
auch die Frage gehören, inwieweit auf den am 
meisten politisch handelnde Teil einer Bewe- 
gungfastschon automatisch durch andere Teile 
Verantwortung delligiert wird, inwieweit sich die 
anderen darauf verlassen, daß ‚die da“, die 
„Politcracks“ es schon richten werden. (...) 
Sowohl der Abbruch der Gespräche 
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durch den Magistrat als auch die Streitereien im 
gesamtberliner B-Ratleisteten einer neuen Ent- 
wicklung Vorschub. Zum einen waren zwischen- 
zeitlich in den einzelnen Stadtbezirken aus den 
alten Stadtbezirksplena unabhängig voneinan- 
der operierende B-Räte entstanden, zum ande- 
ren hatte der Magistrat seine Unzuständigkeit 
erklärt und darauf verwiesen, daß Vertragsver- 
handlungen ohnehin nur mit den bezirklichen 
Wohnungsbaugesellschaften zu führen seien. 
Aus dem Prenzlauer Berg war die Idee gekom- 
men, derartige Verhandlungen an einem soge- 
nannten „Runden Tisch Instandbesetzung“ zu 
veranstalten, an dem außer der zuständigen 
Wohnungsbaugesellschaft auch das Bezirks- 
amt unddie in die Bezirksversammlung gewähl- 
ten Parteien vertreten sein sollten. Dasich diese 
Idee berlinweit nicht durchsetzen ließ, anderer- 
seitsaber solche Fragenwie Winterfestmachung 
im November drängend wurden, entschloß sich 
der PrenzelBerg-Rat, für den 9.11. einen sol- 
chen „Runden Tisch“ einzuberufen. 

Die erste Runde blieb in ebenso 
wie die Verhandlungen des Vertragsgremiums 
mit dem Magistrat in Unverbindlichkeiten stek- 
ken; nur zwei der politischen Parteien sahen 
sich überhaupt genötigt, teilzunehmen. Die 
zweiteVerhandlungsrunde fand dann am 16.11. 
unmittelbar nach den Ereignissen in der Main- 
zer Straße statt. Eben unter dem Eindruck die- 
ser Ereignisse kamen nun wirkliche, auf Ziele 


orientierte Verhandlungen zustande - wenig- 
stens in diesem Stadtbezirk. Die Verhandlun- 
gen hatten ab dem zweiten Treffen ausschließ- 
lich einen politischen Charakter, denn auch im 
Prenzlauer Berg war es nicht unumstritten, sol- 
che Verhandlungen zu führen, während im 
Friedrichshain weitere Häuser von Räumung 
bedroht waren. Die sogenannte Verhandler- 
Fraktion im Prenzlauer Berg aber war nie ideo- 
logisch abgespalten von den sogenannten 
Hardlinern: mehrere Vertreter der Vertrags- 
gegner nahmen aktiv an den Gesprächen teil, 
um ihre - zuförderst politischen - Ansätze mit in 
die Verhandlungen einbringen zu können. Das 
kannjedoch nichtdarüberhinwegtäuschen, daß 
der PrenzelBerg-Rat selbst in dieser Zeit nur 
zwölf von 38 besetzten Häusern vertreten hat - 
die anderen allerdings hatten sich bereits ein 
halbes Jahr vorher durch Einzelverhandlungen 
Nutzungsverträge gesichert. 

Nach zwei Monaten konnte im 
Prenzlauer Bergein Vertragspaket aus Options- 
und Mietverträgen unterzeichnet werden, daß 
mindestens den Intentionen der Vertragsent- 
würfe des Vertragsgremiums sehr nahe kam. 
Die BesetzerInnen Ostberlins hatten sich näm- 
lich in der Zwischenzeit mit den veränderten 


_ Rechtsvorschriftenherumzuschlagen, insbeson- 


dere mitden Rückübertragungsansprüchen von 
Alteigentümern. Um dagegen in irgendeiner Art 
und Weise eine Gegenwehr zu haben, hatte der 


Der Runde Tisch Instandbesetzung Prenzlauer Berg tagt 
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PrenzelBerg-Ratzähneknirschendbeschlossen, 
sich auch auf Einzelmietverträge einzulassen. 
Gedacht war das am 11.1.91 paraphierte 
Vertragsmodell auch als eine Art Muster, das in 
den anderen Stadtbezirken nachgenutzt wer- 
den könnte. Ausgehandelt worden war außer- 
dem: Stellung eines Ersatzobjektes für das am 
12.November geräumte Haus im Bezirk; Ange- 
bot der ausgehandelten Lösung an all die be- 
setzten Häuser des Bezirkes, die sich nicht 
durch den B-Rat hatten vertreten lassen (das 
war notwendig, weildurch die veränderte Rechts- 
lage die bereits vorhandenen Nutzungsverträge 
quasi unwirksam geworden waren); die Mög- 
lichkeit, nach wie vor leer stehende Gebäude an 
freie Gruppen zur Nutzung zu vergeben. Der 
Gesamtheitder Ergebnissekonntensich schließ- 
lich auch die Häuser anschließen, die bis zuletzt 
gegen jede Verhandlungslösung der anstehen- 
den Probleme auftraten. 

Aus anderen Stadtbezirken da- 
gegen sah sich der PrenzelBerg-Rat heftigen 
Angriffen ausgesetzt. Hauptvorwurf: man ma- 
che gemeinsame Sache mit dem „Schweine- 
system“. Nach den mehr oder weniger erfolg- 
reich zu Ende gebrachten Verhandlungen be- 
gann allerdings ein Umdenken. Ende Januar 
begannen Verhandlungen am „Runden Tisch 
Instandbesetzung Mitte“, Mitte März begann die 
„Projektgruppe besetzte Häuser Friedrichshain“ 
regelmäßig zu arbeiten. Hier zeigte sich jedoch 
bald, daß die BesetzerInnenim Prenzlauer Berg 
Sonderbedingungen vorgefunden hatten, die 
die dort gefundene Lösung entscheidend mitbe- 
stimmten. Dazu gehört unter anderem, daß die 
Mehrheit der am Runden Tisch Verhandelnden 
aus derehemaligenDDRkamen (und von daher 
Konsenslösungen bevorzugten), daß sie in 
rechtsunsicheren Zeiten verhandelten und daß 
sie untereinander realtiv einig waren. Die Ge- 
spräche am Runden Tisch in Mitte dauerten fast 
fünf Monate - immer wieder zurückgeworfen 
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durch sich ändernde Auslegungen des gerade 
geltenden Rechtes -, in Friedrichshainsind auch 
bedingt durch internen Streit von Teilen des 
Friedel-Rates Lösungen angenommen worden, 
die im Prenzlauer Berg einen Aufstand ausge- 
löst hätten. 


Die nächste Runde 


Im Frühjahr und Frühsommer 1991 kümmerte 
sich im Grunde jedes Haus außschließlich um 
sich selbst. Die Vereinzelung, die mit dem Streit 
im gesamtberliner B-Rat begonnen hatte, er- 
reichte ihren ersten „Höhe“punkt. Viele waren 
erschöpft von den schleppenden Verhandlun- 
gen an den Runden Tischen - das „Modell 
Prenzlauer Berg‘ ließ sich eben nicht verallge- 
meinern ! - das Mitte-Plenum beispielsweise 
stellte seine Zusammenkünfte nach erfolgter 
Vertragsparaphierung ganz ein. Informelle Zu- 
sammenhänge zwischen Häusern und auch 
zwischen Stadtbezirken waren wieder aus- 
schließlich durch Kontakte unter Einzelnen ge- 
geben - entsprechend groß war die Verwirrung 
und die Menge der einander widersprechenden 
umlaufenden Informationen. Nach dem Zusam- 
menbruch des alten, auf Rotation ausgelegten 
BesetzerInnen-Zeitungs-Konzeptes und einer 
Zwangspause von 12 Wochen, begann dieses 
minimale Austauschorgan zwar wieder zu er- 
scheinen, überbezirkliche Strukturen aber exi- 
stierten definitiv nicht mehr. Von den ehemals 
12 Häusern nahmen an den weiterhin regelmä- 
Big stattfinden Treffen des Prenzel-Rates maxi- 
maldreioder vierteil;die VerhandlerInnengruppe 
in Friedrichshain besteht mittlerweile aus sechs 
Häusern; diejenigen, die entschiedenen Wider- 
stand leisten und versucht haben, im Frühjahr 
einen B-und-Tat-Rat zu installieren, vertreten 
vier Häuser. Alle Versuche, so auch der eben 
genannte, alte berlinweite Strukturen wieder 
neuzubeleben, scheiterten. Die BesetzerInnen- 
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"bewegung" existiert de facto nicht mehr...“ 


An dieser Stelle beende ich den ersten Teil. 
Im zweiten Teil, der im Heft 10/95 erscheinen 
wird, geht es um die diversen politischen 
Aktivitäten der Besetzerszene von 1990: 
Mainzer Straße, Antifa, Besetzerzeitung, etc. 
Der dritte Teil der für das Heft 11/95 geplant 
ist wird es vorraussichtlich um den propa- 
gierten Anspruch und tatsächliche Realität 
in den besetzten Häusern, sowie um Knei- 
pen, Infoläden und Kunsthäuser gehen. 
D. Wolf 

* Ohne unserem Redakteur das Wort abschnei- 
den zu wollen, möchten ich doch zu Protokoll 
geben, daß das erste kontinuierlich (bis heute) 
besetzte Haus in Ostberlin die Fehrbelliner Stra- 
Be 7 ist. Die stillen Besetzungen begannen 1982 


48 


und um 1987 bestand das gesamte Haus aus 
BesetzerInnen. Esistvonfrühreren BesetzerInnen 
als freche und typische Anmaßung empfunden 
worden, daß dieses Jahr von den mittlerweile 
mehrheitlich aus Westdeutschland stammenden 
Haus ein Fest gefeiert wurde, das folgenden Titel 
trug: „Fünf Jahre Fehrbelliner Straße 7“. Wenn 
das nicht Besatzermentalität ist, so doch zu- 
mindestens eine schwer erklärliche Form von 
Teilamnesie. W. Rüddenklau 
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Situation Vietnamesischer 
AsylbewerberInnen 


Noch vor einem Jahr wurden vietnamesische 
AsylbewerberInnen in der Öffentlichkeit kaum 
wahrgenommen. Jahrelangginges ausschließ- 
lich um die Situation der ehemaligen 
VertragsarbeiterInnen und die Kampagne für 
ihr Bleiberecht. 

Vorknapp einem Jahr machtensieerst- 
mals von sich reden. Fälle von polizeilichen 
Mißhandlungen bei Razzien und Festnahmen 
wegen Zigarettenverkaufs hatten derart zuge- 
nommen, daß einzelne - mit Unterstützung von 
“Reistrommel e.V.” und der “AG gegen polizei- 
liche Mißhandlungen” - entschieden, sich zu 
wehren. 

Die ersten Mißhandlungen, die bekannt 
wurden, hatten sich im Berliner Vorort Bernau 
zugetragen. Vietnamesen waren dort von Poli- 
zeibeamten einer Schicht derart mißhandelt 
worden, daß bei einigen von ihnen von Folter 
gesprochen werden kann. Bei denjenigen, die 
sich zu einer Anzeige entschlossen, war deut- 
lich spürbar: Hier war eine Grenze überschrit- 
ten worden, die die Angst vor Repressalien in 
den Hintergrund rücken ließ. Die Angst vor 
Rache war dennoch sehr groß. Schließlich gibt 
es für jemand, der sich unerlaubt in Berlin 
aufhält und Zigaretten verkauft keinen größe- 
ren "natürlichen” Feind als die Polizei. Dennoch 
entschlossen sich 14 Vietnamesen, ihre Peini- 
ger auf der Bernauer Wache anzuzeigen. Im 
Herbst wird vor dem Landgericht Frankfurt/ 
Oder die Verhandlung gegen acht angeklagte 
Polizisten eröffnet. Weitere Recherchen erga- 
ben, daß auch in Berlin Fälle von polizeilichen 
Mißhandlungen und Gelddiebstählen extrem 
zugenommen hatten. Auch hier entschlossen 
sich, ermutigt durch die Bernauer Landsleute, 
etwa 30 Vietnamesinnen zur Anzeige, etwa 
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genau so viele stellten sich als ZeugInnen zur 
Verfügung. Von Anfang an liefen die Ermittlun- 
gen im Gegensatz zu Brandenburg äußerst 
schleppend, teilweise wurden VietnamesInnen 
der Falschaussage beschuldigt und versucht, 
die Opfer zu Tätern zu machen. Bei einigen 
Ermittlungsbeamten kam deutlich ein Korps- 
geist zum Vorschein, der den VietnamesInnen 
unterstellte, sie wollten mit den Anzeigen späte 
Rache üben an denjenigen, die sie schon so oft 
festgenommen hatten. 

Von 72eingeleiteten Ermittlungsverfah- 
ren wurden inzwischen über 40 eingestellt. Die 
Sonderkommission ‚AG Vietnam”wurde bereits 
Ende 94 wieder aufgelöst. Ein Vietnamese, der 
Anfang Februar auf einem Polizeirevier in 
Prenzlauer Berg mißhandelt wurde und danach 
sagte, er möchte Anzeige erstatten, wartet heu- 
te noch, um Anzeige zu erstatten. Über die 
"Reistrommel”-Anwälte bekam er jetzt einen 
Termin .. In Berlin wurde in vielen Fällen sehr 
ungenügend ermittelt, teilweise wurden 
VietnamesiInnen nicht einmal nach vorhande- 
nen Zeuginnen befragt. In den Fällen, wo sie 
durch Rechtsanwälte vertreten werden, wurden 
Einstellungen deshalb auch regelmäßig an die 
Staatsanwaltschaft zurückgegeben mit Hinwei- 
sen auf Ermittlungsmängel. In den meisten Fäl- 
len wurden die Ermittlungen daraufhin wieder 
aufgenommen. In den Fällen, in denen die Er- 
mittlungen abgeschlossen sind, weigert sich 
jedoch die Staatsanwaltschaft, Anklage zu er- 
heben. Sie ist der Ansicht, daß die Ergebnisse 
nicht für eine Anklage ausreichen. Wer denkt, 
über Schuld oder Unschuld hätten hier Richter 
zu entscheiden, hat also weit gefehlt. In Berlin. 
besteht die große Gefahr, daß viele Ermittlun- 
gen solange verschleppt werden, bis die betrof- 
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fenen Vietnamesinnenbereitsabgeschoben und 
damit kaum mehr erreichbar sind. Womit mal 
wieder bewiesen wäre, daß der ganze Spuk 
doch nur eine Kampagne gegen die Polizei war. 

Was bewegt vietnamesische Asylbe- 
werberlnnen, in die BRD zukommen? Noch vor 
wenigen Jahren galt Vietnam als das drittärmste 
Land der Welt. Der durchschnittliche Monats- 
verdienst liegt derzeit bei 30 bis 50 DM. Dieser 
Verdienst reicht auch in Vietnam nicht zum 
Überleben. So kommen viele in der Hoffnung, 
ihre Lebenssituation etwas zu verbessern, et- 
was Geld auf die Kante zu legen für das Alter, 
um nicht von den Kindern abhängig zu seinoder 
um ihren Kindern eine Ausbildung finanzieren 
zu können. Viele AsylbewerberInnen sind je- 
doch ehemalige VertragsarbeiterInnen oder 
Jugendliche, die zur Ausbildung in der DDR 
waren. Nicht wenige von ihnen haben bereits 
zehn Jahrehier gelebt, sprechenperfektdeutsch, 
mußten dann jedoch zurückkehren, weil ihr Ver- 
trag nicht verlängert wurde. Viele der nach der 
Wende zurückgekehrten VertragsarbeiterInnen 
haben nach ihrer Rückkehr nach Hause festge- 
stellt, daß sie sich mit dem Geld aus ihrer 
Abfindungkeine neue Exis-tenz aufbauenkonn- 
ten. Oftwar das Geld schnell von der gesamten 
Familie aufgebraucht und sie selbst waren ar- 
beitslos. Andere kehrten bewußt einem Land 
den Rücken, das sie übereinstimmend als kor- 
rupt und undemokratisch bezeichnen. Sie ha- 
ben jedoch so gut wie keine Chance hier zu 
bleiben. Die Anerkennungsquote für vietname- 
sische AsylbewerberInnenliegtderzeitbei 0,5%. 
Nur sehr wenige der ankommenden 
Asylbewerberlnnen bleiben in den Unterkünf- 
ten, die ihnen zugewiesen wurden. Sie fühlen 
sich inden Asylbewerberheimen wie im Gefäng- 
nis. Betreten ist nur mit einem Heimausweis 
erlaubt. Besucherinnen müssen ihren Ausweis 
an der Pforte abgeben. Nach 22 Uhr ist kein 
Besuch mehr erlaubt. Liegen die Wohnheime in 
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kleinen Orten, haben sie dort keinerlei Möglich- 
keit, etwas Geld zu verdienen. Es gibt dort keine 
ausreichende Infrastruktur, Beratungsstellen mit 
einem vietnamesischen Dolmetscher oder eine 
Auswahl von Anwälten für Asylverfahren. Die 
meisten leben in größeren Städten und fahren 
nur ab und zu in die Heime, um nach ihrer Post 
zu sehen. Auch wenn sie bereits länger als ein 
Jahr hier sind, wird ihnen in der Regel nur ein 
Taschengeld in Höhe von 80 DM ausgezahlt. 
Meist sind die Fahrkosten höher, so daß es 
wenig in Anspruch genommen wird. Nur wenige 
erhalten die ihnen nach einjährigem Aufenthalt 
zustehende gekürzte Sozialhilfe ausgezahlt. 
Geraten die VietnamesInnen an einem anderen 
Ort in eine polizeiliche Kontrolle, wird ihnen die 
Aufenthaltsgenehmigung abgenommen und an 
die Ausländerbehörde der Meldestelle geschickt. 
Sie müssen diese dort 1 bis 2 Wochen später 
wieder abholen. Oft bekommen sie Geldstrafen 
für diesen Verstoß. Inden BerlinerWohnheimen 
finden häufigKontrollen statt. Entweder im Heim 
selbst oder abends bei Dunkelheit an den Ein- 
gängen. 

Inden Wohnheimen teilen sich manch- 
mal zwei, meist jedoch vier Leute ein Zimmer. 
Das in der Havemannstraße (Berlin), das in 
Kürze aufgelöst wird, gibt eskleine Wohneinhei- 
ten. Eine Einzimmerwohnung kostet über 600 


‘ DM, eine Dreizimmerwohnung 1200 DM und 


eine Vierzimmerwohnung über 1400 DM. Inder 
Gehrenseestraße (Berlin) kostetein Zimmer (16 
qm) 490 DM. Dort sind auf jedem Flur 20 Zim- 
mer. Es gibt für Frauen und Männer jeweils drei 
Toiletten. In der Gemeinschaftsküche stehen 
drei Herde, die seit der “Wende” nicht mehr 
repariert wurden und entsprechend aussehen. 
In der Gehrensee- und Rhinstraße (beide Ber- 
lin) sind Waschmaschinen, Kochplatten, Bügel- 
eisen, Tauchsieder etc. verboten. Bei Routine- 
kontrollen in Abwesenheit der BewohnerInnen 
werden ihnen diese Geräte immer wieder ent- 
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wendet. Was bleibt, ist der Zigarettenverkauf. 
5000-6000 Dollarkostetdie Fahrtnach Deutsch- 
land. Mindestens ein Jahr dauert es, bis die 
VietnamesInnen dieses Geld zurückgezahlt 
haben, wenn sie Zigaretten verkaufen; oft auch 
wesentlich länger. Die meisten leihen sich die- 
ses Geld zuhause, oft zu horrenden Zinsen. 

Uns ist ein älteres Ehepaar bekannt, 
das sein mühsam erspartes Häuschen für 3000 
Dollar verkauft hat. Sie mußten hier feststellen, 
daß sie keine Zigaretten verkaufen können, da 
sie bei Kontrollen nichtschnellgenug weglaufen 
können. Die Frau betreibt jetzt eine kleine Sup- 
penküche auf ihrem Zimmer, was selbstredend 
verboten ist. Ihr Häuschen haben sie jedoch 
verloren, ihre Reisekosten können sie niemals 
zurückzahlen. Viele hatten die Illusion, in 
Deutschland auf Baustellen oderin Restaurants 
arbeiten zu können. Auf Baustellen würden sie 
als Asiaten jedoch sofort die Aufmerksamkeit 
der Bauaufsicht aufsich lenken, unddie Kontrol- 
len in den China-Restaurants sind sehr streng. 
So bleibt den meisten kein anderer Ausweg als 
der Zigarettenverkauf. Nur wenige, vor allem 
Frauen mit Kindern, finden eine Verdienstmög- 
lichkeit in der gut funktionierenden Infrastruktur 
der Wohnheime: als Friseuse, Schneiderin, Obst- 
und Gemüseverkäuferin, mit dem Verleih von 
vertonten Videoseiner Filmproduktion aus Hong- 
kong. 


VerkäuferInnen zahlen oft drauf 
Die Vorstellungen, wieviel Geld sich mit dem 
Zigarettenverkauf verdienen läßt, sind oft völlig 
überhöht. Die Gewinnspanne pro Stange liegt 
bei 2-3 DM. Es gibt jedoch Monate, wo die 
VerkäuferInnen draufzahlen. Oft "verlieren" sie 
Zigaretten bereits auf dem Weg zu ihrer Ver- 
kaufsstelle, weil sie Hals über Kopf vor Polizi- 
sten oder dem Zoll weglaufen müssen. Oft wer- 
den sie natürlich mit den Zigaretten festgenom- 
men. Viele Zivilpolizisten haben das Outfit der 
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entsprechenden Umgebung, das geht bis zu 
Arbeiterklamotten oder Army-Look. Häufigweh- 
ren sich Vietnamesinnen bei ihrer Festnahme, 
weil sie die Zivilpolizisten für rechte Jugendliche 
halten, was ihnen zusätzlich eine Anzeige we- 
gen Körperverletzung einbringt. Die 
VerkäuferInnen müssen auch stets vor Jugend- 
lichen auf der Hut sein: Erstens vor der Genera- 
tion der 14- bis 16-jährigen, die teilweise in 
Schulpausen oder auf dem Nachhauseweg von 
der Schule Leute überfallen und zweitens vor 
derälteren Generationrechter Jugendlicher und 
Faschos. Die meisten Verkaufsstellen werden 
von diesen Jugendgruppen bedroht und über- 
fallen, viele Verkäuferlnnen wurden bereits 
schwer, einige sogar lebensgefährlich verletzt. 
Viele wehren sich gegen die Überfälle, oft sind 
ihnen die Angreifer jedoch zahlenmäßig oder 
mit ihren Waffen überlegen. 

Werden die Vietnamesinnen von der 
Polizei festgenommen, wirdihnen ihr gesamtes 
Bargeld abgenommen. Dabei taucht nicht im- 
mer der gesamte Betrag auf dem Beschlag- 
nahmeprotokoll auf, teilweise bekommen sie 
kein Protokoll ausgehändigt. Uns sind 
VietnamesInnen bekannt, die aufdem Wegzum 
Supermarktfestgenommen unddenen dabei ihr 
gesamtes Bargeld abgenommen wurde. 


“Schutzgeld” 
Es gibt inzwischen sicher nur noch wenige Ver- 
kaufsstellen, an denen die VerkäuferInnen kein 
"Schutzgeld”aneine derkonkurrierenden Grup- 
pen bezahlen müssen. Es gibt nicht "die Mafia”, 
sondern mehrere miteinander konkurrierende 
Gruppen. Es ist Unsinn, wenn behauptet wird, 
diese Gruppen schickten “ihre” Leute an die 
jeweiligen Verkaufsstellen. Diese Gruppen wer- 
den von den VerkäuferInnen als "Räuber” be- 
zeichnet und von ihnen gehaßt. An den größe- 
ren S-Bahn-Stationen und vor großen Einkaufs- 
zentren mußte schon lange "Schutzgeld” ent- 


richtet werden. Bei den anderen Verkaufsstel- 
len kamen nach und nach Mitglieder dieser 
Gruppen an und stellten die VerkäuferInnen vor 
die Alternative: Bezahlen oder verschwinden. 
Meist blieb nichts anderes übrig, als zu bezah- 
len, dasie sichbereitsin der Gegend auskennen 
und dort ihre feste Kundschaft haben. Die 
verhängten Strafen für"gewerbsmäßige Steuer- 
hehlerei”haben seit vergangenem Herbst unge- 
heuer zugenommen. Durch eine Strafrechts- 
änderung ist es seitdem möglich, 
"Wiederholungstaten” nicht mehr zu einer Ge- 
samtstrafe zusammenzuziehen, sondern diese 
einzeln abzuurteilen. Mögliches Strafmaß: Eine 
Strafe, die auf 3 Monate zur Bewährung ausge- 
setzt wird. Wurden im vergangenen Jahr noch 
für 5, 6 oder 7 Festnahmen Geldstrafen ver- 
hängt, bekommen viele inzwischen schon für 
ihren zweiten, dritten oder vierten Aufgriff eine 
Bewährungsstrafe. FürdieNeuangekommenen, 
die seit 3 oder 4 Monaten Zigaretten verkaufen, 
bedeutet dies, daß sie bereits jetzt eine 
Bewährungsstrafe haben oder kurz davor ste- 
hen. Sie werden es nicht mehr schaffen, ihre 
Reiseschulden zurückzuzahlen. Beschleunigt 
wurde dieser Prozeß außerdem durch die in 
Berlin stattfindenden Schnellgerichtsverfahren, 
bei denen Festgenommene von der Straße weg 
zum Bereitschaftsgerichtgebrachtwerden. Was 
die Bestrafung der KäuferInnen betrifft, ging die 
Entwicklung den umgekehrten Weg. Obwohl 
auch der Kauf von Zigaretten den Tatbestand 
‚der Steuerhinterziehung erfüllt, wurde dieses 
Delikt zeitgleich zu einer Ordnungsstrafe her- 
untergestuft. 


Kriminalisierungskampagne 
Am 21. 7. hat der stellvertretende vietnamesi- 
sche Außenminister zusammen mit Kanther in 
Berlin das “Rückführungsabkommen” mit der 
BRD unterzeichnet. Gegenstand ist eine Ver- 
einbarung über die “Rückführung” von rund 


40.000 in Deutschland lebenden Viet- 
namesinnen in ihr Herkunftsland. Noch bis Jah- 
resende sollen laut Abkommen 2500 Viet- 
namesiInnen Deutschland verlassen, wobei die 
Bundesregierung straffällig gewordene Perso- 
nen zuerst abschieben möchte. Bonn zahlt der 
vietnamesischen Regierung dafür 25 Mio. Mark, 
die an Projekte gebunden sind. Außerdem sol- 
leneingefrorene Entwicklungshilfe-Mittelin Höhe 
von 75 Mio. Mark freigegeben werden. Auch für 
1996 sind noch einmal 100 Mio. Mark vorgese- 
hen. 

Um die geplanten Massenabschie- 
bungen propagandistisch vorzubereiten und als 
“Abschiebung von Kriminellen” zu legitimieren, 
findet seit Monaten eine ungeheure Krimi- 
nalisierungskampagne statt, die sich teilweise 
pauschal gegen alle hier lebenden Vietna- 
mesInnen richtet. Abgelehnte Asylbewer- 
berInnen und VertragsarbeiterInnen, die keine 
Aufenthaltsbefugnis bekommen haben, sind je- 
doch nicht"illegal”. Eine Plakatserie des Finanz- 
ministeriums suggeriert, mit dem Kauf von un- 
versteuerten Zigaretten würde “die Mafia” und 
ein Geschäft mit"Kokain und Kanonen” finan- 
ziert. Bei Razzien und Festnahmen werden die 
beschlagnahmten Zigaretten seit jeher in Stück- 
zahlen angegeben. Wer hat jemals “200 Stück” 
Zigaretten gekauft? 

Die Stimmungsmache zeigt Wirkung: In 
Chemnitz wurden am 7. April in der Innenstadt 
alle sich dort aufhaltenden VietnamesInnen von 
der Polizei zusammengetrieben, ohne Unter- 
schied, ob sie Zigaretten verkauften oder 
VertragsarbeiterInnen waren. Dabei zog ein 
Polizist seine Pistole und schoß. Es lag dabei 
keinerlei bedrohliche Situation vor. Die Kugel 
traf eine ehemalige Vertragsarbeiterin in den 
Hals, die gerade mit Kindern unterwegs war und 
verletzte sie lebensgefährlich. Die dortige “Ver- 
einigung der Vietnamesen” gab soforteine Pres- 
seerklärung heraus, in der sie gegen das Ver- 
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halten der Polizei protestierte. Von diesem Vor- 
fall wurde jedoch in kaum einer überregionalen 
Zeitungberichtet. InBerlinwurde am U-Bahnhof 
Samariterstraße am 5. Mai ein Zigaretten- 
verkäufer von einem Polizisten niedergeschos- 
sen und dabei lebensgefährlich verletzt. Diesen 
Vorfall nahm Innensenator Heckelmann zum 
Anlaß, am Abend des 7. Mai in der Berliner 


Abendschau zu behaupten, daß die Mehrheit 


der Vietnamesinnen kriminell sei. 

Es gibt die unterschiedlichsten Anga- 
ben darüber, wie viele VietnamesInnen von den 
geplanten Abschiebungen betroffen sind. Si- 
cher ist jedoch, daß es nicht 40.000, sondern 
höchstenseinDritteldavon sind. Eshandeltsich 
um höchstens 4000 ehemalige Vertrags- 
arbeiterInnen, die keine Aufenthaltsbefugnis 
bekommen haben und rechnet man die Anga- 
ben der Ausländerbeauftragten zusammen, 
höchstens 7000 Asylbewerberlnnen. 


Berliner Wohnheime 
Nach der Auflösung des Wohnheims Havel- 
mannstraße bleiben in Berlin nur noch die Hei- 
me Rhin- und Gehrenseestraße übrig, in denen 
vietnamesische AsylbewerberInnen leben kön- 


nen. In der Gehrenseestraße beginnt die 
ARWOBAU derzeit, Eingangskontrollen einzu- 
führen, analog einem Asylbewerberheim. Dies 
geschieht auf Druck der Ausländerbeauftragten 
Barbara John, die eine Auflösung der 
ghettoartigen Heime fordert, in der Annahme, 
damit den Mafiagruppen zu Leibe zu rücken. 
Eine Interessenvertretung von Vietnamesinnen, 
die sich dort bildete, um die Eingangskontrollen 
zu verhindern, hatte keinen Erfolg. 

Als wir einigen VietnamesInnen davon 
erzählten, daß wir etwas über ihre Situation 
schreiben werden, hatten sie eine Bitte: Wir 
sollen mitteilen, daß sie sich dafür entschuldi- 
gen möchten, daß sie Zigaretten verkaufen. Sie 
bitten um Verständnis, dasiekeine andere Wahl 
haben. Und sie hoffen, daß sie nicht alleine 
bleiben, wenn esernstwird mitden Abschiebun- 
gen. 


Aus: “RAG14” (Publikation der DGB-Arbeitsgruppe 
“GewerkschafterInnen gegen Rassismus und Faschismus”) 


Neoliberaler Tanz auf dem Pulverfaß 


Ein Bericht über die Aktuelle Situation in Mexiko 
Aus: „Lateinamerikanische Nachrichten“ 254/255/August/September 1995 


Neun Monate nach Präsident Ernesto Zedillos 
Amtstantritt hat sich die innenpolitische Krise in Me- 
xiko weiter verschärft. Massenarbeitslosigkeit, Wäh- 
rungsverfall, Korruption, ungeklärte politische Mor- 
de, Polizeiskandale, wachsende Proteste gegen die 
Einparteienherrschaft der Parteider Institutionalisier- 
ten Revolution (PRI), innerparteiliche Machtkämpfe 
und der Aufstand der Zapatistischen Befreiungsar- 


mee EZLN in Chiapas bilden den Hintergrund. 
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Die vom Ex-Präsidenten Carlos 
Salinas 1988 eingeführte neoliberale Wirtschafts- 
politik hat unübersehbare Spuren hinterlassen. 
Die an das seit dem 1. Januar 94 in Kraft getretene 
Freihandelsabkommen mit den USA und Kanada 
geknüpften Hoffnungen haben sich nicht erfüllt. 
Während sich Salinas durch sein selbstgewähltes 
Exil in den USA jeder Verantwortung entzieht, 
leidet die mexikanische Bevölkerung unter dem 
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Zusammenbruch von zahlreichen Industriezwei- 
gen. Die mexikanische Wirtschaft krankt an einer 
starken Rezession, dievorallemaufdenmassiven 
Import US-amerikanischer Billigprodukte zurück- 
zuführen ist. Der nationale Maisanbau ist um 35 
Prozent zurückgegangen, 30 Prozent der 
Süßwarenproduzenten mußtendichtmachen. Die 
Bauwirtschaft verzeichnet Umsatzeinbußen von 
60 Prozent. Allein in diesem Sektor haben inner- 
halb der letzten 18 Monate 3 Millionen (1) Beschäf- 
tigte ihre Arbeit verloren. 


Krisenbewältigung durch Repression 
Massenarbeitslosigkeit und die Schwäche des 
mexikanischen Peso - seit Dezember 94 ist der 
Realwert um 50 Prozent gesunken - haben zur 
Verelendung breiter Bevölkerungsschichten ge- 
führt. Mit einem in dieser Höhe bisher einmaligen 
Kredit der Weltbank über 56 Milliarden US-Dollar 
konnte der Absturz des Peso vorerst gestoppt 
werden. An den Lebensbedingungen der fast 40 
Millionen. unter der Armutsgrenze lebenden Mexi- 
kanerinnen ändert dies jedoch nichts. 


Neues Polizeigesetz in Kraft getreten 
Mt polizeilichen Maßnahmen versucht die Regie- 
rung, die aus der für die Bevölkerungsmehrheit 
hoffnungslosenLageresultierende Kriminalitätein- 
zudämmen und vor allem die wachsenden Prote- 
ste der Marginalisierten zu unterdrücken. Ein am 
1. Juli 95 in Kraft getretenes Gesetz erlaubt es der 
Polizei in MexikoStadt Straßensperren einzurich- 
ten, wirkliche Kontrollen von Personen und Autos 
durchzuführen und, wodurch die wahre Intention 
des Gesetzes offengelegt wird, präventive Fest- 
nahmen „Verdächtiger“ vorzunehmen. Damit soll 
den sich seit Anfang des Jahres ausbreitenden 
Protesten begegnet werden, die das öffentliche 
Leben in der Metropole zwar nicht lahmlegen, 
jedoch das Augenmerk der Weltimmer wieder auf 
die Zustände in diesem Land richten. Seit März 
diesen Jahres ist die Zahl der Demonstrationen in 
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der Hauptstadt auf über 300 im Monat angestie- 
gen. 

In der Hauptstadt konzentrieren sich die 
Proteste vor allem gegen die Zerschlagung des 
staatlichen Transportuntemehmens Ruta-100 und 
der unabhängigen Gewerkschaft SUTAUR. Diese 
warim März’95 unter dem Vorwand, Gelder verun- 
treut und der EZLN gegeben zu haben, verboten 
worden. Die Konten der Gewerkschaft wurden 
beschlagnahmt, alle 12.000 Beschäftigten der Ruta- 
100 entlassen und 11 Führer von SUTAUR dem 
Haftrichter Polo Uscanga vom Obersten Gerichts- 
hof Mexiko-Stadts vorgeführt. Dieser lehnte eine 
Inhaftierung der Beschuldigen ab und trat überra- 
schenderweise zurück. Aufeiner Pressekonferenz 


- Ende Juni erklärte er, daß er vom Präsidenten des 


Obersten Gerichtshofes, Satumino Agüero, be- 
droht worden sei, um die Haftbefehle gegen die 
Gewerkschafter auszustellen, er dieses jedoch 
verweigerthabe. Einen Tagnach seinen Erklärun- 
gen an die Öffentlichkeit wurde Polo Uscanga 
ermordet aufgefunden. Satumino Agüeroistinzwi- 
schen von seinem Posten zurückgetreten, ermittelt 
wird gegen ihn nicht 
Wer schützt hier wen? 

Die Komplizenschaft von Justiz und Polizei mit 
dem Drogenkartell wurde Ende Juni erneut in er- 
Schreckender Weise publik. Der Drogenboß vom 
Sinaloa-Kartell, ‘El Güero“ Palma Salazar, war in 
einerWohnung von Militäreinheiten festgenommen 
worden. Pikant war die Tatsache, daß es sich um 
die Wohnung eines Staatsanwaltes handelte und 
sich Palma Salazar in Begleitung zweier von ihm 
als Leibwächter angestellten Polizisten befand. 
Die als 'GoodWill’-Geste gegenüber den US-Be- 
hörden gedachte Aktion weitete sich zum Skandal 
aus. In ihrem Verlauf mußten über 33 Staatsan- 
wälte und Polizistenwegen Korruption festgenom- 
men werden. 

Den traurigen Höhepunkt bildete jedoch 
ein Polizei-Einsatz vom 28. Juni '95 in Guerrero, 
dem nach Chiapas zweitärmsten Bundesstaat 
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Mexikos. Mitglieder der bäuerlichen 
Vereinigung Organizact6ön Campesina 
de la Sierra del Sur(OCSS) waren auf 
dem Weg zu einer Demonstration, um 
Lebenszeichen des im Mai verhafteten 
und seither verschwundenen OCSS- 
Mitglieds Gilberto Romero Väzquez ein- 
zufordern. Kurz vor Atoyac de Alvarez, 
nur ca. 50 km von der Tourismus-Me- 
tropole Acapulco entfernt, wurden die 
aufLastwagen fahrenden Campesinos 
von 200 bis 300 Polizisten angehalten. 
Ohne Vorwarnung eröffnetendiePolizi- 
sten das Feuer auf die unbewaffneten 
Landarbeiterinnen. 17 Menschen star- 
benim Kugelhageloderwurden wenig späterdurch 
Genickschüsse ermordet, weitere 22 Menschen 
schwer verletzt. In einer ersten Stellungnahme 
machte die Regierung von Guerrero die OCSS für 
das Massaker verantwortlich. Sofortwurden Haft- 
befehle gegen Campesino-Führer erlassen, die 
das Blutbadüberlebthatten. Nicht zuletztdank.der 
sofortigen Präsenz nationaler und internationaler 
Presse am Tatort konnte die Version des 
Gouvemeurs von Guerrero, Ruben Figueroa 
Alcocer, nach derdie Polizei sich gegen schießen- 
de OCSS-Mitglieder verteidigen mußte, widerlegt 
werden. 

Der Druck auf die Regierung infolge der 
Morde hat bisher lediglich zur Inhaftierung von 
zehn untergeordneten Polizisten geführt. Die ei- 
gentlichen Auftraggeber, an deren Spitze Gouver- 
neur Figueroa steht, werden nicht angetastet. In- 
zwischen sind starke Armeeverbände in die Regi- 
on entsandt worden, um „Drogenanbaugebiete 
und Guerrilla-Gruppen aufzuspüren“, wie es im 
offiziellen Sprachgebrauch heißt. Viel deutet je- 
doch daraufhin, daß esder Regierungnurum eine 
Unterdrückung der Bevölkerung und eine Krimina- 
lisierung der OCSS geht, 
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Trotz Neubesetzung alles beim Alten 
Der Rücktritt des Innenministers Esteban 
Moctezumas, des engsten Vertrauten Präsident 
Ernesto Zedillos, ist weniger als Antwort auf die 
innenpolitischen Probleme des Landes zu bewer- 
ten, als vielmehr auf Machtkämpfe innerhalb der 
seit 60 Jahren regierenden PRI. Eine Säuberung 
der Polizei, Eindämmung der Korruption und eine 
Demokratisierung Mexikos sind auch von dem am 
1. Juli 95 eingesetzten neuen Innenminister und 
bisherigen Gouvemeur von Mexiko-Stadt, Emilio 
Chuayffet, nicht zu erwarten. Schließlich isteres, 
der als damaliger Leiter des obersten Wahlgremi- 
ums 1991 der Staatspartei mit massivem Wahl- 
betrug zum Sieg verholfen hat und den erneuten 
„Triumph“ der PRI 1994 vorbereitete. Vielmehr 
wird seine Berufung allgemein als Zugeständnis 
Zedillos an die innerparteiliche Machtgruppe um 
Carlos Hank, der grauen Eminenz des gegen jede 
soziale und politische Zugeständnisse eintreten- 
den PRI-Blocks gewertet. 

Für die Verhandlungen zwischen der auf- 
ständischen Zapatistischen Befreiungsarmee EZLN 
undder Regierung in Chiapas habensichkeinerlei 
positive Veränderungen durch den Rücktritt 
Moctezumas ergeben. Im Gegenteil, eine friedli- 
che Lösung des Konliktes erscheint zum jetzigen 


35 


Internationale Friedenscamps in Mexiko-Chiapas 


Am 9. Februar 1995 drang die mexikanische Bundesarmee in eines der ärmsten und mehr als 
20.000 Quadratkilometer umfassende Gebiet ein, angeblich um die Haftbefehle gegen die 
Führung der zapatistischen Aufstandsbewegung zu vollstrecken. Den eigentlichen Grund kann 
man aber eher in der Wiedergewinnung militärischer Kontrolle über die sich für autonom erklärte 
Zapatisten-Zone suchen. 60 000 sohwerbewaffnete Soldaten mit ihren Panzereinheiten setzen 
der Willkür keine Grenzen. Die Armee verwüstete alles, was sie vorfand. 

Auf massiven Druck der nationalen und internationalen Öffentlichkeit zogen sich die Soldaten im 
März 1995 aus den Dörfern zurück, ohne das Gebiet jedoch ganz zu verlassen. Die meisten 
Menschen kehrten in die zerstörten Dörfer zurück und leben seitdem in ständiger Furcht vor den 
Militärs. 

Als Reaktion der Zivilbevölkerung auf die Agression der Armee entstanden die"Campamentos por 
la Paz". Innerhalb der besetzten Zone wird nationale und internationale Präsenz gezeigt und eine 
Art Schutzwall zwischen der Bevölkerung und dem Militär gebildet. Weiterhin sollen die Menschen 
begleitet werden, die psychische und pysische Belastung ausgesetz waren und es dient dem 
Öffentlichmachen und Anklagen von Mensc henrechtsverletzungen. 

Im Augenblick gibt es in 22 Dörfern Beobachterposten oder Friedenscamps. Die normale 
Aufenthaltszeit beträgt 2 Wochen, in denen je nach Fähigkeiten die Teilnehmer im Erziehungs- 
oder Gesundheitsbereich mitarbeiten, immer vorausgesetzt, das die Dorfgemeinschaft das 
wünscht. 

In San Cristobal werden die Gruppen von:der Menschenrechtsorganisation "Fray Bartolome de 
las Casa" und der Koordination der Nichtregierungsorganisation "Conpaz" zusammengestellt. 
Wer bereit ist den Widerstand in Chiapas als internationaer Beobachter zu unterstützen muß 
mehrere Voraussetzungen erfüllen: -sich mit spanischischer Sprache verständigen können, 
mindesten zwei Wochen im Camp arbeiten, sich mit den politischen und kulturellen Begebenheit 
en auseinanderzusetzen. 

Weitere Informationen können über die Mexiko-Gruppe im FDCL, Gneisenaustr. 2a, 10961 Berlin, 
tel. (030) 693 40 29, bezogen werden, 


erster Schritt könnte das nationale und internatio- 
nale Plebiszit der Zapatistas sein. 


Zeitpunkt unrealistischer denn je. 


Chiapas: Vorboten des Sturms? 


Der Versuch der mexikanischen Regierung, die 
EZLN zum Abbruch der Verhandlungen zu provo- 
zieren, um militärisch intervenieren zu können, ist 
vorerst gescheitert. Ob.derKonfliktüberhauptfried- 
lich gelöstwerdenkann, hängtüberwiegend davon 
ab,obesder EZLN gelingt, die Regierungsstrategie 
der „Low Intensity Warfare“ auszukontern und po- 
litisch wieder die Initiative zu übernehmen. Ein 
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Keine Fortschritte erwartet 
Elementare Fortschrittebei den 5. Verhandlungen 
zwischen Regierung und Zapatisten waren auch 
von den verwegensten Optimistinnen nicht erwar- 
tet worden. Daß die Regierung aber auf völlige 
Konfrontation setzte, war doch überraschend. 
Schon bei dem 4. Treffen in San Andr6s 
Sacamachen de los Pobres vom 4.-6. Juli 95 war 
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klargeworden, daßesderRe- 
gierung nicht um ernsthafte 
Verhandlungen geht, sondern 
um das Ausloten von Möglich- 
keiten, der EZLN die Schuld 
am Scheitern des Dialogs zu- 
zuschieben, um die Kriegs- 
maschinerie erneut in Gang 
zu setzen. Unverhohlen hatte 
der Leiter der Regierungsde- 
legation, Marco Bernal, mitso- 
fortiger Festnahme der zapa- 
tistischen Delegationsmitglie- 
der gedroht, würden diese es 
wagen, die Gespräche abzu- 
brechen. Dieses Recht wurde und wird nur der 
Regierung zugestanden. Nach dem 4. Treffenwar 
ein Frieden zwarnichtnäher, dafüraber die Gefahr 
erneuter offener Kämpfe in die Ferne gerückt. Die 
Zapatistas erkannten immerhin einen positiven 
Aspekt: Zum ersten Mal seitBeginnder Gespräche 
waren die Indigenas mit Respekt behandelt wor- 
den. Die Regierungsdelegation machte sich nicht 
mehrwie noch zuvorinrassistischer Art und Weise 
über die Sprachen der Zapatistas und ihre gerin- 
gen Spanischkenntnisselustig. Aberdaswarauch 
schon alles. Mit der Übergabe von Minimalvor- 
schlägen zur Schaffung eines entmilitarisierten 
Korridorsinder SelvaLacandona, dieaufDrängen 
der Vermittlerorganisation CONAI unter- Vorsitz 
von Bischof Samuel Ruiz zustande kam, trennten 
sich die Konfliktparteien. 
JetzthatsichdieLagegrundlegend verän- 
dert. Gleich zu Beginn der erneuten Gesprächs- 
runde hatte die Regierungsseite ihren eigenen 
Vorschlag zur Reduzierung der Kriegsgefahr zu- 
rückgezogen. Und nicht nur das. Auf einer Pres- 
sekonferenz während der Gespräche wurden die 
zapatistischen Delegierten von Marco Bernal öf- 
fentlich als Lügner und Verbrecherbeschimpft, die 
nur Zeit schinden wollen und nicht an wahren 
Lösungeninteressiertseien. Aufgrundihrermilitä- 


telegraph 9/95 


rischen Überlegenheit, derweiterhinandauernden 
Besetzung großer Teile von Chiapas mit annä- 
hernd 80.000 Soldaten und schwerstem Kriegsge- 
rät, sieht sich die PRI auch nicht zu den kleinsten 
Zugeständnissen gezwungen. Im Gegenteil: Der 
Druck auf die Zivilgesellschaft wird durch Repres- 
sion erhöht. So wurden seit Januar diesen Jahres 
60 Mitglieder des demokratischen Gegen- 
parlaments, AEDPCH, das den um seinen Wahl- 
sieg betrogenen Oppositionspolitiker Amado 
Avendano unterstützt, von Todesschwadronender 
Großgrundbesitzer und PRI-Kaziken umgebracht. 
Außerdem sind die Angriffe auf die katholischen 
Priester in Chiapas generell und gegen Bischof 
Samuel Rufz speziell verschärft worden. 


Samuel Ruiz im Fadenkreuz 
Entsprechend der von der CIA entwickelten und 
während der 80er Jahre in Nicaragua, EI Salvador 
und Guatemala praktizierten „Low Intensity 
Warfare“, „Kriegsführung niedriger Intensität“, hat 
diemexikanische Regierung seit Februar eine pro- 
pagandistische Offensive eingeleitet. UnterBeibe- 
haltungder militärischen undpolizeilichen Repres- 
sion soll die Kontrolle über die Zivilgesellschaft 
wiedererlangt werden. Dies geschieht durch ge- 
zielte Schläge gegenjede organisierte Opposition, 
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Menschenwerdenbestochen, eingeschüchtertoder 
gegebenenfalls ermordet. Andererseitswirddurch 
das Infiltrieren von oppositionellen Bewegungen 
mit eigenen Leuten der Widerstand ausgehöhlt. 
Diese Strategie hat in Chiapas nicht nur zum Tod 
von Dutzenden von Menschen geführt, sondern 
auch den Widerstand der Zivilbevölkerung ge- 
schwächt. Das ehemals schlagkräftige und geein- 
te Gegenparlament AEDPCH ist durch Morde und 
Korruption fastbedeutungslos geworden. Aberauch 
auf nationaler Ebene ist es der Regierungsseite 
gelungen, Boden gut zu machen. Die Nationale 
Demokratische Konvention (CND), ein am 8.Au- 
gust’94 in Aguascalientes von der EZLNinsLeben 
gerufenes Bündnis von fortschrittlichen Gruppen, 
drohte bis vor kurzem in internen Macht- 
kämpfen zu ersticken. 

Auch die Ausweisung dreier Priester - 
eines Spaniers, eines Argentiniers und eines US- 
Amerikaners -, die in der Diözese von Bischof 
Samuel Ruiz arbeiteten, bedeutete einen empfind- 
lichen Schlag gegen die demokratischen Kräfte. 
Unterstützung erhält die mexikanische Regierung 
vom Vatikan. Am 1. Juli '95 wurde der glühende 
Verehrer des Papstes und vorherige Bischof im 
Bundesstaat Puebla, Norberto Rivera Carrera, zum 
Erzbischof von Mexiko ernannt. Selbst der .wirk- 
lich nicht als links zu bezeichnenden Bischofskon- 
ferenz in Mexiko wäre jeder andere weniger kon- 
servative Vorgesetzte lieber gewesen. Für die 
fortschrittlichen Kreise um Samuel Ruiz bedeutet 
dies sicherlich eine Schwächung ihrer Position. 
Besonders Ruiz ist Gegenstand verschiedenster 
Attacken geworden. Neben Anschlägen auf sein 
und das Leben anderer Katholiken, sind dies vor 
allem permanente Anklagen in den staatlich ge- 
lenkten Medien. Unaufhörlich werden aus uner- 
findlichen Quellen undpseudo-wissenschaftlichen 
Untersuchungen „Beweise“ für eine Verstrickung 
von Ruiz mit dem Drogenhandel und der EZLN 
hervorgezaubert. Mit dieser Kampagne ist es der 
Regierung gelungen, die Medien mit Schlagzeilen 
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zu füllen und Verwirrung zu stiften. Dennoch steht 
sie vor mehr Schwierigkeiten, als sie sich auszu- 
malen scheint. 


Die Consulta als Hoffnungsträgerin 

Mit der von der EZLN initiierten nationalen und 
internationalen Befragung ist ein spürbarer Ruck 
durch Mexiko gegangen. Zwarliefdas Plebiszit, in 
dem weltweit über sechs Fragen der EZLN zur 
Verhandlungsführung und Bündnispolitik der Auf- 
ständischen, sowie zur Gleichberechtigung der 
Fraueninallen Entscheidungsgremienabgestimmt 
werden soll, sehr gemächlich an. Jedoch hat die 
Mobilisierung in ganz Mexiko eine Eigendynamik 
entwickelt, die eine große Beteiligung an der Um- 
frage erhoffen läßt. Über 32.000 HelferInnen orga- 
nisieren die nationale Consulta und haben die 
Zivilgesellschaft etwas aus ihrer Lethargie und 
inneren Zerrüttung geführt. Am 8. August ’95, dem 
ersten Jahrestag des CND-Treffens in Aguas- 
calientes, versammelten sich ca. 150.000 Men- 
schen auf dem Zöcalo, dem Hauptplatz vor dem 
Regierungssitzin MexikoStadt. Über Großleinwand 
wurde eine Video-Grußbotschaft der EZLN an die 
Zivilgesellschaft vorgetragen, vom Subcomandante 
Marcos übermittelt. 

Obwohl noch keinerlei Ergebnisse vorlie- 
gen - erste Auswertungen sind nicht vor Septem- 
berzuerwarten-läßtsich, bezogenaufdieConsulta 
Internacional, eines jetzt schon feststellen. Es ist 
der EZLN in vielen Ländern gelungen, Menschen 
zu mobilisieren und zur Teilnahme an der Befra- 
gung zu bewegen. Weiterhin sind dadurch die in 
Mexiko existierenden Zustände einer größeren 
Gruppe von Menschen bewußt gemacht worden. 
Die mexikanische demokratische Opposition ist 
zumindest partiell vom Reagieren zum Agieren 
übergewechselt. Ein kleiner Schritt zwar, aber im- 
merhin ein Anfang. Frank Kreuzer 
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Mediales 


Auch die Produktion von Büchern fällt regelmäßig 
in ein Sommerloch, doch meistens ist es nur die 
Ruhe vor dem (Bücher)sturm, derdannim Oktober 
zur Frankfurter Buchmesse lostobt. Auch diesmal 
wieder Rekordbeteiligungen auf der Messe und 
80.000 Neuerscheinungen, wer soll da den Über- 
blick behalten, und wer munkelt davon, daß die 
neuen Medien das gedruckte Wort verdrängen 
werden - bisher ist jedenfalls keine Spur davon zu 
erkennen. Nunist Quantitätbekanntlichnichtgleich 
Qualität, und so wenden wir uns lieber wieder 
einigen Kleinproduktionen zu: 
Nach längerer Zeit erschien mal wieder eine Aus- 
gabe der ZeitschriftMolli-freiheitliche Illustrier- 
te (Nr. 11/54 8. /6,—DM. Bezug über: Molli c/o 
Vapet, Grottenstr. 14, 44789 Bochum), mit The- 
men wie: Was ist eigentlich Anarchie / Abschied 
vom Social Beat /Bewegung 2. Juni / Zur Ideologie 
der antinationalen Bündnisse / Gedichte / Zitate 
aus Franz Jungs’s „Die Technik des Glücks“ u.a. 
Über diegleiche Adresseist,bololog-Internatio- 
nale bolo-Korrespondenzen“ zubeziehen(70S. 
/ Din-A-4 / 10,—DM). Für bolo’ bolo-Fans ein 
absolutes Muß. Sie enthält Texte von und über 
p.m. und sein bolo’ bolo-Projekt, und eine aus- 
führlicher Bibliografie. 
VielleichtgibtesjaMenschen, die Fragenjetzt:wer 
istp.m.? was istbolo’ bolo? Dann aber nichts wie 
ab in den nächsten Buchladen! Denn in diesen 
"Wochen ist (mal wieder) eine definitive Ausgabe 
vonp.m.’s bolo’ bolo erschienen (Paranoia City 
Verlag, Zürich / 209 S. / 18,—DM). Für mich ist 
dieses Buch das Genialste, was in den letzten 10 
Jahren erschienen ist, unddas, obwohlbereitsin 7 
Sprachen übersetzt, noch einen viel größeren 
Bekannheitsgrad braucht. Nach dem Motto: Wir 
machen hier und jetzt die Revolution, bietet das 
Buch -neben literarischen Vergnüglichkeiten und 
linguistischen Experimenten für eine Weltsprache 
das Zahlenmaterial und die Machbarkeit für eine 
grundlegende Veränderung unserer Gesellschaft. 
Voraussetzung ist natürlich, daß wir es wollen und 
auch machen. 
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Nun noch mal zu den Klassikern: Im Campus 
Verlag (Frankfurt/M-New York) erschien „Gu- 
stav Landauer (1870-1919) - Eine Bestandsauf- 
nahme zur Rezeption seines Werkes“ (264 S. / 
58,—DM), herausgegeben vonL.M. Fiedler, R. 
Heuer und A. Taeger-Altenhofer. Die Akademi- 
kerInnen haben mal wieder zu einem Symposium 
gerufen und das Ergebnis liegt hier nun in Buch- 
form vor. Aber irgenwie stolperte ich schon über 
das Grußwort der Frankfurter Stadträtin Linda 
Reisch, die über die Gewaltfrage streiten will, was 
sicherlich nicht verkehrt ist, aber wie so oft meinen 
die Herrschenden was ganz anderes: Landauer 
trat für die Gewaltlosigkeit ein, und Frau Stadträtin 
fürden Golfkrieg. HierscheintmirerstmalKlärungs- 
bedarf zu herrschen. Im übrigen empfehleich, wer 
sich mit Landauer beschäftigen möchte: Siegbert 
Wolf; Gustav Landauer zur Einführung. (Ed. 
SOAK im Junius Verlag, Hamburg. 137 S. / 
14,80 DM), und den Campus-Titel sollte man/frau 
sich vielleicht erstmal in der Bibliothek ausleihen. 
Da 1994/95 sich das Erscheinen vonMax Stirner’s 
Hauptwerk „Der Einzige und sein Eigentum“ 
zum 150. Male jährt (Bert Papenfuß soll ja angeb- 
lichimmer ein Exemplar davonmitsich rumtragen), 
sind neben dem angekündigten Buch „Ich hab’ 
Mein’ Sach’ auf nichts gestellt“ im Berliner Ka- 
rin Kramer Verlag, zwei Broschüren erschienen: 
Markus Henning; Max Stirners Egoismus (Ed. 
Anares, Bern /espero-Sonderheft Nr. 1/37. / 
5,—DM / 300 num. Ex. Bezug u.a.: AurorA- 
Buchvertrieb, Knobelsdorffstr. 8, 14059 Ber- 
lin), eine gute Einführung in Leben und. Werk 
dieses Philosophen, und: Bernd A. Laska; Ein 
heimlicher Hit - 150 Jahre Stirners „Einziger“. 
Eine kurze Rezeptionsgeschichte. (48 S. / 10,— 
DM / Bezug u.a. auch über AurorA). 
Wennvielleichtnichtunbedingtaktueller, aber zeit- 
lich näherist:Wolfgang Haug /Michael Wilk; Der 
Malstrom- Aspekte anarchistischer Staatskritik 
(Trotzdem VIg., Grafenau. 95 S./16,—DM). Hier 
werden Aspekte einer libertären Kritik am Sozial- 
staatangeführt, dersichimmer mehr zum Raubtier- 


gehege entpuppt, und Formendes Rassismus etc. 
zwangsläufig selbst produziert. Als Diskussions- 
grundlage ein lesenswertes Buch. 

Zum Schluß: Günter Grass’ neues Buch „Ein 
weites Feld“ wird hier vermutlich nicht zur Spra- 
che kommen (ich werde es jedenfalls nicht lesen, 
abgesehen von den 49,80 DM, die ich anderwärts 
besser ausgeben würde), ist ein Geniestreich in 
puncto Marketing: Nachdem sich niemand an den 
vorgegebenen Rezensionstermin gehalten hat, 
wurde das Buch -vom Verlag als Jahrhundertbuch 
gepriesen- von den bürgerlichen Medien einhellig 
ver- und zerrissen (siehe Spiegel-Titelblatt). Bei 


soviel Bösartigkeit gegen den armen Günter hat . 


sich nun Klaus Staeck (das" linke" Collagen-Ge- 
wissen der alten Bundesländer) nicht Iumpen las- 


sen, und ein Plakatanalle (?) Buchhandlungen mit 
eben diesen Spiegel-Titelblatt verschickt, samt ei- 
nem offenen Brief an den Spiegel. Das Plakat, 
betitelt mit „Vom Umgang mit Büchern‘ trägt die 
Unterzeile: „Eine deutsche Fortsetzungsge- 
schichte“. Viel Wind um Nichts. Die erste Auflage 
von 100.000 Ex. ist bereits verkauft, die Zweite im 
Druck, unddie Fortsetzungdes Scharmützelsgeht 
als große Aufmachung im „Stern“ weiter. So wird 
sich bald die halbe Nation im Grass-Fieber befin- 
den. Vielleicht wird ja dann doch noch ein 
Jahrhundertbuch draus, aber wer liest den Schin- 
ken? (Lieber Gras(s) rauchen als Grass lesen?) 

Das war es erstmal wieder. In den nächsten Aus- 
gaben werdet Ihr bestimmt einige Luftzüge vom 
Büchersturm mitbekommen... Gruß Knobi 


Ein Tag im August: 


Sommerliche Hitze. Vom nahen Badesee klingt 
Kinderlachen herüber. Ich begebe mich auf den 
Weg zum deutschen Haus. Links und rechts ge- 
säumt von Bäumen und Buschwerk. Das Grün ist 
besonders dichtundkräftig. Sehr gut gedüngt sind 
diese Pflanzen. Ich laufe auf eine pompöse Mauer 
aus Naturstein zu. Eine eindrucksvolle Kulisse für 
Politiker. Hier halten sie eine Rede. Hier steht 
schwarz über Ihren Köpfen: DEN OPFERN. Ein 
schmaler Pfad führt um dieses Bauwerk. Versteckt 
dahinter befindet sich das deutsche Haus. Aufden 
ersten Blick ein Pissoir. Eine Hütte.Die Wände roh 
gemauert.Backstein von seltsamer Art. Durchsetzt 
von Löchern. Vollgesogene, aufgeschichtete 
Schwämme. Ander einen Seite befinden sich zwei 
hölzerne, verschlossene Tore. Emaillierte Schilder 
_ mitEINS und ZWEI darüber. Abgesägte, verroste- 
te Stahlträger eines ehemaligen Vordachesragen 
aus den Fugen. Fenster in uralten Eisenrahmen. 
Anderanderen Seite zwei Öffnungen, diein Schwär- 
ze führen. Hineininden Hinrichtungsschuppen des 
Strafgefängnisses Plötzensee. Von 1933-1945 gin- 
gen durch diese Löcher über ZWEITAUSEND- 
UNDFÜNFHUNDERT Menschen ins Nichts. 

Im ersten Raum sind schwach beleuchte- 
te Texttafeln an die Wände gehängt worden. Die- 
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selben Texte befinden sich in bereitliegenden 
Broschüren.In der Ecke ein Wandschrank, aus 
dem touristische Abfälle quellen. 

Menschen, die ermordet werden sollten, : 
wurden zuersthier hineingeführt. DieHändeschon 
seit Tagen gefesselt. Mehrere Männer standen 
hinter einem Tisch. Funktionsträger. Der Vorste- 
herdes Totenhauses, Appelt. Staatsanwalt Stoltz. 
Professor Stieve vom Anatomisch-Biologischen 
Institut der Friedrich-Wilhelms-Universität. Der 
Richter Manfred Roeder. Mit gedruckter Einla- 
dungskarte in der Tasche, Kommissar Strübing. 

Liane Berkowitzwurde hereingeführt. Sehr 
klein und zierlich. Neunzehn Jahrealt. Im Mai 1942 
hatte sie eines Nachts Flugblätteraufdem Kudamm 
geklebt. Gegen die Propagandaausstellung „Das 
Sowjetparadies‘. Am 26. September 1942 wurde 
sie morgens um sechs Uhr verhaftet. Sie lebte bei 
Ihrer Mutter. Sie erwartete ein Kind. Im April 1943 
wurde Ihre Tochter Irene im Frauengefängnis ge- 
boren. Vier Monate später „verstarb“ das Kind im 
Krankenhaus der SS in Eberswalde.Diese Nach- 
richt wurde der Mutter noch übermittelt. 

Der Staatsanwalt sagte:“Scharfrichter, 
walten Sie Ihres Amtes |" 

Zwei kräftige Helfer packten die junge Frau und 
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warfen Sie unter das Fallbeil.Der Henker Roettker 
drückte auf den Knopf. 19 Uhr und 45 Minuten am 
5.August 1943. Liane war die letzte von 13 Frauen, 
die seit 19 Uhr ermordet wurden. 

Roettkerhatte dabei seine Zigarrettenicht 
aus dem Mund genommen. Pro Kopf erhielt er 80 
Reichsmark Prämie. Nunbegann Professor Stieve 
mit seiner Auswahl. Hart hatte erin den vergange- 
nen Wochen verhandelt. Seit Kurzem wurde nur 
noch abendsgemordet. EventuellstörendeLuftan- 
griffe waren um diese Zeit seltener. Der Professor 
wollte aber den Anteil für seine Anatomie-Studen- 
tenrechtzeitig. Wenigstensdie letzte Straßenbahn 
für den Weg nach Hause sollten sie rechtzeitig 
erreichen. Der Professor zeigte auf die offenen 
Kisten. Die jungen Frauen wurden ausschließlich 
gynäkologisch seziert. 

Strübing hatte für die Vernehmungen 5.000 
Reichsmark Prämie erhalten. 1967 verstarb er, 
geehrtals Mitarbeiter desBundesnachrichtendien- 
stes. 1951 wurde Roeder angeklagt. Doch die 
Angehörigen der Ermordeten wurden wegen Ver- 
leumdung verurteilt. Rehatbilitiert lebte der Ange- 
klagte im Kreise der Familie in seiner Villa. 

Die zerschnittenen Leichen wurden als 
Abfall beseitigt. 
Wieviele Mediziner promovierten damals erfolg- 
reich! War Dein Hausarzt nett ? 

Der zweite Raum des Hinrichtungsschup- 
pens enthält nicht einmal Texte an den Wänden. 
Ein dicker Berliner hat seinen spanischen Freund 


_hergeführt. Erschimpft: „Wieso istdas Waschbek- 


ken abmontiert? Nur die gelben Kacheln dahinter 
sind geblieben. Wo sind die Holzstufen zum Gal- 
gen? Weshalb fehlenam Doppel-T-Trägerdreider 
ehemals acht Haken? Wo ist das Fallbeil geblie- 
ben?“ 

Wir stehen in leerem Raum.Die Erinne- 

rung soll schwinden. 
Der spanische Besucher geht hinaus. Unter Tan- 
nen ein idyllisches Häuschen. Der uniformierte 
Wächter öffnet. „Haben Sie die Gedenkbroschüre 
auf Spanisch?“ „Nee! Jibs nich’!" „Französisch 
ginge auch.“ „Französisch is’ aus!“ 

Der Wächter schließt die Tür. Mit seinem 
gutendeutschen SchäferhundgehterumdieEcke. 
Tischzeit. Mahlzeit. Uber sechs Meter hohe Mau- 
ern weht der Geruch von Sauerkraut und Bauch- 
fleisch. PlötzenseeistnuneinriesigesKnastgelände 
für Jugendliche. Für Frauen. Bei der Einweihung 
erwähnten die Politiker mit Stolz die Mutter/Kind- 
Zellen. 

Das Blut der bestialisch Gemordeten ha- 
bendie Steine aufgesogen. EsliefindieAbwasser- 
kanäle. Es düngte die Bäume und Pflanzen. Es 
klebt am Geld der damals Beteiligten. 

Überall in Deutschland lebten sie. Bauten 
den Nachkommen Häuser.Von Freiburgbis Flens- 


Michael Meinicke 


Post 


Leserbrief zu „Solidarität nicht Identifikation” , 
telegraph Nr. 7/8 


Neubrandenburg, 14.08.1995 
„Also, ich finde es ja ganz natürlich, daß ostdeut- 


sche Linke gegenüber westdeutschen radikalen 
Linkenmanchmalgewisse Schwierigkeiten haben, 
weil sie ganz andere Erfahrungen haben und weil 
die politischen Verhältnisse im Osten ganz andere 
sind. Ebenfalls anwidern mich Leute die mir ihr 
politisches Bewußtsein überstülpen wollen, ob- 
wohl sie nichts über mich und meine Umwelt wis- 
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sen... 

Ich finde es auch richtig, sich kritisch mit Inhalten 
und Aktionen anderer linken Gruppen auseinan- 
derzusetzen und Widersprüche offen zu diskutie- 
ren. 

Aber was ihr mit dem Artikel „Solidarität - nicht 
Identifikation“ vom Stapel laßt, das hat mir doch 
einen Schock versetzt.Dasganzeistkeine Ausein- 
andersetzung mit den betroffenen Gruppen, son- 


(dern ein unobjektiver, verallgemeinernder und 


spalterischer Text... 


_ Warum schreibt Ihr Euch freiwillig in die Ecke der 
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„zutiefst verachteten Liberalen“? Woher nehmt Ihr 
die Befürchtung als „humanitäre Schwätzer“ be- 
zeichnet zu werden? (Die Zeitschrift „Contraste“ 
hatEuchmalalsradikalen TeilderBürgerbewegung 
betrachtet.) Eure Analyse der Westlinken strotzt 
nur vor Widersprüchen. Ihr beschreibt sie als un- 
persönliche Masse, die dogmatisch ist und die 
ohne Avantgarde nicht existieren kann. Ihr nehmt 
Euch die Beispiele heraus, die Euch in den Kram 
passen und macht daraus die Westlinke. Ihr ver- 
schweigt, daßesauchinderWestlinkengenügend 
Kritik gibt an den Antinationalen, der Antifa(M)oder 
der AlZundstelltdiesealsMatadore der ‚radikalen 
Masse“ dar, obwohl sie nicht so angesehen wer- 
den. Ihr verschweigt ebenfalls, daß es Kritik an 
blindwütigen Morden der RAF. gab und macht 
daraus eine mächtige Woge der Sympathie. Die 
gab es vielleicht beim Anschlag auf Weiterstadt. 
Eure Darstellung der RAF ist schlichtweg eine 
bewußte Fehlinterpredation. Alsob.die RAF -Leu- 
te die ersten und einzigen waren, die reflektierten, 
was die RAF die ganze Zeit getrieben hat. Undaals 
ob die „mächtige Woge der Sympathie“ auf einmal 
in einen allgemeinen Revisionismus-Vorwurf um- 
geschlagen hätte... 

Eure... Einschätzung der ‚radikal‘, daß sie lang- 
weiligistundnurnoch vonpolitischen Nostalgikern 
gelesen wurde, zeigt mir, wie ernst es Euch mit 
einer objektiven Auseinandersetzung ist. Woher 
nehmt Ihr Euer Wissen?...Wieso unterstellt Ihr, 
auch mir, wir wären von der Verfolgung des Staa- 
tes abhängig? Das die „radikal“ nach der Repres- 
sion einen Aufschwung durch Solidarität erlebt, ist 
doch wichtig und gut....Ihr spaltet sogar in der 
Solidarität. Die Westlinken solidarisierensich, weil 
siewild auf Verfolgung durch den Staatsind. Ihr, als 
ostdeutschenichtautoritäreLinkesolidarisiert Euch 
aus einem gerechten Gewissen heraus. Ist das 
vielleicht der feine Unterschied zwischen Ost und 
West? 

..Dogmen, Sektierertum, avantgardistische und 
autoritäre Strukturen sind unbestritten vorhanden, 
aber nur bei Westlinken? Inder Antifaschistischen 
Aktion/BOssindauch Ostdeutsche organisiert. Sek- 
tierertum ist wohl ein Problem in fast jeder Stadt. 
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Ich sehe es als einen Vorteil an, daß in vielen 
Oststädten die Entwicklung von Strukturen und 
politischer und kultureller Aktivität im Aufbau sind 
und neue Entwicklungen viel besser zu einem 
festen Bestandteil werden können. Im Westen 
gemachte Erfahrungen können genutzt werden 
und gemachte Fehler können berücksichtigt wer- 
den.... 

Sicher ist eine gewisse Perspektivlosigkeit ein 
Grund für eine autoritäre Organisierung, siehe AA/ 
BO, oderfürdas Entstehen einer militanten Avant- 
garde, siehe AlZ, aber die Kritik an Antifa(M), AV/ 
BO oder AlZ zeigt deutlich, daß viele Leute nach 
anderen Perspektiven suchen und nicht als „radi- 
kale Masse“ aufder Suche nach Verfolgung durch 
den Staat, dessen größter „Bedrohung‘ hinterher- 
rennen. .... 

Da Ihr über „die“ Westlinken schreibt, als wäre sie 
die Erbin der historischen Linken, bloß zunächst 
ein bißchen harmloser in Hinblick auf Diktatur und 
Stalinismus, frage ich mich, wo das „Linke“ in der 
nichtautoritären ostdeutschen Linken wohl her- 
kommt? Etwa von der stalinistischen SED? Ge- 
genüber der „großen Strömung“ SED findeich uns 
zunächst auch sehr harmlos. Viele Leute in der 
Westlinken definieren sich als „autonom-anarchi- 
stisch“. Die historischen Wurzeln liegen oft in der 
sozialistischenoderanarchistischen Ideeundnicht 
bei Marx, Lenin oder gar Stalin. Antistalinismus ist 
doch kein Monopol und keine Erfindung der ost- 
deutschen Linken. ... 

Ich frage mich die ganze Zeit, wieso Ihr einen so 
negativ - verallgemeinernden, oberflächlichen Text 
zur Westlinken schreibt. Wieso ihr Dinge einfach 
verschweigt, wenn sie eurer Argumentation im 
Wege stehen. ... | 

Trotz aller Unterschiede haben wir auch vieles 
gemeinsam. 

Gemeinsam offen für Widersprüche und Verände- 
rungen, selbstbestimmt und solidarisch! 


Ein nichtautoritärer, radikaler Linker aus Neu- 


brandenburg (der den „telegraph“ nichtals „liberal“ 
verachtet) 
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mm telegraph-Abonnement 
Ich bestelle den telegraph im Abonnement 
ab: für 
__ 1 Jahr (45,- DM) 
__ 1/2 Jahr (23,- DM) 
Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofern es An 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos 
gekündigt wird. Der Auftrag kann innerhalb von 10 1 
Tagen widerrufen werden. Redaktion telegraph 
__ auf Probe (2 Hefte für 6,- DM) } 
Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch! Schliemannstr. 22 
Probeabo nur gegen Vorkasse (bar oder Briefmarken!) 

10437 Berlin 


gi m us an ann m am a 
Loummmmmumel 


Datum/Unterschrift 


Ml telegraph - das Geschenk Name: 
Ich verschenke den telegraph als Abo für Str./Nr.: 
1 Jahr (45,- DM) an: Ort/PLZ: 
Name: ______: [Zahlungsweise : _ Rechnung _- 
SINE: __ #98, 7 eu si Schank 
‚2 1") 2. 7 ABSEMESSHENIERSEREREENREENES EEG ENEEEBFEEEN EESRERGERNSIER. ___ per Abbuchung __ 


Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch! Bar 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen 


werden. ea Ne de | 
Konto-Nr. Bankleitzahl 


Datum/Unterschrift 


Name der Bank/Ort 


Hinweise zur Abokarte: 

Im grau markierten Feld bitte ankreuzen, ob Ihr den "telegraph" verschenken wollt, 
oder selbst abonniert und das zugehörige Feld ausfüllen. Dann rechts das Feld zur 
Zahlungsweise ausfüllen. Nur wenn ein Einzug des Geldes vom Konto (Abbuchung) 
gewünscht ist, bitte die Angaben zu Kontönummer, Bankleitzahl etc. machen und vor 
dem Abschicken nochmal überprüfen sowie mit der zweiten Unterschrift bestätigen. 
Fristen: | 

Das Abo (nicht Geschenk- oder Probeabo) verlängert sich automatisch, wenn nicht 
spätestens 6 Wochen vor Ablauf des.alten Abos die Kündigung erfolgte. Den Aboauf- 
trag könnt Ihr bis zehn Tage nach Abschicken (Poststempel) widerrufen. 

Probeabo: 

Wer den "telegraph" noch nicht kennt, kann sich über das Probeabo informieren (nur 
gegen Vorkasse Bar oder Scheck) Ä 

Geschenkabo: 

Wenn Euch jemand lieb ist, schenkt ihr/ihm doch einfach ein " 
Förderabo: 

Menschen, die meinen, daß sie so viel Geld verdienen, daß sie ei 
"telegraph" unterstützen wollen, können das mit einem Förderab 
DM im Jahr tun. Die Fristen sind die gleichen wie beim normal 
geht es dem "telegraph” nicht besonders gut. 

Auslandsabo: | 

Wegen des erheblich höheren Portos kostet ein Auslandsabo im Jahr 60,- DM. Lese- 
rInnen in Osteuropa erhalten allerdings wegen des Verfalls der dortigen Währungen 
auf Wunsch den "telegraph" wesentlich verbilligt. 


telegraph"-Abo! 


ne Zeitschrift wie den 
0 für mindestens 70,- 
en Abo. Wirtschaftlich 
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Wegen der Demonstrationen und Aktionen 


Pfingsten 1993 in Peenemünde 
gegen den Export von NVA-Kriegsschiffen an das inonesische 
Mitärregime 


findet am 10. Oktober 
im Amtsgericht Wolgast gegen 
Ulf Thämelt und Holm Vogel 


ein Prozeß u.a wegen Landfriedensbruch und Gefährdung der Schiffahrtswege statt 


Es geht nicht nur um Solidarität für die beiden Demonstranten - sondern auch um den Protest gegen 
die Waffenhandelspolitik der Bundesrepublik und ihre Unterstützung von barbarischen Militärdikta- 
turen. 

Es geht dagegen, daß Arbeitsplätze und Wohlstand in Deutschland auf den Körpern von Gequälten 
und Ermordeten in der 3. Welt geschaffen und erhalten werden. 
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